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Was ist los in „Almanya“?
In den ersten Wochen dieses Jahres konnte man den Eindruck 
gewinnen, Deutschland gerate aus den Fugen. Das Drama 
Millionen Geflüchteter, die vor Kriegen oder elenden sozia-
len Verhältnissen in Deutschland und Europa Zuflucht su-
chen, die Bedrohung durch islamistischen Terror (IS), die se-
xistischen Übergriffe auf Frauen am Kölner Hauptbahnhof in 
der Silvesternacht, das Etablieren rassistischer Bewegungen 
wie Pegida oder AfD („Alternative für Deutschland“) werfen 
die Frage auf, was los ist in „Almanya“? Mal wieder werden 
Bedrohungsszenarien ausgeleuchtet und Werte beschworen, 
ohne diese konkret auf den Punkt zu bringen. Vielleicht, weil 
die mit der Ökonomisierung unseres Lebens längst ins Hin-
tertreffen geraten sind. Deutschland muss sich in Zeiten der 
Globalisierung neu erfinden. Muss endlich Abschied davon 
nehmen, soziale Fragen zu ethnisieren und Flucht, Migration 
sowie Einwanderung als Probleme zu begreifen. Deutsch-
land gehört zu den Profiteuren der Globalisierung, ist längst 
weltweit zu einer politischen Macht avanciert. Schon allein 
deswegen kann man nicht so tun, als hätten internationale 
Konflikte nichts mit uns zu tun. In- und Ausland, drinnen und 
draußen, „wir“ und „sie“ – das sind Denkmuster, die unsere 
globalisierte Welt bereits überholt hat. Deshalb: Wir müssen 
akzeptieren, dass Menschen mit Migrationsgeschichte zur 
DNA dieses Landes gehören. 
Wenn es um Themen geht, die mit Migranten zu tun haben, 
wird aber noch immer grobschlächtig pauschalisiert, werden 
ununterbrochen rassistische Klischees bemüht und Blödsinn 
geredet. Zu tradierten Reflexen gehört es, dass Politik und 
Medien zackig nach härteren Gesetzen rufen und ihren Tag-
traum der Abschiebungen leben – so auch nach den Kölner 
Übergriffen. Wozu das führen soll, wissen vermutlich nicht 
einmal die Apologeten des „Wir-müssen-jetzt-durchgreifen“.
Es hilft nicht, wir müssen uns auf allen gesellschaftlichen Ebe-
nen viel stärker um neue Antworten bemühen, vor allem in 
den Bildungseinrichtungen. Das verdient eine Chance, weil 

etwa die oft beschworene Integration viele Jugendliche aus 
Migrantenfamilien in ihrer Lebenswirklichkeit gar nicht (mehr) 
erreicht. Dass Salafisten, Dschihadisten und der sogenannte IS 
bei ihrer Rekrutierung in Deutschland und Europa darauf ab-
zielen, junge Menschen damit zu locken, ihrem Alltag zu ent-
kommen, ist kein Zufall, sondern Strategie. Warum scheint es 
den IS-Terrorgruppen in den vergangenen Jahren immer bes-
ser zu gelingen, vor allem junge Männer aus westlichen Demo-
kratien für ihren reaktionären Wahnsinn, ihre Verbrechen und 
Morde zu gewinnen? Warum radikalisieren sich diese hier und 
entscheiden sich für den Märtyrertod in Syrien? Die Gründe 
dafür sind komplex und nicht hinreichend erforscht. 
Neben vielen Aspekten, die vor allem in dem sich radikali-
sierenden politischen Islam selbst begründet sind, hat das 
Abdriften in die islamistische Radikalität auch mit unseren 
gesellschaftlichen Defiziten zu tun. Dass die tödlichen Ver-
sprechen der Dschihadisten und des IS manch jungen Migran-
ten faszinieren, hat auch mit der hier erlebten Ausgrenzung 
von Schule über Arbeitsmarkt bis hin zur Diskothek zu tun. 
Mit ein paar Klicks können sie im Internet ihre Wirklichkeit in 
Recklinghausen mit einer in Rakka tauschen. 
Doch der Radikalisierung junger Männer und Frauen ent-
zieht man den Boden nicht alleine dadurch, dass man den 
IS mit militärischen Mitteln bekämpft. Der Kampf gegen ei-
nen sich radikalisierenden Islam ist ein politischer, der auch 
bei uns geführt werden und der sich gleichzeitig gegen den 
Anti-Islamismus à la AfD stellen muss. Es muss darum gehen, 
Menschen, unabhängig von ihrer Herkunft und sozialen Lage, 
ein Angebot zu unterbreiten, sodass sie die Bedingungen des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens gleichberechtigt mitver-
handeln können. Wie geht partizipative Demokratie in Zeiten 
der Globalisierung? Das ist die eigentliche Frage. 

Imran Ayata, 
Autor
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Am Pranger: pädagogische Saisonarbeit
Nun weist auch eine aktuelle Auswertung der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) weist auf eine bereits vielfach angeprangerte 
skandalöse Praxis hin: Die Bundesländer entlassen Lehrkräf-
te vor den Ferien und stellen sie nach den Ferien wieder ein. 
Die Zahl der Pädagoginnen und Pädagogen, die sich während 
der Sommerferien arbeitslos gemeldet haben, ist laut BA im 
vergangenen Jahr sprunghaft gestiegen. „Das Hire-and-Fire-
Prinzip wird weder den Schülerinnen und Schülern noch den 
Lehrkräften gerecht. Die Länder als Arbeitgeber sanieren sich 
auf Kosten der Beitragszahler der Sozialkassen“, kritisiert 
GEW-Vorsitzende Marlis Tepe scharf. Saisonale Lehrerarbeits-
losigkeit ist kein neues Phänomen. Seit 2012 steigt der Anteil 
betroffener Lehrkräfte, denen insbesondere für die Sommer-
ferien Kündigungen ins Haus flattern. Die Zahl zusätzlich ar-
beitslos gemeldeter Lehrkräfte lag nach BA-Angaben im ver-
gangenen Sommer bundesweit bei rund 7 000. Spitzenreiter 
mit 2 040 zusätzlichen Arbeitslosen ist Baden-Württemberg. 
Nähere Information unter: http://statistik.arbeitsagentur.de/
Navigation/Statistik/Arbeitsmarktberichte/Branchen-Berufe/
Branchen-Berufe-Nav.html

NRW: Lehrerbesoldung teils verfassungswidrig
Die GEW NRW kritisiert, dass sich die bisherige Besoldung 
der Lehrkräfte immer noch an der alten Lehrerausbildung 
orientiert, die Grundschullehrkräfte und Lehrkräfte der Sek I 
finanziell schlechter stellt. Die Gewerkschaft fordert die rot-
grüne Landesregierung und den Landtag deshalb auf, die in 
Teilen verfassungswidrige Besoldung der Lehrerinnen und 
Lehrer zu korrigieren. Die Politik müsse „zeitnah gesetzge-
berisch initiativ werden“. Der Landesverband beruft sich auf 
ein in seinem Auftrag verfasstes Rechtsgutachten von Prof. 
Ralf Brinktrine. Dieses belege, dass die ungleiche Besoldung 
gleichwertiger Lehrämter verfassungswidrig ist. Die unter-
schiedliche Einstufung der Lehrkräfte widerspreche dem im 
Grundgesetz verankerten Alimentationsprinzip. Nach dem 
neuen Lehrerausbildungsgesetz gebe es keinen sachlichen 
Grund (mehr), der eine niedrigere Besoldung von Lehrkräften 
an Grundschulen und in der Sekundarstufe I rechtfertigt. Die 
Ungleichbehandlung könne weder mit dem Kriterium unter-
schiedlicher Aus- und Fortbildung noch mit unterschiedlich 
anspruchsvollen Aufgaben und Anforderungen des Amtes be-
gründet werden.
Zum Hintergrund: Der nordrhein-westfälische Landtag hat 
2009 ein neues Lehrerausbildungsgesetz verabschiedet.  
Darin ist geregelt, dass – unabhängig vom Lehramt – Studie-
rende aller Lehrämter ein sechssemestriges Bachelor- plus ein 
viersemestriges Masterstudium absolvieren müssen. 
In den nächsten Jahren werden nach Berechnungen der GEW 
NRW rund 3 000 Lehrkräfte neu eingestellt, deren Eingangs-
besoldung – nach dem neuen Ausbildungsgesetz – erhöht 
werden müsste (A 13 statt A 12). 

GEW weiter auf Wachstumskurs
Die Bildungsgewerkschaft hat 2015 die Marke von 280 000 
Mitgliedern geknackt. Zum Jahreswechsel waren exakt 280 678 
Menschen in der GEW organisiert. Innerhalb eines Jahres hat 
sie per Saldo fast 8 500 Mitglieder gewonnen – ein Plus von  
3,1 Prozent. Gut 70 Prozent aller GEW-Mitglieder sind Frauen. 
Hauptgründe für die überdurchschnittlich vielen Beitritte: die 
großen Tarifrunden im Länderbereich sowie im Sozial- und  
Erziehungsdienst (SuE).
Seit acht Jahren gewinnt die GEW kontinuierlich Mitglieder – in 
diesem Zeitraum weit über 30 000 Kolleginnen und Kollegen.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,
wie jedes Jahr im Februar kommt die Zeitschrift  
„Erziehung und Wissenschaft“ der Bildungsgewerk-
schaft GEW nicht alleine: Auf der Innenseite des feste-
ren Umschlags finden Sie Ihre Beitragsbescheinigung 
2015 zur Vorlage beim Finanzamt sowie Ihren neuen 
GEW-Mitgliedsausweis für das Jahr 2016.
Mehr Informationen unter: www.gew.de

didacta 2016 in Köln
Unter dem Motto „Bildung ist Zukunft“ findet vom 16. bis  
20. Februar die Bildungsmesse didacta in Köln statt. Die GEW 
lädt Sie ein, die beiden Stände der Bildungsgewerkschaft zu 
besuchen. Lassen Sie sich beraten oder machen Sie bei uns 
eine Kaffeepause und erholen sich vom Messetrubel. 
Hauptstand: Halle 6.1 Stand F60, Kita-Stand: Halle 8.1 Stand F40. 
Die GEW bietet spannende Diskussionsforen u. a. zu den Themen
„Flucht & Asyl: Ein Thema für die Schule“ (Mittwoch, 17. Fe-
bruar, 12 Uhr, Forum didacta aktuell); „BNE ist MehrWert! – 
Bildung für nachhaltige Entwicklung verankern“ (Donnerstag, 
18. Februar, 16 Uhr, Forum didacta aktuell); „Bildungsgerech-
tigkeit: Ja – aber nur auf dem Papier?“ (Donnerstag, 18. Fe
bruar, 13.15 Uhr, Forum Bildung). 
Mehr Infos unter www.gew.de und www.gew-nrw.de 

Paten für junge Geflüchtete
Mit Hilfe von Patenschaften, Vormundschaften und Gastfami-
lien sollen junge geflüchtete Menschen den Alltag in Deutsch-
land besser bewältigen, berichtet die Deutsche Presse-
Agentur (dpa). „Menschen stärken Menschen“, ein mit zehn 
Millionen Euro ausgestattetes Bundesprogramm, das Bun-
desfamilienministerin Manuela Schwesig (SPD) Ende Januar in 
Berlin vorgestellt hat, setzt neben staatlicher Verantwortung 
auch auf Bürgerengagement: Über 25 000 ehrenamtliche 
Paten sollen geflüchtete Menschen bei Wohnungs- und Kita-
suche oder bei Behördengängen unterstützen.
Mehr Informationen: www.willkommen-bei-freunden.de
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// Der radikale Islamismus hat 

sich auch in Deutschland zu 

einer subversiven Jugendkul-

tur entwickelt. Seine Anhänger 

kommen aus allen Teilen der 

Gesellschaft. Fachleute versu-

chen zu erklären, warum sich 

Jugendliche innerhalb kurzer 

Zeit so weit von den Werten 

dieser Gesellschaft entfernen. //
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Als sich Stephen* in Bilal umbenannte  
und im Kaftan, dem traditionellen mus- 
limischen Gewand, in der Schule er-
schien, hatte Jan Kleinschmidt einen 
schrecklichen Verdacht: Sein Schüler 
sei auf dem Weg, sich zu radikalisieren. 
Früher war der Achtklässler durch seine 
Unangepasstheit und Renitenz aufge-
fallen. Aber in der jüngsten Zeit habe 
sich sein Wesen vollkommen verändert. 
„Bilal war auf einmal lammfromm und 
sehr höflich“, erzählt der Lehrer einer 
Hamburger Stadtteilschule. „Er wollte 
unentwegt über den Nahostkonflikt 
sprechen.“ Hin und wieder hätten Män-
ner mit langen Bärten vor dem Schultor 
gewartet. 
Die islamistische Radikalisierung junger 
Menschen wie Bilal ist nach den Terror-
anschlägen von Paris erneut in den Blick-
punkt der Öffentlichkeit gerückt. Denn 
Drahtzieher der Anschläge waren junge 
Männer, die in Frankreich und Belgien 
aufgewachsen sind, dort die Schulen 
und Jugendclubs besucht haben. Exper-
tinnen und Experten aus Wissenschaft 
und Praxis, aber auch betroffene Eltern 
fragen sich, warum sich eben noch un-
auffällige Jugendliche zum Teil innerhalb 
kurzer Zeit derart radikalisieren, dass sie 
nach Syrien oder in den Irak ziehen, um 
für die Terrormiliz Islamischer Staat (IS) 
ihr Leben zu lassen. Oder den Krieg zu-
rück in ihre alte Heimat tragen. 
Doch diese Debatte darf nicht nur in Be-
zug auf Anschläge und die Sicherheits-
lage geführt werden. „Es geht darum 
zu begreifen, wie es sein kann, dass Ju-
gendliche sich so weit von den Werten 
unserer Gesellschaft entfernen“, sagt 
der Psychologe Ahmad Mansour. Diese 
Frage müsse sich die ganze Gesellschaft 
stellen. Mansour betreut in der Berliner 
Beratungsstelle Hayat** Menschen, 
deren Kinder sich dem religiösen Radi-
kalismus verschrieben haben. In seinem 
Buch „Generation Allah – warum wir im 
Kampf gegen religiösen Extremismus 

umdenken müssen“*** richtet er einen 
eindringlichen Appell an Politik und Ge-
sellschaft, junge Muslime nicht länger 
im Stich zu lassen. 

„Religiöse Analphabeten“
Wer sind diese Jugendlichen, die sich 
wie Bilal einer extremistischen Ideolo-
gie zuwenden? „Absolut jeder Jugend-
liche in dieser Gesellschaft kann zum 
Betroffenen werden“, erklärt Mansour. 
„Der politische Salafismus hat sich in 
den vergangenen Jahren zu einer ra-
dikalen Jugendsubkultur entwickelt“, 
stellt die Islamwissenschaftlerin Claudia 
Dantschke, Leiterin der Beratungsstel-
le Hayat, fest. Diese spreche mit ihrem 
Kleidungscode im Straßenkämpfer- 
Style, mit coolen Gesten und provokan-
ten Ausdrücken sowie den IS-Kämp-
fern, die wie Popstars verehrt werden, 
alle Jugendlichen an – unabhängig von 
sozialer Schicht, nationaler oder kultu-

reller Herkunft. Der französische Nah-
ostwissenschaftler Olivier Roy sieht in 
Salafismus und Dschihadismus sogar 
eine Jugendrevolte – einen Bruch mit 
der Religion der Eltern wie auch mit der 
westlichen Kultur. 
So unterschiedlich ihre Anhänger auch 
sind, haben sie doch eine Gemeinsam-
keit: Ob Muslime oder nicht – sie haben 
nie eine reflektierte religiöse Sozialisati-
on erfahren, die sie in die Lage versetzt 
hätte, sich kritisch mit Religion ausein-
anderzusetzen. Dantschke bezeichnet 
sie als „religiöse Analphabeten“. Die Ju-
gendlichen seien in Familien aufgewach-
sen, die nach einem sehr strikten und 
traditionellen Islamverständnis leben, 
oder stammten aus liberalen Elternhäu-
sern, in denen Religion keine oder nur 
eine untergeordnete Rolle gespielt hat. 
Von entscheidender Bedeutung, hebt 
die Hayat-Leiterin hervor, seien die Fa-
milienstrukturen: Viele kämen wie Bilal 

Endlich ein klares Ziel 
vor Augen

„Eine Verständigungslücke“
„Die ehemaligen Gastarbeiter sind in Deutschland angekommen, ihre Mo-
scheen noch nicht“, sagt Imam Abu Ahmad Jakobi von der Schura, dem Rat 
der islamischen Gemeinschaften Hamburgs. Es fehle ihnen an Struktur und 
Geld, um ausgebildete Imame und Personal für die Jugendarbeit einzustel-
len. „Zwischen Jugendlichen und Gemeinden ist eine Verständigungslücke 

entstanden.“ Um die Jugend nicht 
an die Salafisten zu verlieren, leisten 
Geistliche und Moscheegemeinden 
bundesweit Präventionsarbeit  – 
meist ehrenamtlich. So gibt Imam 
Jakobi Koranunterricht und leitet 
Dialog-Workshops. Im Rahmen des  
Hamburger Präventionsnetzwerks  
begleitet er beim Ausstieg aus der 
Salafistenszene. Die Schura unter
stützt ihre Moscheen bei der 
deutschsprachigen Jugendarbeit. 
Bundesweit geht es strukturell vor-
an: durch Islamunterricht an Schulen 
und eine universitäre Ausbildung 
von Imamen und Seelsorgern.� M.L.Imam Abu Ahmad Jakobi
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aus zerbrochenen Familien, seien ohne 
Vater aufgewachsen oder in patriarcha-
len Familien groß geworden, in denen 
Verbote und Bestrafung an der Tages-
ordnung sind. 
„Die Jugendlichen sind auf der Suche 
nach Geborgenheit, Zugehörigkeit, Ori-
entierung und auch ein wenig Spiritu-
alität“, erklärt Islamexpertin Dantsch-
ke. „Bei den Salafisten finden sie die 
Befriedigung dieser Bedürfnisse und 
eine vermeintliche Antwort auf ihre 
Fragen.“ Hier fühlten sie sich angenom-
men, hätten mit der „Da’wa“, der Mis-
sionierung, eine Aufgabe. Und damit 
endlich ein klares Ziel, das ihrem Leben 
einen Sinn gibt. Außerdem biete das 
Leben nach strengen religiösen Regeln 
Sicherheit vor „westlichen“ Verlockun-
gen. Die salafistische Ideologie gebe, 
so Dantschke, Jugendlichen damit Halt 
und eine klare Alltagsstruktur. 

Mehr Mädchen rekrutiert
Neu ist, dass verstärkt Mädchen rekru-
tiert werden. In der Hamburger Bera-
tungsstelle Legato ist bereits ein Drittel 
der Klienten weiblich. Was fasziniert 
Mädchen wie die Hamburgerin Assi-
ye**** an der salafistischen Ideologie? 
Die 15-Jährige stammt aus einer sehr 
patriarchal geprägten Familie. Ihr Vater 
wacht streng über die Tugendhaftigkeit 

der ältesten Tochter. Assiye wurde in 
der Vergangenheit häufiger sexuell be-
lästigt. Durch die Vollverschleierung, 
die die Salafisten von ihr fordern, fühlt 
sie sich nun geschützt. Sie hat schein-
bar ein Stück Freiheit gewonnen und ist 
glücklich, einer „Elite“ anzugehören. 
Warum der Islamismus für immer mehr 
junge Menschen zu einem wichtigen 
Baustein ihrer Identität wird, hängt 
auch mit ihren Erfahrungen von Aus-
grenzung und Diskriminierung zusam-
men. „Haben Jugendliche permanent 
das Gefühl, dass ihre Kultur, ihre Reli-
gion Fremdkörper in der Gesellschaft 
sind, ist es eine Frage der Zeit, bis sie 
sich aktiv einen anderen identitätsstif-
tenden Anker suchen“, bringt es Psy-
chologe Mansour auf den Punkt. Doch 
diesen suchten sie nicht in den Mosche-
en ihrer Eltern.
„Die meisten Moscheeverbände in 
Deutschland haben es verschlafen, sich 
auf die neue Generation einzustellen“, 
kritisiert Mansour. Sie orientierten sich 
noch an den Arbeitsmigranten der ers-
ten und zweiten Generation. Doch die 
dritte Generation ist hier aufgewach-
sen, sie spricht die Sprache ihrer Eltern 
nur noch rudimentär und ist durch das 
Leben in Deutschland geprägt. Aber 
die Imame, die aus der Türkei für eini-
ge Jahre nach Deutschland geschickt 

werden, kennen weder Sprache noch 
Lebenswelt der Jugendlichen.
So sei eine „religiöse Marktlücke“ ent-
standen, sagt Mansour. Die Salafisten 
hätten sie erkannt und besetzt. Der Psy-
chologe nennt sie gar „die besseren So-
zialarbeiter“. Denn Salafisten bedienten 
nicht nur die Bedürfnisse junger Mus-
lime, sondern gingen auch dorthin, wo 
diese sich treffen: in die Jugendzentren 
und vor die Spielhallen, in denen man-
che gerade ihren letzten Euro verzockt 
haben, sprächen sie im Park an, wo sie 
Alkohol trinken und kiffen. Häufiger ist 
es aber ein Mitschüler, Bekannter oder 
Verwandter, der Nähe zu Islamisten 
herstellt und immer wieder in ein Ge-
spräch verwickelt. Er lädt zum Beten 
ein, später zu Vorträgen oder Semina-
ren. Auch im Internet sind salafistische 
Gruppen über ihre Webseiten, Foren 
und sozialen Netzwerke sehr aktiv: Die 
Suche nach religiösen Antworten, nach 
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„Haben Jugendliche permanent das Gefühl, dass ihre Kultur, ihre Religion Fremdkör-
per in der Gesellschaft sind, ist es eine Frage der Zeit, bis sie sich aktiv einen anderen 
identitätsstiftenden Anker suchen“, sagt Psychologe Ahmad Mansour von der Berli-
ner Beratungsstelle Hayat.

Salafismus
Der Salafismus ist innerhalb der 
islamistischen Szene eine der dy-
namischsten und am schnellsten 
wachsenden Bewegungen. Er ori-
entiert sich an den „rechtschaf-
fenen Altvorderen“ („as-salaf as-
salih“). Damit sind die Gefährten 
des Propheten Mohammed und 
die ersten drei Generationen der 
Muslime gemeint. Die heutigen 
Salafisten erkennen als Quellen 
eines authentischen Islam nur den 
Koran, die Prophetentradition und 
den Glauben sowie die Lebenswei-
se der Altvorderen an. Ihr Ziel ist 
es, die Gesellschaft zur Frömmig-
keit zu bekehren. Gewaltbereit ist 
nur ein kleiner Teil von ihnen. So 
wird unterschieden zwischen den 
unpolitischen „Puristen“, den poli-
tischen Salafisten, die den Gottes-
staat mit politischen Mitteln errei-
chen wollen, und Dschihadisten, 
die dieses Ziel auch mit Gewalt 
verfolgen.* � M.L.

*�Vgl. Info aktuell 29/2015 der 
Bundeszentrale für politische 
Bildung/bpb
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Lebenstipps oder einfach der Wunsch 
zu konvertieren, führt häufig auf sala-
fistische Webseiten (s. S. 12 f.).
„Ein labiler Jugendlicher kann sich in-
nerhalb eines Monats radikalisieren“, 
glaubt Dua Zeitun. „Man muss ihn nur 
an seinem Schmerz packen.“ Die 36-jäh-
rige bekennende Muslima ist Mitbe-
gründerin der „Muslimischen Jugend-
community  Osnabrück“ (MUJOS). Sie 
ist „Freundin“ und „Streetworkerin“ 
zugleich, im realen Leben und online auf 
ihrer Facebook-Seite. Sie ist da, wo die 
Jugendlichen jemanden suchen, um ih-
ren Kummer, ihre Fragen und ihren Zorn 
loszuwerden. In dem sozialen Netzwerk 
„stalked“ sie, wie sie selber sagt, musli-
mische Jugendliche zwischen 14 und 17 
Jahren aus dem Großraum Osnabrück 
und schreibt sie an. Über 1 000 „Freun-
de“ hat sie mittlerweile. „Ich buhle mit 
ähnlichen Mitteln wie die Salafisten um 
ihre Gunst“, erzählt Netzaktivistin Zei-
tun. Doch während diese die Jugendli-
chen in ihrer Opferrolle bestätigen, hört 
die junge Frau zu, fragt nach und tröstet.
Wer die Radikalisierung Jugendlicher 
verhindern oder aufhalten will, muss 
verstehen, weshalb, wie und wo sie sich 
radikalisieren. Doch die wissenschaft-
liche Forschung steckt noch in den Kin-
derschuhen. Der Bielefelder Sozialpsy-
chologe Andreas Zick unterscheidet auf 
Grundlage bisheriger Forschungsergeb-
nisse drei Radikalisierungstypen: Den 
„Anführer“, der stark nach außen wirken 
wolle – dieser Typ „nimmt entscheiden-
den Einfluss auf den Radikalisierungs-
prozess anderer durch Rekrutierung, An-
weisung und Bestärkung“, so Zick. Den 
„Mitläufer“, der auf der Suche nach Au-
toritäten sei – er entwickele eine starke 
Abhängigkeit zu seinem Mentor inner-
halb der Gruppe. Den dritten bezeichnet 
der Wissenschaftler als „explorierenden 
Typus“, der vor der Radikalisierung eine 
Krise durchlebt habe und nun auf der Su-
che nach einem Lebenssinn sei.
Wichtige Etappen im Radikalisierungs-
prozess sind nach Angaben des Sozial-
forschers die Identifikation mit der glo-
balen Umma***** und den Muslimen 
weltweit, das Aufgehen der eigenen in 
einer muslimischen Identität und der 
Abbruch der Beziehungen zu Familie, 
Freunden und Bekannten. Allerdings 
durchliefen nur wenige den gesamten 

Prozess bis hin zur Bereitschaft, zu tö-
ten. Zick weist darauf hin, dass diese 
Radikalisierung nicht linear verlaufe, 
sondern stoppen, abbrechen oder wie-
der neu aufleben kann. 
Aggressives Zitieren des Koran, Missi-
onieren, religiöses Mobbing oder an-
tidemokratische Propaganda: Meist 
sind Schulen der Ort, an dem junge 
Radikale erstmals auffallen und es zu 
Konflikten mit Lehrkräften und Mit-
schülern kommt. Deshalb empfiehlt das 
Team um Christoph Berens, Leiter des 
Bereichs „Demokratiepädagogik“ am 
Hamburger Landesinstitut für Lehrerbil-
dung und Schulentwicklung, den Schu-
len, sich mit dem Phänomen religiöser 
Radikalisierung zu befassen. „Die Kolle-

ginnen und Kollegen sollen verstehen 
können, was hinter den religiösen und 
politischen Provokationen Jugendlicher 
steckt, und erkennen, ob sie dabei sind, 
extremistische Weltbilder zu entwi-
ckeln“, so Berens. 
Für Lehrkräfte ist es häufig schwierig, 
zwischen Frömmigkeit und beginnen-
der Radikalisierung zu unterscheiden, 
zumal die Übergänge zuweilen fließend 
sind. „Grundsätzlich machen wir deut-
lich, dass radikaler Islamismus nichts 
mit dem Islam als Religion zu tun hat“, 
sagt der Pädagoge. Das Beratungsteam 
macht aber auch klar, dass es keine 
Standard-Erklärungen für die Radikali-
sierung junger Männer und Frauen gibt, 
sondern diese aus vielen Perspektiven 
betrachtet werden müsse. Lehrkräfte 
sollen ermutigt werden, das erlernte 
pädagogische Handwerkszeug einzu-
setzen: souverän zu argumentieren, 
Grenzen zu setzen, aber an bestimmten 
Punkten auch tolerant zu sein. „Wichtig 
ist, die Schülerinnen und Schüler in ih-
ren Äußerungen ernst zu nehmen und 
in Kontakt zu bleiben“, betont Berens. 

Betreuung der Eltern
Die Betreuung betroffener Eltern über-
nimmt die Beratungsstelle Legato. In der 
Regel sind die Konflikte in der Familie 
bereits so gravierend, dass der Jugendli-
che immer weiter ins salafistische Milieu 

Zahl der Salafisten  
verdoppelt
Nach Angaben des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz hat sich die 
Zahl der Salafisten in Deutschland 
seit 2011 mehr als verdoppelt: auf 
8 353 Anhänger Ende 2015. Etwa 
780 Islamisten sind in den Irak 
und nach Syrien ausgereist. Der 
Anteil der Salafisten war bis dahin 
noch nicht im Detail ausgewiesen, 
stellt jedoch die überwiegende 
Mehrheit.� M.L.
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„Die Jugendlichen sind auf der Suche nach Geborgenheit, Zugehörigkeit, Orientie-
rung und auch ein wenig Spiritualität. Bei den Salafisten finden sie die Befriedigung 
dieser Bedürfnisse und eine vermeintliche Antwort auf ihre Fragen“, sagt die Islam-
expertin und Leiterin der Berliner Beratungsstelle Hayat, Claudia Dantschke.
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abgedrängt wird. „Als Gegenstrategie 
bauen wir ein Schutzschild auf, das aus 
Familienmitgliedern und Menschen, die 
noch einen Zugang zu dem jungen Radi-
kalen haben, besteht“, betont Michael 
Gerland, Therapeut und pädagogischer 
Leiter von Legato. Er und sein Team ver-
suchen, gemeinsam mit den Angehöri-
gen, den Betroffenen aus der Szene he-
rauszulösen. Wenn er irgendwann selbst 

in die Beratung kommt, sei ein wichtiges 
Etappenziel erreicht. Möchte der Sohn 
oder die Tochter weiterhin am Islam als 
religiösem Weg festhalten, bringen ihn 
Gerland und sein Team in Kontakt mit 
vertrauten muslimischen Geistlichen. 
Der Erfolg ihrer Arbeit sei schlecht zu 
messen, doch Gerland ist überzeugt, 

dass das Legato-Team schon einige Radi-
kalisierungsverläufe abschwächen konn
te. „Ohne unsere Arbeit wäre der eine 
oder andere schon Richtung Syrien un-
terwegs“, konstatiert der Therapeut.
Der Hamburger Schüler Bilal ließ sich 
nicht mehr aufhalten. „Bis zum Schulab-
schluss hatten wir ihn stabilisiert, stan-
den im ständigen Austausch mit seiner 
Mutter“, erinnert sich Lehrer Klein-
schmidt. Doch mit dem Wechsel an die 
Berufsschule hatte Bilal sein soziales 

Schutzschild verloren. Als Probleme mit 
seinem Aufenthaltstitel dazukamen, er-
schien ihm die Ausreise nach Syrien als 
letzter Ausweg. Wenige Monate später 
starb er.

Michaela Ludwig, 
freie Journalistin

*Namen der Schüler und Lehrkräfte 
geändert
**www.hayat-deutschland.de/
***Ahmad Mansour: 
Generation Allah. 
Warum wir im 
Kampf gegen religi-
ösen Extremismus 
umdenken müssen. 
S. Fischer Verlag, 
2015, 272 Seiten, 
19,99 Euro
****Name geändert
*****Umma (arabisch) bezeichnet im 
engeren Sinne eine religiös fundierte 
Gemeinschaft der Muslime.

Mitdiskutieren
www.gew.de/
EundW
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„Grundsätzlich machen wir deutlich, dass radikaler Islamismus nichts mit dem Islam 
als Religion zu tun hat“, stellt Christoph Berens (Mitte), Leiter des Bereichs „Demo-
kratiepädagogik“ am Hamburger Landesinstitut für Lehrerbildung und Schulentwick-
lung, fest.
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„Verstehen können, was hinter den religiösen und politischen Provokationen Jugend
licher steckt“, betont Pädagoge Berens.
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// Terrorismus digital. Die ein-
fachste und zugleich schwierigste 
Antwort auf die Frage, welche 
Rolle das Internet beim Thema 
Radikalisierung heutzutage 
spielt, lautet: Es ist komplex. //

Vielleicht wäre der Wunsch nach einer 
hilfreicheren Antwort vor 20 Jahren 
einfacher zu erfüllen gewesen, als „das 
Internet“ im Wesentlichen aus dem 
World Wide Web (www) bestand. Da-
mals sorgten nur vereinzelte Websites 
für Diskussionen über Extremismus, so 
wie die „Zundelsite“, ein Webangebot, 
das rechtsextreme Inhalte verbreitete, 
1994 initiiert von Ernst Zündel, einem 
deutschen Holocaustleugner, damals 
mit Wohnsitz in Kanada. Wer diese 
www-Frühphase miterlebt hat, dürfte 
sich an Debatten über Netzsperren 
erinnern, ausgelöst 2002 durch den 
damaligen Regierungspräsidenten des 
Regierungsbezirks Düsseldorf, Jürgen 
Büssow (SPD). Dieser forderte nord-
rhein-westfälische Internetprovider auf,  
den Zugang zu Websites wie der von 
Zündel zu verhindern. Die rechtlich mit 

dem Mediendienstestaatsvertrag be-
gründeten Sperrungen stießen auf gro-
ßen Widerstand – und das nicht (mehr) 
nur in der „Netzgemeinde“. Trotzdem 
verfing die Idee in der Politik und wurde 
immer wieder als gangbarer Weg dar-
gestellt, radikales Gedankengut zu ver-
meiden, frei nach dem Motto: aus den 
Augen, aus dem Sinn.

Sperrungen: keine Lösung
Waren (und sind) Sperrungen eine sinn-
volle Lösung? Nein, allein schon deshalb 
nicht, weil sie leicht zu umgehen sind. 
Aber sie waren ein sehr bequemer Weg, 
zeigten sie doch der Öffentlichkeit, dass 
Politik auch bei neuen Herausforderun-
gen schnell handeln kann. Mehr genützt 
hätte allerdings schon seinerzeit etwas, 
das besonders in Deutschland fortwäh-
rend sträflich vernachlässigt worden 
ist: eine intensive „ganzheitliche“ Aus-
einandersetzung mit dem Internet – auf 
sozialer, rechtlicher und technischer 
Ebene. Phänomene wie die „Zundelsi-
te“ wären auch damals schon am besten 
auf der inhaltlichen Ebene entlarvt wor-
den. Stattdessen setzte man lieber auf 

technische und rechtliche Ansätze, ganz 
den alten (staatlichen) Denkschemata 
von Kontrolle und Macht folgend – die 
direkt in die digitale Sackgasse führten. 
Konsequenz dieses Irrwegs: Kaum ein 
anderes hochentwickeltes Land dürfte 
so ahnungslos durch die vergangenen 
digitalen Jahrzehnte gestolpert sein wie 
Deutschland. Vor allem aufgrund bishe-
riger Versäumnisse ist der Umgang mit 
digitaler Radikalisierung und Propagan-
da heute besonders herausfordernd. 
Inzwischen gibt es eben nicht mehr 
nur eine Handvoll „antidemokratischer 
Spinner“, die ihre kruden Thesen auf 
einigen schlecht gestalteten Websites 
verteilen. Spätestens seit den medialen 
Erfolgen des sogenannten Islamischen 
Staates (IS) dürfte nun auch den letzten 
Netzverweigerern klar geworden sein, 
dass es gerade diese mediale Ahnungs-
losigkeit ist, die Terroristen gezielt aus-
nutzen. Sie wissen, dass sie hierzulande 
nicht „siegen“ können: Keine einzige 
terroristische Gruppe konnte der Bun-
desrepublik nachhaltigen Schaden zufü-
gen – von einem Umsturz des Systems 
ganz zu schweigen. Deshalb stoßen die 
IS-Terroristen sehr präzise in die Lücke, 
die sich ihnen bietet: Schrecken zu ver-
breiten, bevorzugt via Internet. Und es 
braucht nicht besonders viel, um große 
Aufmerksamkeit zu erzielen: Der Auf-
schrei des Entsetzens war riesig, als 
der IS die ersten Enthauptungsvideos 
veröffentlichte. Viele Deutsche reagier-
ten verängstigt – die digitale Strategie 
des IS war erfolgreich. Hinzu kamen 
Jubelstürme von Sympathisanten und 
Anhängern. Denn was für den einen die 
widerliche, bestialische Tat menschen-
verachtender Irrer ist, gilt dem anderen 
als Lockruf. Bei der Vermittlung eines 
Heilsversprechens ist der IS außeror-
dentlich wirksam mit seinen Parolen:  
„Komm zu uns, verwandle dich vom 
Frustrierten, Enttäuschten  – und auch: 
vom Loser – zum Krieger.“ Plötzlich bot  

Heilsversprechen 
mit „Erfolgsgarantie“

Die IS-Terroristen rekrutieren viele Menschen über das Internet. Deshalb ist es wichtig, 
digital gegenzusteuern – wie auf dieser französischen Website, die über den IS aufklärt.
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sich für Tausende Männer und 
Frauen eine andere Zukunftsper-
spektive, zum Greifen nah. Auch 
wenn sich vorrangig junge, zornige 
Männer als Kämpfer dem Islami-
schen Staat angeschlossen haben: 
Der digitale Lockruf  – egal, ob auf 
Twitter, Facebook, YouTube oder 
per Video war und ist sozial sehr 
breit ausgerichtet: Auch Frauen, 
Teenager, Akademiker, Islam-Kon-
vertiten und viele andere zogen 
und ziehen in das „Kalifat“ bzw. den 
„Heiligen Krieg“. Sie alle eint die 
Perspektive, die Terroristen immer 
bieten: Teilhabe an der Macht.
Dabei geht es nicht nur um Macht 
über Dritte, wenngleich diese 
selbstverständlich eine besonders 
große Rolle spielt. Wer bisher im-
mer nur einsteckte, möchte irgend-
wann auch mal austeilen – das mag 
ein Aspekt sein. Aber auch Macht in 
Hinblick auf die eigene Lebensge-
staltung ist in dem Zusammenhang 
ein wichtiger Faktor. Und da es nicht 
nur die Verlierer sind, sondern auch 
etliche gebildete, wohlhabendere 
und lebenserfahrenere Menschen, 
die der Verführung der Terror-
Macht IS erliegen, muss es mehr 
geben als nur ein Heilsversprechen 
für Loser. Hier kommt das Internet 
ins Spiel, denn das Netz ermöglicht 
einen Informationsüberfluss, aus 
dem sich jedermann seine persön-
liche Sicht der Dinge herauspicken 
und zu einem plausibel erschei-
nenden Ganzen zusammenbasteln 
kann. So kann eine breit angelegte 
und hochwertig gestaltete Verfüg-
barkeit ideologisch-religiöser In-
formationen einen großen Beitrag 
zur (Selbst-)Radikalisierung leisten: 
Nicht nur der verzweifelte Versa-
ger wird angefüttert, radikalisiert 
und mobilisiert, auch der übermo-
tivierte Konvertit aus gutem Hause 
und die gelangweilte Jugendliche 
finden, was sie begeistert, wie Fäl-
le aus der Vergangenheit zeigen. 
Die IS-Propaganda ist professionell, 
schnell, flexibel, sehr nah an digita-
len Trends und ein Heilsversprechen 
mit „Erfolgsgarantie“. Denn es wird 
auf vielfältige Art und Weise, vor 
allem jedoch durch die grausamen 

Tötungsvideos demonstriert: Die 
Macht des Islamischen Staates ist 
tatsächlich da, sie funktioniert und 
kann direkt in Anspruch genommen 
werden. Das bedeutet, auch wenn 
der Antrieb, in den „Heiligen Krieg“ 
zu ziehen, individuell ist, das Ergeb-
nis ist kollektiv. Man fühlt sich zuge-
hörig zu einer Gemeinschaft mit ei-
ner machtvollen Perspektive. Der IS 
bietet viele attraktive Punkte, die an 
die Lebenswelten anknüpfen – nicht 
nur für Loser, sondern auch für an-
dere Verführbare.

Wichtigste „Waffe“
Aus diesen Gründen wird schnell 
deutlich: Technische und rechtli-
che Lösungen sind nachrangig. Die 
wohl wichtigste „Waffe“ gegen Ex-
tremismen ist inhaltlicher Art: die 
Gegenrede – auch im Netz. Freiheit, 
Demokratie und Menschenrechte 
müssen aktiv verteidigt und kon-
kret beworben werden. Radikale 
Weltsichten, die unwidersprochen 
stehenbleiben, können andere ver-
führen. Eine Gegenrede – ob on- 
oder offline – allein negiert freilich 
weder Hass noch deradikalisiert sie 
umgehend die Sympathisanten ex-
tremistischer Ideen, doch sie regt 
zum Nachdenken an. Und: Sie ist 
vor allem – je stärker und öffentli-
cher sie geführt wird – ein überzeu-
genderes Symbol für eine lebendige 
Demokratie und ein klareres Nein 
zu Angst und Schrecken durch Ter-
rorismus als eine technische Sperre 
im Netz. Die Sehnsüchte der Men-
schen mögen heute digital geprägt 
sein – letztlich sind sie doch rein 
menschlich, und junge Männer und 
Frauen müssen uns den – digita-
len – Aufwand eines massiven Ge-
gensteuerns wert sein. Denn eines 
steht fest: Es gibt kein Zurück mehr 
in eine Welt ohne Digitalisierung. 

Stephan Humer, 
Internetsoziologe und Informatiker

Mitdiskutieren
www.gew.de/
EundW
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// Interview mit Haci-Halil Uslucan, Professor  
für Moderne Türkeistudien an der Universität 
Duisburg-Essen und Leiter des Zentrums für Türkei-
studien und Integrationsforschung //

E&W: Herr Uslucan, Sie haben im Auftrag des Deutschen 
Jugendinstituts (DJI) Ursachen des islamischen Extremismus 
unter muslimischen Jugendlichen in Deutschland untersucht. 
Was sind Ihre Erkenntnisse?
Haci-Halil Uslucan: Die Forschung zeigt eine Gemengelage 
an Ursachen: Vielfach glauben muslimische Jugendliche in 
Deutschland, dass sie hier entwertet werden. Sie nehmen 
auch die muslimische Welt an sich als vom Westen ernied-
rigt wahr. Deshalb fühlen sie sich als Opfer. Ihnen schwebt 
eine gerechte Weltordnung vor: die Gleichstellung der islami-
schen Welt mit der westlichen. Dafür wollen sie die islami-
sche Ehre wiederherstellen. Zu dem Gefühl der Erniedrigung 
kommt die Politisierung. Die beruht auf einem starken Anti-
Amerikanismus, auf Antisemitismus und dem Zorn über den 
Nahostkonflikt. Eine zentrale Rolle spielt das Internet: Dort 
finden die Jugendlichen andere Informationen und Quellen, 
andere Deutungen der Weltpolitik (s. S. 12 f.). Wenn sie länger 
ausschließlich auf solche Informationen zugreifen, verändert 
sich ihr Weltbild. Sie beginnen, ihren Alltag mehr und mehr in 
einer relativ geschlossenen Gruppe unter Gleichgesinnten zu 
verbringen – mit ähnlichen Erfahrungen, ähnlicher Lebensan-
schauung. Dabei werden Abweichungen, eigene Meinungen 
und Einschätzungen immer weniger toleriert. Letztlich führt 
das zu einem sogenannten dichotomen Weltbild, der Gegen-
überstellung von „ihr“ oder „wir“, gläubig oder ungläubig. 
E&W: Sie haben auch zum Thema Jugendgewalt gearbeitet. 
Welche Rolle spielen in diesem Fall Gewalterfahrungen in der 
Kindheit?
Uslucan: Man hat festgestellt, dass es einen engen Zusam-
menhang zwischen traumatischen Erlebnissen als Kind und 
dem Terrorismus gibt. Frühe Erfahrungen der Gewalt oder 
von Missbrauch machen Menschen dafür eher empfänglich. 
Wer als Jugendlicher eine gewisse psychische Disposition 
mitbringt, als Heranwachsender sozial ausgegrenzt worden 
ist und sich bereits politisiert hat, für den können aktuelle 
Anlässe, wie islamfeindliche Karikaturen, religiös motivierte 
Gewalt auslösen. Jenseits der Religion muss aber immer eine 
Politisierung stattgefunden haben. 
E&W: Können Sie erklären, was Jugendliche am islamischen 
Extremismus fasziniert? 
Uslucan: Zum einen geht es für sie darum, Gerechtigkeit her-
zustellen. Junge Menschen, die sich sozial und ökonomisch 
als Außenseiter fühlen, suchen nach einer starken Gemein-
schaft. Ein weiteres Motiv ist Abenteuerlust, die Suche nach 

dem „Kick“. Nach einer Grenz
erfahrung, die mit dem Tod 
belohnt oder bestraft werden 
kann. Wer überlebt und zu-
rückkommt, hat etwas zu be-
richten. 
E&W: Welche Männlichkeits-
bilder stehen hinter diesem 
Verhalten?
Uslucan: Männlichkeit ist in 
der islamistischen Ideologie 
stark an Dominanz gekoppelt, 
an körperliche Stärke, bedin-
gungslosen Einsatz. Der Ju-
gendliche, der sich der Terror-
organisation des Islamischen Staats (IS) anschließt, ist bereit, 
für die aus seiner Sicht gerechte Sache zu kämpfen und not-
falls dafür sein Leben zu lassen. Es geht darum, sich bis zum 
Ende einzusetzen. Diese Aspekte hängen mit traditionellen, 
autoritären Haltungen des Islamismus zusammen: Man ord-
net sich einer Befehlsstruktur unter.
E&W: Was macht diese Ideologie für junge Frauen attraktiv?
Uslucan: Auch für sie geht es darum, Teil einer größeren Ge-
meinschaft zu sein. Außerdem bietet ihnen die Religion eine 
starke Orientierung, was das Geschlechterverhältnis betrifft. 
E&W: Warum?
Uslucan: Es herrscht eine klare Aufgabenteilung: Der Mann 
ist für das „Außen“ zuständig, die Frau für das „Innen“. Und 
es gibt eine deutliche Hierarchie, wer wem zu gehorchen hat. 
Dabei ist diese Idee des Gehorsams positiv besetzt und wird 
nicht als Einschränkung empfunden. Nach diesem Verständ-
nis ist eine Frau gehorsam, wenn sie das leistet, was die Fami-
lie von ihr erwartet. 
E&W: Wo sehen Sie die Aufgaben der Islamverbände und 
muslimischen Gemeinden, um Jugendliche aufzuhalten?
Uslucan: In den Moscheen sollten Hodschas und Imame stär-
ker zwischen Frömmigkeit, die ja erwünscht ist, und Gewalt-
bereitschaft trennen. Dort, aber auch durch die Islamverbän-
de, müssen die innerislamischen Debatten vorangetrieben 
werden. Beispielsweise stehen einige junge Muslime auf dem 
Standpunkt, man solle die Da’wa, die Missionsarbeit, auch mit 
Gewalt betreiben. Dabei steht im Koran, dass es keinen Zwang 
in der Religion gibt. Und viele andere Koran-Stellen rufen zu 
Mäßigung und Gewaltverzicht auf. Diese Aspekte müssen von 
den Muslimen selbst stärker angesprochen und unterstrichen 
werden – im Sinne eines interreligiösen Zusammenlebens. 

Interview: Michaela Ludwig, 
freie Journalistin

„Suche nach starker  
Gemeinschaft“

Haci-Halil Uslucan
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auch an sich gedacht? Viele Frauen im Öffentlichen  
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// Bremen gilt als Hochburg der 
Salafisten. Nach Angaben der 
Innenbehörde gehören in der 
Hansestadt 360 Menschen dieser 
Glaubensrichtung an. Bisher  
sind davon etwa zwei Dutzend, 
teils mit ihren Kindern, nach 
Syrien ausgereist, um dort die  
IS-Terroristen zu unterstützen.  
An den Bremer Schulen sind bis- 
her nur vereinzelt dschihadis-
tische Anwerbeversuche fest-
gestellt worden. Die Bildungs-
behörde nimmt das Thema 
dennoch ernst und versucht, 
pädagogisch gegenzusteuern. //

Wenn Helmut Kehlenbeck seine Com-
puterliste mit „besonderen Vorkomm-
nissen“ durchblättern will, muss er 
viel scrollen. Seit 2012 registriert der 
Referent für interkulturelle Angelegen-
heiten bei der Bildungsbehörde alle 
Vorfälle, die ihm von Schulen der Halb-
millionenstadt gemeldet werden, weil 
sie etwas mit religiös motiviertem Ex
tremismus zu tun haben. 2012 waren es 
lediglich eine Handvoll, inzwischen sind 
es zehn bis zwanzig Fälle pro Jahr, „mit 
deutlich steigender Tendenz“, wie Keh-
lenbeck angibt. 

„Das hört sich nach ganz viel an“, findet 
der Ex-Sonderschullehrer. Aber es sei 
sehr wenig, gemessen an der Gesamt-
zahl von 47 000 Schülerinnen und Schü-
lern an allgemeinbildenden öffentlichen 
Schulen der Hansestadt (für Bremer-
haven ist nicht er, sondern die dortige 
Schulaufsicht zuständig). Außerdem sei 
nicht klar, ob sich Jugendliche tatsäch-
lich verstärkt radikalisierten oder ob 
nur die öffentliche Wahrnehmung sen-
sibler geworden sei. 
Trotzdem nimmt der Referent alle Mel-
dungen ernst, manche hält er für „aus-
gesprochen besorgniserregend“. Der äl-
teste Vorfall auf seiner Liste: Ein Muslim 
aus der Mittelstufe schlug Mitschüler, 
äußerte sich abfällig über Homosexuelle 
und bedrängte Mädchen, ein Kopftuch 
zu tragen. Später kam der Fall eines 
Neuntklässlers hinzu, der einem Sechst-
klässler ein Taschenmesser an die Keh-
le hielt und diesen fragte, was er damit 
wohl alles durchschneiden könne. 
Schon Grundschüler sind manchmal 
auffällig: So schrieb etwa ein Drittkläss-
ler in ein Freundschaftsbuch, sein größ-
ter Traum sei, Soldat im „Heiligen Krieg“ 
zu werden und als Märtyrer zu sterben.
Die meisten Meldungen beziehen sich 
auf Jungen, aus allen Schularten, Alters-

gruppen und Gesellschaftsschichten. 
Und es sind nicht nur verunsicherte 
Außenseiter, wie Kehlenbeck weiß, son-
dern auch „schlaue junge Kerle, die sehr 
intelligent und eloquent unsere Werte 
und Normen hinterfragen“.

Auch Mädchen gefährdet
Auch Mädchen stehen auf Kehlenbecks 
Liste: Einmal strich eine Schülerin in ei-
nem Geschichtsbuch alles durch, was 
mit Christen zu tun hatte – angeblich 
auf Veranlassung ihres Vaters. 
Und eine Achtklässlerin fiel dadurch auf, 
dass sie sich immer mehr verhüllte und 
nur noch religiöse Schriften las. Darauf 
angesprochen, erzählte sie, dass ihr 
Bruder und ihr Cousin zuvor bei Kämp-
fen in Syrien ums Leben gekommen sei-
en. „Da ist ein Mädchen offensichtlich 
richtig in Not“, so der Bildungsreferent, 
der auch eine psychotherapeutische 
Ausbildung absolviert hat. „Die Schule 
ist hervorragend damit umgegangen“, 
erinnert er sich. „Sie hat ein Unterstüt-
zungsnetzwerk aufgebaut“, an dem sich 
unter anderem Sonderpädagogen des 
„Regionalen Beratungs- und Unterstüt-
zungszentrums“ (ReBUZ) beteiligten. 
Auch das Bremer Präventionsprojekt 
„kitab“* (s. S. 20 f.) ist von der Schullei-
tung eingeschaltet worden. Mit Erfolg? 
„Die Schülerin hat sich zumindest nicht 
weiter abgewendet“, so Kehlenbeck.
Immerhin. Andere Schulen merken  
vielleicht gar nicht, wenn sich in den 
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Helmut Kehlenbeck, Referent für 
interkulturelle Angelegenheiten bei der 
Bremer Bildungsbehörde
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Einschreiten, 
ohne auszugrenzen

Wenn sich junge Muslime radikalisieren, entfernen sie sich nicht nur von ihren 
Angehörigen und Freunden, sie haben sich dann auch längst aus der muslimi-
schen Gemeinde verabschiedet.
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 Tel:  08531 910 60 Fax: 08531 910 113
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Fordern Sie den kostenlosen Katalog an 
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Klassen etwas zusammenbraut. 
Oder die Kollegien reagieren rat-
los, wissen nicht weiter. Aber wer 
will, kann sich Hilfe holen: Seit 
2013 organisiert das Bremer Lan-
desinstitut für Schule jedes Jahr 
einen Fortbildungsfachtag zum 
Thema „Salafismus“, seit 2014 
auch mit Referenten aus musli- 
mischen Dachverbänden. Der An-
sturm ist gewaltig: Laut Kehlen-
beck kommen pro Termin 130 bis 
150 Lehrkräfte und sozialpädago-
gische Fachkräfte, um sich Rat für 
den Umgang mit radikalisierten 
jungen Muslimen zu holen.

„Werte vermitteln“
Die in der Fortbildung vermittelten 
Hauptbotschaften fasst Behörden-
referent Kehlenbeck so zusammen: 
„Gespräche führen, Vertrauen auf-
bauen, Halt geben, Werte vermit-
teln, Grenzen setzen.“
Der Fachtag 2015 befasste sich 
zudem intensiv mit Islamfeindlich-
keit in der Gesellschaft. Denn wer 
Andersgläubige ausgrenzt, fördert 
womöglich deren religiöse Radika-
lisierung. Deshalb rät der Experte: 
„Entwertet sie nicht, nehmt sie 
ernst, statt ihnen zu signalisieren: 
Ihr gehört nicht hierher. Damit 
macht man nur alle Türen zu.“ Aber 
klar ist für ihn auch: „An bestimm-
ten Punkten muss man intervenie-

ren.“ Zum Beispiel, wenn Mitschü-
lerinnen und Mitschüler bedroht 
werden. Notfalls müssten sogar Ju-
gendamt oder Verfassungsschutz 
eingebunden werden.
Aber auch darauf weist der Be-
hördenfachmann hin: Längst nicht 
alle Salafisten seien gewaltbereit, 
und manch ein zur Schau gestell-
ter Extremismus sei nicht religiös 
motiviert, sondern schlicht Provo-
kation. Manchmal mische sich aber 
auch der Wunsch, sein Anderssein 
zur Schau zu stellen, mit innerer 
religiöser Überzeugung.
Wer tatsächlich radikalisiert ist 
und sich „innerlich schon auf die 
Reise gemacht hat“, bei dem sieht 
Kehlenbeck nur begrenzte Erfolgs-
chancen zur Reintegration. „Man 
kann eher die erreichen, die noch 
nicht so weit sind.“ 
Auf seiner Computerliste steht 
auch ein Vorfall aus dem Frühjahr 
2014. Damals schlug das Schulzen-
trum Bremen-Walle Alarm, weil 
an der gymnasialen Oberstufe ein 
paar Schüler durch radikalislami-
sche Sprüche aufgefallen waren. 
„Das waren stark frauenfeindliche, 
homophobe und demokratiefeind-
liche Äußerungen“, berichtet Schul-
leiter Matthias Möller. Ein Beispiel: 
„Frauen, die nicht dem Bild einer 

>> Fortsetzung auf Seite 18

Hilft Schulen: Das Berliner Gleichstellungsprojekt „Heroes“; eine Gruppe 
junger Migranten besucht Schulen und diskutiert in den Klassen über 
demokratische Werte.
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// Islamismus-Prävention an 
Schulen soll demokratie- und 
freiheitsfeindlichen Einstellun-
gen vorbeugen. Viele Projekte 
verbinden religiöse mit Ansätzen 
politischer Bildung. //

Nach den Terroranschlägen Ende ver-
gangenen Jahres in Paris herrschte auch 
an Schulen in Deutschland starke Ver-
unsicherung: Viele muslimische Schüle-
rinnen und Schüler hatten die Schwei-
geminute für die Opfer verweigert. Die 
Lehrkräfte wussten nicht, wie sie reagie-
ren sollten. Bei dem Präventionsprojekt 
„ufuq.de“* herrschte an diesen Tagen 
wieder Hochbetrieb. Der Verein mit 
dem arabischen Namen für „Horizont“ 
arbeitet seit acht Jahren für Aufklärung 
und gegen die Radikalisierung junger 
Muslime – an der Schnittstelle von poli-
tischer Bildung, Pädagogik und Wissen-
schaft. Ufuq.de berät Lehrkräfte sowie 
Sozialarbeiter und bildet sie zu Themen 
des Islam, der Islamismus-Prävention 
und Islamfeindlichkeit fort. Islamwis-
senschaftler und Mitbegründer des 
Präventionsprojekts Götz Nordbruch 
erklärt beispielsweise, dass die Verwei-
gerung der Schweigeminute oder gar is-
lamistische Sprüche nicht zwangsläufig 
für ein islamistisches Weltbild stehen: 
„Oft geht es den Jugendlichen auch um 
Provokation (s. S. 20 f.). Was oft dahinter 
steht: Sie wollen mit ihren Erfahrungen 
und Meinungen anerkannt werden“, so 
Nordbruch. Er sieht daher auch in ag-
gressiven Äußerungen, die in der Situa-
tion selbst oft schwer auszuhalten sind, 
einen willkommenen Gesprächsanlass. 
„Es ist wichtig bei Ereignissen wie in Pa-
ris, aber auch in Syrien oder Palästina, 
die Emotionalität der Schülerinnen und 
Schüler anzusprechen und aufzugrei-
fen.“ Spürten die Jugendlichen, dass sie 
ernstgenommen werden, seien sie oft 
auch bereit, über Inhalte zu sprechen 
und andere Meinungen zu akzeptieren.
Überhaupt sollten Lehrkräfte die Frei-

räume der Lehrpläne häufiger nutzen. 
„Die Sichtweisen der Jugendlichen, ihre 
Lebenswelt, ihre Themen müssen Teil 
des Unterrichts werden“, fordert Is-
lamwissenschaftler Nordbruch. Nur so 
fühlten sich die jungen Menschen res-
pektiert, in ihrer Biografie anerkannt. 
„Keine Lehrkraft muss sich dafür aber 
zum Islamexperten fortbilden.“ Als Ge-
sprächseinstieg im Unterricht haben 
ufuq.de und die Hochschule für Ange-
wandte Wissenschaften in Hamburg 
beispielsweise Filme zu Themen wie 
„Scharia“ und „Geschlechterrollen“, 
„Islamfeindlichkeit“ oder „Demokratie“ 
und „Salafismus“ produziert. In dem 
Handbuch „Wie wollen wir leben?“ gibt 
ufuq.de Anregungen zur Einbindung der 
Filme in den Unterricht.
Wirkungsvoll sind die Workshops, die 
der Verein in Schulen und Jugendein-
richtungen anbietet. Mit der Frage 
„Wie wollen wir leben?“ stoßen die 
jungen Teamer, ebenfalls Muslime aus 
Migrantenfamilien, Diskussionen unter 
den Jugendlichen an. „Häufig sind reli-
giöse Interessen der Einstieg“, erklärt 
Nordbruch. „Wir bieten den Raum, um 
über die Vorstellungen junger Muslime 
von Religion, kultureller Zugehörigkeit 
und Identität zu sprechen und überset-
zen diese dann in allgemeine politische 
oder ethische Fragen.“ Die Mädchen 
und Jungen sollen sich Kenntnisse über 

„Oft geht es um 
Provokation“
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Götz Nordbruch, Islamwissenschaftler 
und Mitbegründer des Präventionspro-
jektes ufuq.de

frommen Muslima entsprachen, wur-
den als Schlampen bezeichnet.“ 
Was tun? Die Schule wandte sich an die 
Bildungsbehörde und an die zuständige 
Kontaktpolizistin, die sogar den Verfas-
sungsschutz einschaltete. Ob es aber 
wirklich radikale Salafisten waren, die 
damals als 16- bis 17-Jährige durch ihre 
markigen Sprüche auffielen  – Schul-
leiter Möller weiß es bis heute nicht 
genau. „Das Problem ist vielschichtig“, 
sagt er. „Sind solche Äußerungen wirk-
lich religiös motiviert – oder eher Aus-
druck von Machogehabe  – oder von 
Orientierungssuche?“
Wie auch immer: „Wir mussten uns als 
Schule Gedanken machen, wie wir so 
etwas auffangen können.“ Das Ergeb-
nis war eine Doppelstrategie. Einerseits 
verständigte sich das Kollegium laut 
Möller auf eine gemeinsame Haltung, 
ein einheitliches Vorgehen: bei radi-
kalen Äußerungen nicht wegzuhören, 
sondern einzuschreiten – ohne auszu-
grenzen. Also etwa so: „Als Mensch bist 
Du wertvoll, aber was Du gerade gesagt 
hast, geht gar nicht.“
Zum anderen hat die Schule den „Peer-
to-Peer“-Ansatz genutzt und lud Ver-
treter des Berliner Gleichstellungspro-
jekts „Heroes“** in die Klassen ein. 
„Heroes“ – eine Initiative „gegen Unter-
drückung im Namen der Ehre“ – ist eine 
Gruppe von Migranten, die ein Vorbild 
für jene sein wollen, die mit Gleichbe
rechtigung und demokratischen Werten 
Probleme haben. „Mit dieser Zusammen
arbeit haben wir sehr gute Erfahrungen 
gemacht“, betont Möller.
Ähnliche Projekte plant jetzt auch die 
Behörde von Bildungssenatorin Claudia 
Bogedan (SPD) für das neue Jahr: Work-
shops für Schülerinnen und Schüler, die 
gemeinsam mit jungen Muslimen des 
Berliner Präventionsvereins „ufuq.de“  
(s. S. 18 f.)*** über ihre Werte und 
Weltsichten diskutieren.

Eckhard Stengel,
freier Journalist

*http://vaja-bremen.de/teams/kitab/
**www.heroes-net.de
***www.ufuq.de

>> Fortsetzung von Seite 17
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Jugendherbergen als 

außerschulischer Lernort

Besuchen Sie uns auf der 

didacta – die Bildungsmesse 

am Stand E49 in Halle 7.1
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den Islam aneignen, sich eine eigene 
Meinung bilden und nicht den einfa-
chen Antworten islamistischer Propa-
ganda folgen.
Präventionsarbeit setze nicht erst bei 
Gewaltbereitschaft an, so der ufuq-Mit-
begründer, sondern bereits bei demo-
kratie- oder freiheitsfeindlichen Positi-
onen. Es gehe darum, Alternativen zu 
salafistischen Ideologien und Angebo-
ten aufzuzeigen. Dabei gebe es religiöse 
und nichtreligiöse Ansätze, die einander 
ergänzen können. Viele Experten sehen 
im islamischen Religionsunterricht eine 
Chance, den Schülerinnen und Schü-
lern Wissen über Glaubensinhalte und 
-praktiken zu vermitteln und sich mit 
der Lebenssituation junger Menschen 
in einer vielfältigen Gesellschaft eben-
so wie mit innerislamischer Diversität 
auseinanderzusetzen. Dadurch soll den 
Dogmen der salafistischen Koranausle-
gung der Boden entzogen werden.
Gespräche um religiöse Glaubensrich-
tungen im Unterricht bietet auch das 

Projekt „Maxime Berlin“ des 
Beratungsnetzwerks „Violence 
Prevention Network“ (VPN).** 
Workshops zu Themen wie 
dem Nahostkonflikt werden 
gemeinsam von praktizierenden 
Muslimen, Christen und Juden 
begleitet. Es werden interreligi-
öse oder interkulturelle Konflikte 
und Vorurteile bearbeitet. „Wir 
möchten die Jugendlichen durch 
religiöses Wissen gegenüber isla-
mistischen Rekrutierungsversuchen 
vor dem Schultor immunisieren“, so 
VPN-Sprecherin Cornelia Lotthammer. 
„Sie sollen lernen, die religiöse Vielfalt 
zu akzeptieren und Formen des Um-
gangs miteinander finden.“

Michaela Ludwig, 
freie Journalistin

*www.ufuq.de
**www.violence-prevention-network.de

Das Berliner Präventionsprojekt ufuq.de 
engagiert sich für Aufklärung und gegen 
die Radikalisierung junger Muslime. Das 
Team des Vereins bietet neben Beratung 
auch viel Material für die Arbeit mit 
Jugendlichen an.
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„Ein Jugendphänomen – 
schichtübergreifend“
// „Jugendliche sind keine 
24-Stunden-Vollzeit-Islamisten“, 
sagte der Bremer Sozialarbei-
ter David Aufsess im Interview 
mit Dirk-Oliver Heckmann Ende 
vergangenen Jahres im Deutsch-
landfunk (DLF). Organisationen 
wie die Salafisten gäben ihnen 
Halt und Orientierung, die in den 
Familien oft fehlten. //

Dirk-Oliver Heckmann: Herr Aufsess, Sie 
arbeiten direkt mit islamistisch orien-
tierten Jugendlichen. Wie läuft das ab?
David Aufsess: Als Streetworker suchen 
wir Jugendliche in den Stadtteilen auf, 
die Jugendarbeit, Freizeiteinrichtungen 
oder Sportvereine, aber auch Angebote 
von Moscheevereinen oft nicht mehr er-
reichen. Sie verbringen ihre Freizeit lie-
ber in ihrer Clique, auf der Straße oder 
in Einkaufszentren. Wir stellen zunächst 
einmal den Kontakt her und bieten re-
gelmäßige Treffen an. Darüber und über 
gemeinsame Aktivitäten baut sich all-
mählich eine Beziehung auf. Grundlage, 
um an den Stärken und Schwächen der 
Jugendlichen zu arbeiten. Dabei geht 
es häufig um Probleme in der Schule, 
in der Familie, teilweise auch um Kon-
flikte mit dem Gesetz. Wir bieten ihnen 
Unterstützung an und werden so zu  
Ansprechpartnern. Ansprechpartner, die  
viele andere Institutionen so nicht mehr 
sein können, weil die meisten dieser 
jungen Menschen häufig bereits aus 
vielen Strukturen raus sind. 
Heckmann: Woran erkennt man, dass 
jemand ernsthaft ins radikal-salafisti-
sche Milieu abzurutschen droht?
Aufsess: Jugendliche in dem Alter sind 
keine 24-Stunden-Vollzeit-Islamisten. 
Wir erleben vielmehr, dass die Über-
nahme salafistischer oder radikal-reli-
giöser Positionen ein Teil jugendlicher 
Orientierungs- und Sinnsuche ist. 
Wenn Jugendliche sich islamistisch radi-
kalisieren, ist das ein Prozess, den man 
sehr differenziert betrachten muss. Da-

für bedarf es auch Kenntnissen des po-
litischen Salafismus. Wenn salafistische 
Gruppierungen Jugendliche angeworben 
haben, lässt sich dies häufig an einer 
bestimmten Rhetorik erkennen. Auch 
ihr Besuch einschlägiger Internetseiten 
weist darauf hin, dass sie sich in einem 
radikalen Spektrum bewegen. Natürlich 
können auch bestimmte Äußerungen 
zum Syrien-Konflikt, antisemitische Ein-
stellungen, ebenso abfällige Äußerungen 
über die Rolle der Frau Anzeichen für eine 
religiös begründete Radikalisierung sein. 
Heckmann: Es gibt ja in Bremen in der 
Tat Fälle junger Männer, die sich nach 
Syrien aufgemacht haben, um sich dem 
Dschihad anzuschließen. Warum? Aus 
Perspektivlosigkeit, mangelnder Auf-
merksamkeit oder was sonst?
Aufsess: Die Annahme, dass die Radika-
lisierung nur auf der Perspektivlosigkeit 
benachteiligter Jugendlicher beruhe und 
diese deshalb als IS-Kämpfer nach Syrien 
ausreisen, ist zu einfach. Eine Studie von 
2014* zeigt, dass unter den Ausreisen-
den junge Deutsche ohne Migrations-
hintergrund, die zum Islam konvertiert 
und dem politischen Salafismus gefolgt 
sind, überrepräsentiert unter jenen sind, 
die in Syrien verletzt, verwundet oder 
getötet wurden. Das heißt, wir sprechen 
hier von einem Jugendphänomen, das 
schichtübergreifend und unabhängig 
von Herkunft, Glaube und Geschlecht 
ist. Es entspricht einer altersspezifischen 
Suche Jugendlicher nach Orientierung, 

nach Zugehörigkeit. Und hier machen 
Salafisten klare sinnstiftende Angebo-
te an junge Menschen. Sie vermitteln 
zum Beispiel ein bestimmtes Männlich-
keitsbild und eine klare Rollenauftei-
lung innerhalb der Gemeinschaft. Hinzu 
kommt: Diese jungen Muslime, die in 
Deutschland aufgewachsen sind, ha-
ben seit dem 11. September 2001 eine 
Abwertung ihrer kulturellen Identität 
erfahren. Denn seit damals wachsen 
sie damit auf, dass die Gesellschaft ihre 
Religion, ihre Zugehörigkeit zum Islam 
sehr negativ wahrnimmt.
Heckmann: Weshalb schaffen es Sala-
fisten, jungen Menschen Orientierung 
zu geben, aber nicht die Gesellschaft?
Aufsess: Das ist genau der Punkt, den 
wir in unserer Präventionsarbeit anpa-
cken müssen. Gerade weil sich manche 
Heranwachsende herabgesetzt fühlen, 
ist es Aufgabe der Politik, kulturelle Viel-
falt in den Schulen, in der Jugendarbeit 
zu fördern, Jugendliche in ihren Ressour-
cen zu stärken und nicht bloß ihre Defizi-
te zu geißeln. Hier steht Prävention noch 
sehr am Anfang, auch in den Schulen. 
Heckmann: Kann man junge Menschen, 
die sich bereits radikalisiert haben, 
noch stoppen?
Aufsess: Die Frage ist: Wann ist ein Ju-
gendlicher wirklich radikal, wann ist 
er nicht mehr zurückzuholen? Das ist 
schwer zu beurteilen. Wir sprechen auch  
nicht von Radikalisierungsprozessen, 
sondern von religiösen „Hinwendungs-
prozessen“. Das heißt – und das stellen 
wir auch in der alltäglichen Sozialarbeit 
ebenso wie in der Beratung an Schulen 
fest –, dass junge Muslime sich ganz 
stark mit dem Islam, mit ihrem Glauben 
auseinandersetzen. Es ist für sie sehr 
wichtig, dass ihre Religion als Teil ihrer 
Identität wertgeschätzt wird. Deshalb 
ist der kontinuierliche Kontakt zu ihnen 
wichtig. Wir müssen wissen, was pas-
siert, mit welchen politischen und reli-
giösen Inhalten setzt sich der Jugendli-
che auseinander.
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Heckmann: Sind die jungen Muslime, 
mit denen Sie sich regelmäßig treffen, 
dazu auch bereit? 
Aufsess: Es sind Jugendliche darunter, 
die schon sehr weit in radikale Kreise 
hineingeraten sind. Aber es geht darum, 
alternative Angebote zu schaffen, die für 
sie attraktiv sind. Dazu gehört, ihnen de-
mokratische Grundwerte, die Achtung 
vor Menschenrechten zu vermitteln und 
gemeinsam eine Gegenposition zum Is-
lamismus zu erarbeiten. Basis ist die Be-
ziehungsarbeit. Die Jugendlichen kennen 
uns. Sie wissen, wir fallen nicht mit der 
Tür ins Haus und legen nicht sofort die 
Finger in ihre Wunden. Wir setzen uns in-
tensiv mit ihren Sichtweisen und Haltun-
gen auseinander und reflektieren dabei 
aber auch unsere eigenen Positionen. 
Heckmann: Ihr Verein berät auch Eltern 
und Angehörige junger Menschen, die 
gefährdet sind, in den Dschihad zu zie-
hen. Was raten Sie ihnen?

Aufsess: Wenn Eltern zur Beratungs-
stelle kommen, haben sie erst einmal 
große Sorgen, Ängste und viele Fragen. 
Teilweise sind ihre Kinder bereits sehr 
stark in Richtung Salafismus unterwegs. 
Und da geht es dann erst einmal dar-
um, dass Mütter und Väter erkennen, 
was ihr Kind für eine Entwicklung hin-
ter sich, welche biografischen Brüche 
es erlebt hat – zum Beispiel Trennung 
der Eltern, Verlust des Vaters, das sind 
häufige Phänomene (s. Seite 6 ff.) Dann 
versuchen wir, das System Familie so zu 
stärken, dass der Sohn oder die Tochter 
wieder in ein soziales Netz eingebun-
den wird, das ihn oder sie auffängt und 
nicht ständig für eine radikale Haltung 
bestraft. 
Heckmann: Haben Sie Erfolg damit?
Aufsess: Das ist ein Auf und Ab. Denn es 
handelt sich um Prozesse, die sehr viel-
schichtig sind und nicht eindimensional 
nach dem Muster Erfolg/Misserfolg 

verlaufen. Aber wenn wir feststellen, 
dass Eltern begreifen, was mit ihrem 
Kind los ist, was es durchgemacht hat, 
und sie gelernt haben, anders auf es 
zuzugehen, sehen wir das als Erfolg an.

Interview: Dirk-Oliver Heckmann, 
Moderator und Redakteur Abteilung Aktuelles/ 
Zeitfunk im Deutschlandfunk

Das Interview drucken wir in einer  
stark gekürzten und bearbeiteten Print-
version mit freundlicher Genehmigung 
des Deutschlandfunks nach.

*Heerlein, A. (2014). „Salafistische“ 
Moscheen: Ort des Gebets oder eine 
Brutstätte für dschihadistische Mus-
lime? In Hummel, K. & Logvinov, M. 
(Hrsg.): „Gefährliche Nähe: Salafismus 
und Dschihadismus in Deutschland“, 
Stuttgart: ibidem
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// „Flüchtlingswohnhäuser“ wie 
in Leipzig bieten asylsuchenden 
Familien ein neues Zuhause und 
ermöglichen den Start in die 
deutsche Normalität – mit Licht- 
und Schattenseiten. //

Ein einfaches Wohnhaus aus der Grün-
derzeit, hellgraue Fassade, vier Stock-
werke. Im Erdgeschoss Schaufenster 
längst geschlossener Läden: Wer sich 
mit purer Normalität bemänteln will, 
ist in der langen Häuserzeile der Georg-
Schwarz-Straße im Leipziger Westen gut 
untergebracht. Die unauffällige Adresse 
ist eine ideale Unterkunft für Flüchtlin-
ge, die in Deutschland Hilfe und Sicher-
heit suchen. Acht Familien aus Afghanis-
tan, Syrien, Tschetschenien, Albanien, 
Serbien und dem Kosovo leben hier in 
acht Wohnungen: 36 geflüchtete Men-
schen, unter ihnen 21 Kinder zwischen 
anderthalb und 18 Jahren. Zusätzlich 
zu ihren Zwei- und Drei-Zimmer-Woh-

nungen haben sie im Erdgeschoss einen 
Aufenthaltsraum, ein Spielzimmer, eine 
Teeküche und im Hinterhof einen selbst 
gestalteten Garten.

Geschützter Raum
Das Haus ist eines von einem Dutzend 
kleiner Flüchtlingsquartiere in Leipzig. Es 
bietet den Familien einen geschützten 
Raum für den Start in den deutschen All-
tag. „Das Konzept, Flüchtlinge dezentral 
unterzubringen, ist der richtige Weg“, 
sagt Ina Lackert, 49, Sozialarbeiterin des 
Trägervereins „Pandechaion – Herber-
ge“. „Wir haben hier noch keine Übergrif-
fe oder Anfeindungen erlebt.“ Die Frau 
mit den langen rotbraunen Haaren sitzt 
in einem kleinen Büro im Erdgeschoss 
und managt die Anliegen geflüchteter 
Familien: Deutschkurse, Schulfragen, 
Kita-Suche, Behördengänge, Arzttermi-
ne, Kontakte zum Fußballclub. Die So-
zialarbeiterin hat zwölf Jahre im Nahen 
Osten gelebt, sie kann sich in die Nöte 

der Ankömmlinge einfühlen. „Unser An-
satz ist aber die Hilfe zur Selbsthilfe: Wir 
nehmen den Familien nicht alles ab. Wir 
zeigen ihnen, wie sie ihre Angelegenhei-
ten selbst erledigen können.“ 
Familie Noor aus Masar-i-Scharif zum 
Beispiel. Vater Firooz Noor, gelernter 
Zimmermann, leitete in der Heimat 
eine Tankstelle und hatte dort ein Haus. 
Doch die politische Stimmung in Afgha-
nistan wurde für die liberal denkende 
Familie lebensgefährlich. „Ein Freund 
von uns ist schon ermordet worden“, 
erzählt der 29-Jährige halb auf Deutsch, 
halb auf Englisch. Ende 2014 beschlos-
sen die Noors, nach Deutschland zu ge-
hen. Das Auftreten der Bundeswehr in 
Masar-i-Scharif hatte sie beeindruckt. 
„Ich wollte mein Land nicht verlassen. 
Aber ich wollte auch nicht, dass meine 
Kinder in der Angst leben, dass ihr Va-
ter oder ihre Mutter morgen getötet 
werden.“ Mit seiner Frau Wasima und 
den drei Töchtern reiste Noor fünf Mo-

„Wir wollen nur eine Chance“
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Im Aufenthaltsraum der Leipziger Flüchtlingsunterkunft „Pandechaion“ – die geflüchteten Menschen machen unterschiedliche 
Erfahrungen: Die Roma-Familie Haliti aus dem Kosovo verzweifelt am sächsischen Schulsystem: Der 18-jährige Sohn Pajazit  
(links hinten) muss Warteschleifen an der Oberschule drehen, um weiterzukommen. Seiner 16-jährigen Schwester Azemine (links 
vorne) geht es ähnlich. Bessere Startchancen haben die afghanischen Mädchen Rahna (fünf Jahre) und Asma (sieben Jahre, 
rechts hinten und rechts vorne): Sie wachsen zweisprachig auf.
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nate über den Iran, die Türkei, Bulga-
rien, Serbien und Ungarn bis Sachsen. 
Im Frühjahr 2015 kam er in Leipzig an 
und in die Obhut von Sozialarbeiterin 
Lackert in der Georg-Schwarz-Straße.
Inzwischen wachsen die Kinder zwei-
sprachig auf: Deutsch und Dari. Tochter 
Rahna besucht eine Kita in der Nähe des 
Stadtzentrums. Ihre erste Angst hat die 
Fünfjährige überwunden, sie war schon 
bei Leipziger Familien eingeladen. Al-
lerdings müssen die Eltern das Mäd-
chen jeden Tag eine Dreiviertelstunde 
mit der Straßenbahn zum Kindergarten 
bringen. „Dreimal Umsteigen“, berich-
tet Noor. Tochter Asma, sieben Jahre, 
besucht seit Sommer eine Grundschu-
le, 15 Minuten Fußweg von ihrem Haus 
entfernt. Anfangs war es nur eine DaZ-
Klasse: Deutsch als Zweitsprache. Asma 
hat schnell verstanden. Jetzt lernt sie in 
einer regulären 1. Klasse Schreiben und 
dolmetscht manchmal für ihre Mutter. 
„Sie geht gern in die Schule. Manchmal 
möchte sie noch länger bleiben, wenn 
wir sie abholen“, erzählt ihr Vater. Die 
zweijährige Zuhal bleibt indes noch bei 
ihren Eltern. Die sind vor allem mit dem 
Spracherwerb beschäftigt: Firooz hat die 
Deutsch-Intensivkurse A1 und A2 mit 
Auszeichnung absolviert, 20 Stunden 
pro Woche. Jetzt löst er einen Gutschein 
über weitere 200 Stunden ein. „Ich muss 
es nicht – ich will.“ Außerdem möchte er 
dieses Jahr ein Praktikum absolvieren, 
mit einem Fensterbauer hat er schon ge-

sprochen. Auch seine Frau Wasima hat 
seit August Deutschunterricht, zweimal 
pro Woche kommt außerdem ein pensi-
onierter Lehrer für eine Stunde ins Haus. 
Spätestens nächstes Jahr will Familie 
Noor eine eigene Wohnung mieten. „Wir 
wollen es selber schaffen –  wir sind ja 
nicht wegen des Geldes hier.“
Rund 68 000 Asylsuchende kamen im 
vergangenen Jahr in den Erstaufnahme-
Einrichtungen Sachsens an, fünfmal so 
viele wie 2014. Fast 5 000 Flüchtlinge 
landeten in Leipzig. Die Kommune will 
so viele Menschen wie möglich nach 
der zentralen Erstaufnahme dezentral 
im Stadtgebiet unterbringen. Um das 
Konzept umzusetzen, gibt es aktuell 
rund ein Dutzend eigens eingerichte-
ter Flüchtlingswohnhäuser wie in der 
Georg-Schwarz-Straße, zudem Über-
gangswohnungen, Pensionen und Mo-
tels. Allerdings werden nach wie vor 
auch große Gemeinschaftsunterkünf-
te betrieben, die mit weit über 1 000 
Menschen belegt sind. Diese Geflüch-
teten leben in einem leerstehenden 
Bürogebäude in der Innenstadt ebenso 
wie in alten Messehallen, ungenutzten 
Schulgebäuden, winterfesten Zelten 
und in einem Container-Ensemble, das 
bis zum Sommer noch als Übergangs-
Grundschule gedient hatte. 
Da die Kinder ab sechs Jahren, unab-
hängig vom Aufenthaltsstatus, schul-
pflichtig sind, gehen sie tagsüber in 
die Schule: Ende 2015 besuchten rund 
1 200 Schülerinnen und Schüler aus 
Flüchtlingsfamilien DaZ-Klassen an 32 
Schulen. Weitere werden eingerichtet.

„Verzweifelt am System“
Reibungslos läuft die Teilhabe an Bil-
dung nicht immer. Familie Haliti aus 
dem Kosovo verzweifelt am sächsischen 
Schulsystem. Der 18-jährige Sohn Paja-
zit muss Warteschleifen an einer Ober-
schule drehen, ohne weiterzukommen. 
Er kann keinen Realschulabschluss ma-
chen, weil ihm die Schule noch keine 
richtigen Noten gibt. Die bekommt er 
erst, wenn er die DaZ- Vorbereitungs-
klassen durchlaufen hat und komplett 
am regulären Unterricht teilnehmen 
kann. „Ich hatte große Pläne, wollte 
studieren“, sagt Pajazit. „Jetzt frage ich 
mich langsam, warum ich noch in die 
Schule gehen soll.“ In Prizren habe er 

gute Noten gehabt und stand kurz vor 
einem Schulabschluss mit einer beruf-
lichen Qualifizierung in Grafikdesign. 
Seine Zeugnisse liegen übersetzt und 
beglaubigt vor. „Aber die Anerkennung 
dauert eine Ewigkeit.“ Währenddessen 
sitzt er mit viel jüngeren Kindern in ei-
ner DaZ-Klasse und ist wütend: „Ich bin 
doch kein Baby.“ Seiner 16-jährigen 
Schwester Azemine ergeht es ähnlich: 
Nachdem sie vier Monate eine DaZ-
Klasse besucht hat, musste sie nach den 
Sommerferien in der 9. Klasse den gan-
zen Stoff wiederholen.
„Natürlich müssen die Kinder Deutsch 
lernen. Aber das System gibt ihnen kei-
ne Chance, mehr aus sich zu machen“, 
kritisiert die Mutter. „Wenn die Kinder 
ihre Motivation verlieren, beginnen die 
Probleme.“ Fatima Haliti war Radiojour-
nalistin in Prizren. Sie floh mit ihren Kin-
dern aus der Heimat, nachdem Serben 
der Roma-Familie zweimal das Haus 
abgebrannt und sie weiter angegriffen 
und bedroht haben. „Roma werden im 
Kosovo als ethnische Minderheit ange-
feindet, diskriminiert, geschlagen – und 
die Regierung verschließt die Augen“, er-
zählt die 45-Jährige. Auf der Flucht durch 
Serbien erlitten die Drei einen Busunfall, 
sie schlugen sich trotzdem über Ungarn 
bis München durch, seit Anfang 2015 
sind sie in Leipzig. Fatima Haliti spricht 
vier Sprachen, sie hat zwei Deutschkurse 
besucht und will bald den nächsten be-
ginnen. Für 1,05 Euro pro Stunde ist sie 
als Dolmetscherin bei der Heilsarmee 
tätig. „Wir wollen kein Geld“, sagt sie. 
„Wir wollen nur eine Chance.“
Betreuerin Lackert versucht zu helfen, 
führt Gespräche mit Lehrkräften und der 
sächsischen Bildungsbürokratie. Aber sie 
weiß: Bis zur Anerkennung von Schulab-
schlüssen können zwei Jahre vergehen. 
„Wir kriegen Pajazit nirgendwo unter, 
solange er nur Kopfnoten bekommt“, be-
dauert sie. Andere Bewohnerinnen und 
Bewohner des Hauses haben es leich-
ter. Sie erhalten Hilfe von engagierten 
Nachbarn, die zu Sprachtrainings und zur 
Nachhilfe ins Flüchtlingshaus kommen 
oder Kinder betreuen, während die Eltern 
Deutschkurse absolvieren. „Das“, sagt 
Lackert, „ist erlebte Willkommenskultur.“

Sven Heitkamp, 
freier Journalist

„Das dezentrale Konzept, Flüchtlinge 
unterzubringen, ist der richtige Weg“, 
sagt Sozialarbeiterin Ina Lackert, die 
das Flüchtlingsquartier des Tägervereins 
„Pandechaion – Herberge“ betreut.
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WIR haben die Wahl!
Die Politik geht in den Wahlkampfmodus: Acht Landtagswah-
len und eine Bundestagswahl stehen bis Herbst 2017 an. Statt 
Herausforderungen, gerade in der Flüchtlingspolitik, zielori-
entiert anzupacken, verschärft sich der Ton. Umfragewerte 
der AfD lösen hektische Reaktionen aus, die populistisch 
wirken und voraussichtlich eher der AfD nützen. Warum eine 
Kopie wählen? Dann doch lieber gleich das Original! Die politi-
sche Arithmetik droht, sich dauerhaft zu verschieben. Ziehen 
bis zu sechs Parteien in die Parlamente ein, lautet das Ergebnis 
fast immer: Große Koalition unter Führung der CDU. Politik, 
die getrieben wirkt und einen chaotischen Eindruck macht, ist 
eine schlechte Grundlage für demokratische Meinungs- und 
Willensbildung. Was gut täte, wäre eine „Normalpolitik“, die 
sich den Herausforderungen stellt und Probleme strukturell 
angeht. Nur so kann Vertrauen zurückgewonnen werden.
Gerade in der Bildungspolitik werden jetzt Versäumnisse der 
Vergangenheit deutlich: Eine flächendeckende Vollversor-
gung mit Lehrkräften mit ausreichenden zeitlichen Ressour-
cen für inklusive Bildung und Reserven für Vertretungsstun-
den fehlen schon länger. Die Folge: Arbeitsverdichtung und 
Unterrichtsausfall. Die Befürchtung, die Unterrichtsversor-
gung könne sich durch zusätzliche Klassen oder ergänzenden 
Sprachunterricht für Geflüchtete und Asylsuchende weiter 
verschlechtern, schürt bei vielen Eltern genau die Ängste, die 
Rechtspopulisten nutzen, ohne Lösungen aufzuzeigen. Und 
bei den Lehrkräften entsteht das Gefühl, politisches Handeln 
werde ohne Rücksicht auf den pädagogischen Alltag auf ih-
rem Rücken ausgetragen. Das richtige Konzept lautet: qualita-
tiver und quantitativer Ausbau des Bildungswesens! 
Beispiel 2: Die Beschäftigungssituation der Lehrkräfte, die In-
tegrationskurse leiten, ist prekär, nun tauschen sie Selbststän-
digkeit auf Hartz-IV-Niveau mit sozialversicherten Anstellun-
gen an Schulen. Das Ziel, mehr Integrationskurse anzubieten, 
droht deshalb verfehlt zu werden. Wieder ein hausgemachtes 
Problem: Prekäre Beschäftigung führt zur Abstimmung mit 

den Füßen. Die gestiegene Zuwanderung nach Deutschland 
zeigt die Spitze des Eisbergs besonders deutlich, ist aber nicht 
die Ursache der Probleme.
Die AfD bietet keine Lösungen an. In ihren „Leitlinien“ wird 
deutlich, dass Bildung Aufgabe der Familie ist, nicht von Ki-
tas und Schulen, die Schuldenbremse scheint heilig, staatli-
che Einnahmen zu erhöhen, ist kein Thema. Diese Partei hat 
nichts zu bieten, was zu besserer Bildung verhilft. Sie be-
hauptet sogar, die Integration von Asylsuchenden aus Kriegs-
gebieten sei nicht nötig, da diese Menschen Deutschland 
in absehbarer Zeit sowieso verlassen müssten. Sie setzt auf 
Rechtspopulismus, leistet sich rassistische Entgleisungen, tritt 
für antidemokratische gesellschaftliche Werte ein und verur-
sacht dauerhafte Entscheidungsblockaden. Die AfD lebt von 
ihrer Verantwortungslosigkeit und vom schlechten Bild, das 
die anderen Parteien abgeben. Was tun?
• Wählen gehen und demokratische Parteien wählen!
Geringe Wahlbeteiligung nützt nur den Rechten, die massiv 
von der Abwanderung bei den anderen Parteien profitiert ha-
ben. Wahlanalysen zeigen, dass die AfD ihre Erfolge nicht bei 
den Nichtwählerinnen und -wählern erzielt. Apropos Nicht-
wähler: Auch die sinkende Wahlbeteiligung verweist auf ein 
bildungspolitisches Versäumnis: Politische Bildung wurde an 
unseren Schulen zurückgefahren. Das zeigt heute Folgen.
• Sich aktiv einmischen!
Die GEW wird auf die Wahlprogramme Einfluss nehmen. 
Noch wichtiger ist, dass bildungspolitische Inhalte auch in 
Regierungsprogrammen und Koalitionsvereinbarungen einen 
Schwerpunkt bilden und die Finanzierung der Bildung OECD- 
Niveau erreicht. Dafür setzt sich die GEW ein. In der Demokratie 
gibt es viele Möglichkeiten, sich zu beteiligen. Am Wahltag heißt 
es, das aktive Wahlrecht zu nutzen. Denn: WIR haben die Wahl! 

Marlis Tepe, 
Vorsitzende der GEW
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// Heft 4/2015 der „DDS – Die Deutsche Schule“*, 
die der GEW-Hauptvorstand herausgibt, beschäftigt 
sich im Schwerpunkt mit dem Thema „Bildungsbio-
graphie und Schulstatistik“. //

2003 hat die Kultusministerkonferenz (KMK) beschlossen, 
eine einheitliche Grundlage für schulstatistische Individual-
daten (anonymisierte Einzeldatensätze jeweils für Schulen, 
Klassen, Unterrichtseinheiten und Personen) zu schaffen 
und diese im Längsschnitt miteinander zu verknüpfen. Was 
zwingend voraussetzt, die einzelnen 
Erhebungen in den Ländern zu ver-
einheitlichen. Auf diese Weise wollen 
die Kultusminister neue Erkenntnisse 
über die deutsche Bildungswirklich-
keit sowie die Wirksamkeit bildungs-
politischer Maßnahmen gewinnen.
Weiß man beispielsweise „ohne 
Verknüpfung“ nur, wie viele junge 
Menschen in einem bestimmten 
Jahr die Schule ohne Abschluss 
abgebrochen und wie viele einen 
spezifischen Abschluss erworben 
haben, so kann man „mit Ver-
knüpfung“ erkennen, welche 
Schulabbrecher in einem späte-
ren Jahr einen Abschluss nach-
geholt oder beispielsweise eine 
Berufsausbildung erfolgreich 
abgeschlossen haben.
Weiß man „ohne Verknüp-
fung“ lediglich, wie viele junge 
Menschen in einem bestimm-
ten Jahr von der Grundschule 
zum Gymnasium wechselten, so ist erst „mit Ver-
knüpfung“ zu erkennen, wie viele, die dies „mit“ oder „ohne“ 
Empfehlung ihrer Grundschule gemacht hatten, das Gymnasi-
um vorzeitig wieder verlassen haben.
Weiß man „ohne Verknüpfung“ bloß, wie viele Kinder mit be-
sonderem Förderbedarf in einem bestimmten Schuljahr eine 
inklusive Schule und wie viele eine Förderschule besuchten, 
so sieht man nur „mit Verknüpfung“, wer von ihnen früher 
oder später einen bestimmten Schulabschluss erreicht oder 
einen Ausbildungsplatz bekommen hat.
Dass Politik und Bildungsbehörden mit ihrem Monitoring- 
Bedarf danach lechzen, empirische Einzeldaten in einen Zu-
sammenhang zu bringen, ist verständlich – ja nachzuvollzie-
hen. Schließlich müssen sie ihre Maßnahmen rechtfertigen 

und finanzieren. Und dass die Bildungsforschung begierig die 
Chance, Datensätze miteinander verbinden zu können, auf-
greift, ist ebenfalls plausibel. Schließlich will Wissenschaft 
nicht nur Momentaufnahmen aufspüren, sondern Ursache-
Wirkungs-Zusammenhänge aufdecken.

Hoffen auf mehr Klarheit
Dahinter steht die Hoffnung, dass mehr Klarheit über Verläufe 
von Bildungsbiographien politisches Handeln besser begrün-
den und anleiten kann. Fakt ist: Rein deskriptives Wissen hilft 

hier, das haben die vergangenen Jahre gezeigt, oft 
nicht weiter.
Nützt sie also allen – die „glä-
serne Bildungsbiographie“?
Nein, nicht, wenn der bzw. die 
Einzelne in dem „Glas“ identifi-
ziert werden kann. Denn dann 
verfügen diejenigen, die Zugän-
ge zu den Daten haben, über ein 
Herrschaftswissen. Das steht nie-
mandem zu. 
Ja, wenn das „Glas“ zwar alle Ein-
zelmerkmale eines empirischen 
Einzelbefundes enthält, aber kei-
ne Spur mehr zum Träger oder 
zur Trägerin der Merkmale zurück-
zuverfolgen ist. Dann – und nur 
dann – kann die Bildungsforschung 
tatsächlich etwas darüber herausfin-
den, ob das Bildungssystem hält, was 
es verspricht, ob die Maßnahmen, die 
die KMK in die Wege leitet, tatsäch-
lich „greifen“ oder Makulatur sind. 
Damit die „gläserne Bildungsbiogra-
phie“ realisiert werden kann, bedarf es 

einer datenschutzrechtlich strengen Lösung: Es braucht eine 
dritte, an Bildungsverwaltung und -forschung unbeteiligte 
Stelle, die sozusagen die „Brücke“ baut, die die aus der wis-
senschaftlichen Analyse entnommenen Daten vernetzt und 
sie zugleich anonymisiert. Dann nützt das „Glas“ möglicher-
weise allen politisch Handelnden. 

Sylvia Schütze, 
Leiterin der Geschäftsstelle der DDS

*Abstracts zu den Beiträgen sowie Bestellmöglichkeiten:  
www.dds-home.de

„Gläserne 
Bildungsbiographie“
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// „Abitur im eigenen Takt“ –  
ein Modell der Zukunft? Eine 
Veranstaltung der GEW Hamburg 
Ende vergangenen Jahres hat 
gezeigt, dass ein anderer Weg 
zum Abitur mehr Chancengleich-
heit bietet. //

Während der Veranstaltung in der 
Hansestadt war man sich weitgehend 
einig, dass das Modell „Abitur im eige-
nen Takt“ im Prinzip die richtige Ant-
wort auf die Widersprüche des geglie-
derten Schulsystems sei. Wesentlich 
zu diesem Konsens beigetragen hat-
te Referent Friedemann Stöffler, der 
schon seit einiger Zeit versucht, ein 
Modellprojekt in Baden-Württemberg 
zu initiieren: Schülerinnen und Schü-
ler sollten selbst entscheiden können, 
wann sie welches Lern-Modul fürs  
Abitur erbringen wollen. 
Vom Schüler, von der Schülerin her 
zu denken – das ist Stöfflers Credo. 
Niemand würde die Qualifikation ei-
ner Akademikerin oder eines Akade-
mikers in Frage stellen, gleich, ob sie 
oder er acht, zehn oder zwölf Semes-
ter für das Studium benötigt, betonte 
der Lehrer für Religion und Mathema-
tik an einem Gymnasium in Baden-
Württemberg, um sein Konzept zu 
untermauern. Ebenso würde niemand 
die Fahrqualität eines Autofahrers 
anzweifeln, ob dieser nun zehn oder 
25 Fahrstunden für den Führerschein 
gebraucht hat. Nur in der Schule sei  

alles anders. Dort dominiere, so Stöff-
ler, der Gleichschritt. Und dies, ob-
wohl man wisse, dass die individuel-
len Voraussetzungen für das Lernen 
derzeit ungleicher nicht sein könnten. 
Migration und die aktuelle Zuwande-
rung verstärkten das noch, ganz abge-
sehen von den Implikationen, die die 
Inklusion mit sich bringt. Kurzum: Die 
Verhältnisse „schrien“ geradezu nach 
einer Abi-Reform.

Lernen in Modulen
Dabei wäre ein anderer Weg zum Abi-
tur im Sinne Stöfflers auf den zweiten 
Blick gar nicht so revolutionär, wie es 
zunächst aussieht. Denn das Lernen 
in Modulen knüpft an das bestehende 
System an. Das zeigt sich in Hamburg 
am deutlichsten an den großen ehe-
maligen kooperativen oder auch addi-
tiven Gesamtschulen, aus denen nach 
der Auflösung des dreigliedrigen Schul-
systems Stadtteilschulen mit Gymnasi-
um wurden. Die Heinrich-Hertz-Schule 
etwa sortiert nach der 6. Jahrgangs-
stufe die Schülerinnen und Schüler in 
einen Gymnasial- und einen Stadtteil-
schulzweig. Jugendliche, die Letzteren 
besuchen und den Sprung in die Ober-
stufe schaffen – dies gelingt rund der 
Hälfte eines Jahrgangs –, werden nach 
einem Jahr Vorbereitung dann in die 
gleiche gymnasiale Oberstufe geführt, 
die ihre Mitschülerinnen und Mitschü-
ler aus dem Gymnasialzweig ein Jahr 
zuvor durchlaufen haben. An dieser 

Stelle ist das Zwei-Säulen-Modell aus 
Stadtteilschule und Gymnasium aufge-
löst.
Wie sehr die beiden Säulen miteinan-
der verzahnt sind, zeigt noch eine an-
dere Entwicklung: Immer mehr Mäd-
chen und Jungen wechseln nach der 
10. Jahrgangsstufe des Gymnasiums 
auf eine Stadtteilschule, weil sie dort 
bis zum Abitur mehr Zeit zum Lernen 
haben. Der Druck der Eltern von Kin-
dern in G8-Klassen war offensichtlich 
sehr groß, sodass Schulsenator Ties 
Rabe (SPD) diesem jüngst nachgeben 
musste  – und einen Wechsel von G8  
zu G9 offiziell erlaubte. Interessant, 
wie ein Kollege aus einer Stadtteil
schule das kommentierte: Jetzt gönne 
sich ein Teil der Jugendlichen innerhalb 
der drei Jahre bis zum Abi ein halbes 
oder ganzes Auslandsjahr. Genau das 
sieht das Konzept des „Abiturs im ei-
genen Takt“ als eine Möglichkeit von 
vielen vor.
Ist es aber ein „Verrat“ an der Stadt-
teilschule, wenn Eltern sich nach der 
4. Klasse fürs Gymnasium entscheiden, 

„Abitur im eigenen  Takt“

Der Lehrer Friedemann Stöffler, Refe-
rent der Hamburger GEW-Veranstal-
tung, plädiert dafür, die gymnasiale 
Oberstufe zu reformieren. Schülerinnen 
und Schüler sollen selbst entscheiden 
können, wann sie welches Lernmodul 
fürs Abitur erbringen wollen.
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G10 – Die Finnen machen es bereits
„Die meisten (Finnen) machen Abitur nach drei Jahren. 15 bis 20 Prozent der 
Schülerinnen und Schüler brauchen dazu vier Jahre – oft, weil sie ein zeitin-
tensives Hobby oder Lernschwierigkeiten in einem oder mehreren Fächern 
haben. Einige wollen auch ein möglichst breites Spektrum an Fächern vor-
weisen im Hinblick auf die strengen Eingangsprüfungen an den Universitäten. 
Auch eine kürzere Dauer als drei Jahre ist möglich, wenn die geforderten 75 
Kurse absolviert sind.“ 
Anneliese Richter, „Die gymnasiale Oberstufe im finnischen Schulsystem“ in: 
Friedemann Stöffler, Matthias Förtsch (Hrsg.): „Abitur im eigenen Takt. Die 
flexible Oberstufe zwischen G8 und G9“, Weinheim 2014 
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um dann, wenn es nicht so gut läuft, 
ihr Kind nach der 10. Klasse elegant 
in die Oberstufe der Stadtteilschule 
wechseln zu lassen? Es war ja mal an-
ders gedacht. Doch der Fehler liegt 
eher in der Schizophrenie des Zwei-
Säulen-Systems als am Elternwillen, 
der beseelt ist vom Gedanken, für den 
Nachwuchs das Beste herauszuholen. 
Wie sollte es anders sein in einem 
Gesellschaftssystem, das ausschließ-
lich von Konkurrenz geprägt ist?

Einen Spaltbreit geöffnet
Die GEW Hamburg sieht in dem Modell 
des „Abiturs im eigenen Takt“ auch eine 
Chance, die Tür zu einer „Schule für 
alle“ einen Spaltbreit weiter zu öffnen. 
Es würde Kindern aus bildungsfernen 
Milieus den Vorteil verschaffen, Defi-
zite besser als bisher kompensieren zu 
können. Und dies vor allem, wenn es ge-
länge, das Modell in Anlehnung an Finn-
land (s. Kasten S. 26) um ein zusätzliches 
Jahr zu erweitern. Ein G10 also, das für 
einen kleineren Teil der Schülerinnen 
und Schüler nichts anderes wäre, als es 
für jene einmal gewesen ist, die früher 
dank einer „Ehrenrunde“ auch erst nach 

14 Jahren das Abitur machten. Denn 
wenn die Ergebnisse der Untersuchun-
gen des bundesweit anerkannten Ham-
burger Bildungsforschers Ulrich Vieluf 
richtig sind, wonach die Lernzuwächse 
der G9-Schülerinnen und -Schüler in 
den Oberstufen der Stadtteilschulen 
größer sind als die der Gymnasiasten in 
diesem Zeitraum, böte das G10-Modell 
die Möglichkeit, die Abschlüsse weiter 
anzugleichen.* 
Eine Chance auch für die Wirtschafts- 
und Technischen Gymnasien in Ham-
burg. Diese laufen gegenwärtig Gefahr 
auszutrocknen, weil sich immer mehr 
Stadtteilschülerinnen und -schüler, 
denen der Sprung in die Oberstufe 
gelingt, entscheiden, an ihrer Schule 
zu bleiben. Eine Integration beruf-
licher Gymnasien über das Angebot 
modularer Abschlüsse läge somit auf 
der Hand. Das alles macht noch ein-
mal deutlich: Wo, wenn nicht in einem 
Stadtstaat wie Hamburg – und dies gilt 
ebenso für Ballungszentren, in denen 
unterschiedliche Schulformen dicht 
beieinander liegen – ließe sich die Idee 
des „Abiturs im eigenen Takt“ besser 
realisieren?
Die Chance, diese Reform politisch zu 
lancieren, liegt darin, dass sie nicht nur 
sozial benachteiligten Schülerinnen und 
Schülern bessere Bildungskarrieren er-
öffnen, sondern auch Heranwachsen-
den mit guten Startbedingungen dazu 

verhelfen könnte, die Reifeprüfung auf 
einem weniger stressigen und damit 
vielleicht erfolgreicheren Weg zu ma-
chen.

Joachim Geffers, 
Redaktionsleiter der Hamburger 
Lehrerzeitung (hlz)

*Nach Beschlusslage der GEW Hamburg 
ein bedeutender Schritt in Richtung 
mehr Chancengleichheit

„Abitur im eigenen  Takt“

Das Buch „Abitur im eigenen Takt“  
zeigt einen anderen Weg auf, die Reife-
prüfung zu machen.

Mitdiskutieren
www.gew.de/
EundW

27

Erziehung und Wissenschaft  | 02/2016

SCHULE



// Seit 2004 gibt es Studiengänge 
für Kindheitspädagogik. Die Tarif-
verträge für die Kita-Beschäf-
tigten bilden diese Entwicklung 
jedoch (noch) nicht ab. Die Mehr-
heit der Kindheitspädagoginnen 
und ‑pädagogen wird nicht ent-
sprechend ihrer akademischen 
Qualifikation bezahlt. //

Seit April 2015 darf sich Kerstin F.* Kind-
heitspädagogin nennen und kann auf ei-
nen Bachelor-Abschluss im Studienfach 
„Bildung und Erziehung in der Kindheit“ 
verweisen. Erworben hat sie diesen aka-
demischen Grad an der Fachhochschule 
(FH) Potsdam. Allerdings bringt er ihr 
keinen finanziellen Vorteil. Die 24-Jäh-
rige arbeitet als Erzieherin in einer Kita 
in Berlin, verdient dort rund 2 300 Euro 
brutto – wie ihre Kolleginnen mit einem 
Fachschulabschluss. Der Träger bezahlt 
seine Erzieherinnen und Erzieher zwar 
angelehnt an den Tarifvertrag für den 
Öffentlichen Dienst (TVöD) der Kommu-
nen und hat ihr dreieinhalbjähriges Stu-
dium als Berufserfahrung angerechnet, 
entlohnt sie aber nicht gemäß ihrer aka-
demischen Ausbildung. Für die Bachelor-
Absolventin bedeutet das rund 1 000 
Euro brutto weniger im Monat. 

Bundesweit haben nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes mittlerweile 
knapp 3 000 Fachkräfte, die als pädago-
gisches Personal in Kindertagesstätten 
arbeiten, einen Abschluss als Kindheits-
pädagogin bzw. -pädagoge. Im Vergleich 
zu den rund 354 000 an Fachschulen 
ausgebildeten Erzieherinnen und Er-
ziehern ist dies zwar noch ein geringer 
Anteil, der aber stetig steigt – zwischen 
2013 und 2014 hat sich die Zahl der 
Kindheitspädagogen verdoppelt. 
Überall herumgesprochen hat sich das 
noch nicht, sodass Bewerberinnen und 
Bewerber mit Hochschulabschluss bei 
Vorstellungsgesprächen immer noch 
damit rechnen müssen, nicht als „voll-
wertig“ zu gelten. 
Diese Erfahrung hat auch Anna Heinrich 
gemacht. Die Stuttgarterin stellte sich 
vor zwei Jahren als frisch gebackene 
Hochschulabsolventin an einer Kita in 
Baden-Württemberg vor. Als das Ge-
spräch auf die Bezahlung gekommen 
sei, habe die Kita-Leiterin gemeint, da 
sie keine Erzieherin sei, könne man sie 
nur in Entgeltgruppe 3 einstufen, er-
zählt Heinrich; nach sieben Semestern 
Studium an der FH Freiburg wäre die 
Kindheitspädagogin mit einer Kinder-
pflegerin finanziell gleichgestellt wor-

den. Die 34-Jährige wies das Angebot 
zurück. Heute arbeitet sie als Gruppen-
leiterin in einer kommunalen Kita, ein-
gruppiert in Stufe 8 mit einem Monats-
brutto von knapp 2 700 Euro. 

Arbeitgeber blockieren
Damit liegt sie unter der Gehaltsgrup-
pe der Sozialpädagogen. Üblicherweise 
werden diese im Öffentlichen Dienst 
ab Entgeltgruppe 11 eingruppiert. Die 
GEW fordert auch für Kindheitspädago-
ginnen und -pädagogen eine ihrer aka-
demischen Qualifikation entsprechen-
de Bezahlung. Die Arbeitgeber lehnen 
das bislang ab (s. E&W 5 und 6/2015). 
Norbert Hocke, im GEW-Vorstand für 
Jugendhilfe und Sozialarbeit verant-
wortlich, sieht jedoch auch die Länder 
in der Pflicht. Da die staatliche An
erkennung der Studienabschlüsse und  
der Berufsbezeichnungen sich verzögert 
habe bzw. in einigen Ländern bis heute 
ausstehe, würden Kindheitspädagogen 
von manchem Träger als „Sonstige Be-
schäftigte“ sogar noch eine Stufe nied-
riger als Erzieherinnen eingruppiert, 
kritisiert Hocke.
Zudem sind die Arbeitgeber gegen-
über den akademisch gebildeten Fach-
kräften nach wie vor zurückhaltend. 
So ergab eine Umfrage des Bundes-
familienministeriums 2013, dass sich 
89 Prozent der Kita-Leitungen für die 
Betreuung der Kinder, die jünger als 
drei Jahre alt sind, eine Erzieherin bzw. 
einen Erzieher wünschen, nur 32 Pro-
zent können sich auch eine Fachkraft 
mit Hochschulabschluss vorstellen. Die 
Erziehungswissenschaftlerin Kirsten 
Fuchs-Rechlin erwartet deshalb, dass 
sich an den vergleichsweise schlechten 
Verdienstchancen der Kindheitspäda
goginnen so schnell nichts ändern 
wird. Eine höhere Bezahlung könnten 
diese Beschäftigten lediglich „in Ver-
bindung mit Leitungspositionen“ errei-
chen.
Einen solchen Posten könnte auch Kers-
tin F. aufgrund ihrer Hochschulausbil-
dung ausüben, doch nur theoretisch; 

„Sonstige Beschäftigte“  mit Bachelor

Rückblick auf die Großdemo am 28. Mai vergangenen Jahres in Frankfurt am Main: 
16 000 Beschäftigte des Sozial- und Erziehungsdienstes, darunter auch viele Kind-
heitspädagoginnen, streikten für eine Aufwertung ihres Berufes.
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Chronische Schmerzen?
Hilfe durch multimodale
Schmerztherapie!

Kostenlose Beratungs-Hotline:

0800 1983 198

Schönbornstr. 10 
97980 Bad Mergentheim 
Tel.: 07931 5493-44 
Fax: 07931 5493-50
E-Mail: schmerzklinik@schmerzklinik.com

Schmerztherapiezentrum
Bad Mergentheim
Fachklinik für Spezielle Schmerztherapie
und Schmerzpsychotherapie

www.schmerzklinik.com

Das Schmerztherapiezentrum Bad Mergentheim ist auf die Behand-
lung chronischer Schmerzzustände verschiedenster Ursachen speziali-
siert. Unsere Schwerpunkte sind unter anderem die Behandlung von
Migräne, Kopf- und Gesichtsschmerzen, Rückenschmerzen, Morbus
Sudeck und Fibromyalgie, auch mit psychischen Begleiterkrankungen
(Burn out, depressive Störungen, Angststörungen).

Moderne Schmerzbehandlung = multimodale Schmerztherapie
Die multimodale Schmerztherapie ist interdisziplinär, setzt verschiedene
Strategien gleichzeitig und nicht nacheinander ein und ist individuell auf
die Erfordernisse des einzelnen Patienten zugeschnitten. Maßgeschnei-
derte Therapien sind der konventionellen „Behandlung von der Stange“
überlegen. Ein erfahrenes Team aus Fachärzten, Psychologen, Physiothe-
rapeuten, Krankenschwestern und Gestaltungstherapeuten kombiniert
schulmedizinische Behandlungsmethoden sinnvoll mit komplementären
Therapien wie Naturheilverfahren und Akupunktur. 

Die multimodale Schmerztherapie ist der Goldstandard in der
Versorgung von chronischen Schmerzpatienten.
Die Effektivität dieser Therapie hängt aber entscheidend von der Behand-
lungsintensität, -qualität und -dauer ab. Bei uns  liegt die Behandlungs-
dauer bei mindestens drei Wochen. So ist es möglich, eine chronische
Schmerzerkrankung nachhaltig zu behandeln.

Service-Paket für den Krankenhausbereich
· Unsere Leistungen entsprechen denen eines Krankenhauses der 

Maximalversorgung (z. B. Universitätsklinik).
· Die privaten Krankenkassen und die Beihilfe übernehmen die Behand-

lungskosten der multimodalen Schmerztherapie im Rahmen einer medi-
zinisch notwendigen stationären Heilbehandlung, wenn der Versicherer
diese vor Beginn der Behandlung schriftlich zugesagt hat.

· Den Aufnahmetermin stimmen wir mit Ihnen ab.

Wir beraten und unterstützen Sie individuell bei allen Fragen 
zur stationären Aufnahme und senden Ihnen gerne umfassende 
Informationen zu. Rufen Sie uns unter unserer kostenlosen 
Beratungs-Hotline an!
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aufgrund ihrer geringen Berufser-
fahrung sei dies illusorisch, sagt 
sie. Sie plant, noch in diesem Jahr 
mit ihrem Masterstudium zu begin-
nen. Als Erzieherin will sie danach 
nicht mehr arbeiten, sondern sich 
in der pädagogischen Beratungs-
branche selbstständig machen. 

Jürgen Amendt, 
Redakteur „Neues Deutschland“

*Name geändert
Studiendatenbank der Weiterbil-
dungsinitiative Frühpädagogische 
Fachkräfte (wiff):  
www.weiterbildungsinitiative.de; 
ÜFA-Projekt:  
www.projekt-uebergang.de;
Bundesarbeitsgemeinschaft Bildung  
und Erziehung in der Kindheit:  
www.bag-bek.eu 

„Sonstige Beschäftigte“  mit Bachelor

Zum Studiengang Kindheitspädagogik
•	� Kindheitspädagogische Studiengänge gibt es seit 2004. Bundes-

weit existieren heute mehr als 100 solcher Studiengänge – meist 
mit Bachelorabschluss. Weiterbildungsangebote, die zu Lei-
tungs- und Managementtätigkeiten in Kitas qualifizieren, bieten 
22 Hochschulen an.

•	� 13 Bundesländer haben die Berufsbezeichnung „Kindheits
pädagogin/-pädagoge“ eingeführt und staatlich anerkannt. In 
Rheinland-Pfalz ist der Studiengang mit der Anerkennung als 
„Sozialpädagogin/-pädagoge“ verknüpft, Bremen verwendet die 
Berufsbezeichnung „Elementarpädagogin/-pädagoge“. In Sach-
sen-Anhalt und Niedersachsen ist geplant, die Anerkennung ge-
setzlich zu verankern. Voraussetzung dafür ist ein entsprechen-
der Praxisanteil im Studium von mindestens 20 Wochen.

•	� Die ersten Ergebnisse der im Auftrag des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung (BMBF) 2013 gestarteten Langzeit-
studie „Übergang von fachschul- und hochschulausgebildeten 
pädagogischen Fachkräften in den Arbeitsmarkt“ (ÜFA/s. Link 
auf dieser Seite) lassen darauf schließen, dass eine akademi-
sche Aufwertung des Erzieherberufs mehr berufliche Sicher-
heit verspricht. So liegt der Anteil befristeter Arbeitsverhältnis-
se bei den Kindheitspädagogen mit 41 Prozent unterhalb dem 
der an Fachschulen ausgebildeten Erzieherinnen und Erzieher 
(61 Prozent). 

•	� Im Zusammenhang mit der ÜFA-Arbeitskräftebefragung stell-
te sich heraus, dass 71 Prozent der Kindheitspädagogen in der 
Kita-Betreuung und 17 Prozent in anderen Bereichen der Kinder- 
und Jugendhilfe (z. B. Schulhorte, Erziehungsberatung, Jugend-
zentren, Eltern- und Familienbildung) arbeiten, aber nur zwölf 
Prozent in Arbeitsfeldern tätig sind, die einen akademischen 
Berufsabschluss voraussetzen (z. B. Fort- und Weiterbildung, 
Kinder- und Jugendpsychiatrie, Lehre, Forschung). Bei Kindheits-
pädagogen mit vorheriger abgeschlossener Fachschulausbildung 
arbeiten auch nach dem Studium 65 Prozent im alten Berufsfeld, 
zwölf Prozent in anderen Bereichen der Kinder- und Jugendhilfe, 
23 Prozent üben Tätigkeiten aus, die ihrer akademischen Qualifi-
kation entsprechen. � J.A. 
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// Rund drei Viertel der Schul-
abbrecher bekommen keinen 
Ausbildungsplatz. Um Jugendli-
che erfolgreich zum Abschluss 
zu lotsen, spielt auch Schulso-
zialarbeit eine Rolle. Dort, wo 
sie eingesetzt wird, hilft sie, die 
Abbrecherquote zu verringern. //

Das Ziel des Dresdner „Bildungsgipfels“ 
2008 ist noch längst nicht erreicht: 
Noch immer verlässt jeder 18. Jugend-
liche die Schule ohne Abschluss. Das 
ist das Ergebnis der vierten Studie des 
Deutschen Caritasverbandes*, die bun-
desweit die Zahlen der Schulabgänger 
ohne Hauptschulabschluss ausgewertet 
hat. Während ihr Anteil seit 2009 (6,9 
Prozent) stetig gesunken war, blieb er 
von 2012 auf 2013 erstmals konstant 
bei 5,6 Prozent. In Dresden war indes 
vereinbart worden, die Quote bis 2015 
von acht auf vier Prozent zu halbieren. 
Die Unterschiede zwischen den Bun-
desländern sind der Caritas-Studie zu- 
folge groß: In Bayern und Hamburg lag 

die Zahl der Schulabbrecher bei 4,4 Pro- 
zent, in Mecklenburg-Vorpommern bei  
9,6 Prozent. In den Kreisen und kreis-
freien Städten waren die Schwan-
kungen noch extremer: So gab es die 
niedrigste Schulabgängerquote ohne 
Abschluss in Heidelberg sowie in den 
Landkreisen Eichstätt und Bad Kissingen 
mit jeweils 1,7 Prozent, im Landkreis 
Mansfeld-Südharz (Sachsen-Anhalt) lag 
sie dagegen bei 12,6 Prozent. 
Einfache Erklärungen für die großen 
Unterschiede gibt es nicht. „Wenn die 
Politik, die Schule, das Arbeitsamt und 
die Wirtschaft kooperieren, schaffen 
mehr Jugendliche einen Abschluss“, 
betont Caritas-Präsident Peter Neher. 
Neben Bundeslandeffekten, dem Anteil 
der Förderschüler und der Arbeitslo-
senquote kann laut Studie eine verläss-
liche Schulsozialarbeit die Abbrecher-
quote positiv beeinflussen. Kreise und 
Städte, denen das gelingt, haben an 
allen Hauptschulen mindestens einen 
Schulsozialarbeiter mit einer halben 
Stelle.

Die Länder fordern seit Jahren, Schul-
sozialarbeit auszuweiten. Von 2011 bis 
2013 konnten die Kommunen durch fi-
nanzielle Mittel aus dem Bildungs- und 
Teilhabepaket des Bundes (BuT) rund 
3 000 neue Stellen schaffen – ein Plus 
von 30 Prozent. Durch den Einsatz von 
Landesmitteln konnten nach Auslaufen 
des BuT zwar viele erhalten werden (s. 
E&W 1/2015). Es handle sich dabei aber 
oft um zeitlich befristete Projekte, die 
den Aufbau vertrauensvoller Beziehun-
gen erschwerten, gibt Bernhard Eibeck, 
Referent für Jugendhilfe und Sozialar-
beit beim GEW-Hauptvorstand, zu be-
denken. Er hält „klare und unbefriste-
te Stellen“ für notwendig: mittelfristig 
eine Vollzeitstelle an jeder Schule, lang-
fristig pro 150 Schüler eine volle Stelle. 

Vorbild Heidelberg
Die Geschwister-Scholl-Schule in Hei-
delberg in Baden-Württemberg gehört 
mit Blick auf den erfolgreichen Haupt-
schulabschluss zu den Vorzeigeschulen. 
„Wenn bei uns viele durchfallen, sind  

Schulsozialarbeit hilft

Die Geschwister-Scholl-Schule in Heidelberg in Baden-Württemberg gehört mit Blick auf einen erfolgreichen Hauptschulab-
schluss ihrer Schülerinnen und Schüler zu den Vorzeigeeinrichtungen. Dazu trägt auch Schulsozialarbeit bei. Sozialarbeiter Rainer 
Schlegel (links): „Ich unterstütze die Lernenden dabei, ihren Schulalltag zu bewältigen.“
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es zwei“, sagt die Leiterin der Gemein-
schaftsschule, Sabine Horn. „Meist schaf-
fen es alle.“ Dazu trägt ihr zufolge auch 
die Schulsozialarbeit bei: Die Schülerin-
nen und Schüler könnten in Gesprächen 
„nichtschulische Sachen, die sie von 
zuhause mitbringen, abkippen, um den 
Kopf wieder frei zum Lernen zu haben“.  
Schulsozialarbeiter Rainer Schlegel ist 
seit 18 Jahren in Vollzeit an der Ganz-
tagsschule tätig und immer zu errei-

chen. „Ich unterstütze die Schüler da-
bei, ihren Schulalltag zu bewältigen“, 
sagt er. „Fast alle kommen regelmäßig 
zur Schule, aber nicht alle kriegen im 
Unterricht genug mit.“ Sind etwa famili-
äre Probleme der Grund, spricht Schle-
gel auch mal mit den Eltern. Auch für 
ihn ist „der freie Kopf“ wesentlich für 
den Schulerfolg. 
Die Klassenlehrerin einer achten Klasse, 
Katharina Stadelhofer, schätzt Schle-
gels Fachwissen, das Lehrkräfte ihrer 
Einschätzung nach trotz Praktika und 
Fortbildungen nicht in dem Maß haben. 
Seit sie ihre Schülerinnen und Schüler in 
der fünften Klasse übernahm, arbeiten 
Schlegel und Stadelhofer eng zusam-
men. „Er erlebt die Kinder auch allein 
und kennt sie nochmal ganz anders“, 
betont das GEW-Mitglied. Außerdem 
habe er mehr Zeit für Einzelgespräche: 
„Ich muss auch mit meinem Unter-
richtsstoff durchkommen.“
Seit 2002 wird Schulsozialarbeit in Hei-
delberg flächendeckend an Haupt- und 
Förderschulen angeboten und stetig 
auf alle Schulformen erweitert. An der 
Geschwister-Scholl-Schule gibt es zu-
dem seit Jahren Joblotsen, die sich mit 
um Praktika und Ausbildungsverträge 
für die Jugendlichen kümmern – und 
diese damit auch für einen erfolgrei-
chen Abschluss motivieren.

Negativschlagzeilen
In Sachsen-Anhalt, wo der Landkreis 
Mansfeld-Südharz Negativschlagzeilen 
machte, verließen 2013 mehr als neun 
Prozent die Schule ohne Abschluss  – 
auch wenn die Quote im Vergleich zum 
Vorjahr um fast zwei Prozentpunkte 
sank. Die Zahl der Förder- und Son-
derschüler ist in Sachsen-Anhalt seit 
Jahren besonders hoch (2013: 6,1 Pro-
zent).  Selbst wenn diese Jugendlichen 
mit Erreichen des Abschlusses für Lern-
behinderte von der Schule gehen, fallen 
sie statistisch unter die Abgänger ohne 
Hauptschulabschluss. Der Bedeutung 
von Schulsozialarbeit ist man sich in-
des auch in Sachsen-Anhalt bewusst: 
Seit dem Schuljahr 2008/2009 gibt es 
das mit Mitteln aus dem Europäischen 
Sozialfonds für Deutschland (ESF) finan-
zierte Programm „Schulerfolg sichern“ 
mit Schwerpunkt Schulsozialarbeit. Bis 
2015 wurden rund 210 Stellen an 200 

Schulen gefördert, in der neuen Förder-
periode wird die Zahl auf 380 Stellen an 
350 Schulen steigen. 
Flächendeckend seien die Sekundar-
schulen allerdings noch nicht versorgt, 
sagt Franziska Lau, Projektleiterin der lan-
desweiten Koordinierungsstelle „Schul- 
erfolg sichern“ bei der Deutschen Kin-
der- und Jugendstiftung (DKJ)**. Schon 
heute stelle sich die drängende Frage: 
Was passiert nach dem Ende der För-
derperiode im Jahr 2020 – oder auch 
schon eher? Die aktuellen Projekte sind 
Lau zufolge bis 2018 finanziert. Doch 
die Koordinatorin weiß: „Verlässlichkeit 
ist wichtig.“
Auch die 2015 amtierende Präsidentin 
der Kultusministerkonferenz (KMK), 
die sächsische Kultusministerin Brun-
hild Kurth (CDU), betonte: „Schulsozi-
alarbeit ist eine zentrale Maßnahme, 
um bildungsbenachteiligte Kinder und 
Jugendliche wirksamer zu fördern – ge-
rade an Schulen mit dem Bildungsgang 
Hauptschule und an Förderschulen – 
und um die Zahl der Schülerinnen und 
Schüler ohne Abschluss zu verringern.“ 
Die Länder müssten finanziell in die 
Lage versetzt werden, „ihr Angebot 
unter anderem an Schulsozialarbeit be-
darfsgerecht noch mehr auszuweiten“. 
Der Bundeselternrat forderte Ende 
2014 ein dauerhaftes Bundesprogramm 
für jede Schule. Kinder- und Jugendso-
zialarbeit sei „ein gesamtgesellschaft-
licher Auftrag, dem sich Bund, Länder 
und Kommunen gemeinsam stellen 
müssen“, betonte der stellvertretende 
Vorsitzende Wolfgang Pabel. Dem er-
teilte Kurth vergangenes Jahr in einem 
„Handelsblatt“-Interview eine Absage: 
Der Bund habe das BAföG komplett 
übernommen. Die gesparten 1,2 Milli-
arden Euro pro Jahr müssten die Länder 
nun in der Bildung einsetzen. 

Nadine Emmerich, 
freie Journalistin

*www.caritas.de/fuerprofis/ 
fachthemen/kinderundjugendliche/ 
bildungschancen/bildungschancen
**Landesweite Koordinierungsstelle 
„Schulerfolg sichern“ der Deutschen 
Kinder- und Jugendstiftung (DKJS):  
www.schulerfolg-sichern.de/

Blick in die Länder
Bundesweite Zahlen zur Schulso-
zialarbeit liegen nicht vor. Nach 
Schätzungen der GEW arbei-
ten in Deutschland rund 10 000 
Schulsozialarbeiterinnen und 
-sozialarbeiter. Eine Umfrage bei 
einigen Landesministerien ergab 
folgende Zahlen, die aufgrund 
unterschiedlicher Strukturen und 
Finanzierungen indes weder voll-
ständig noch direkt miteinander 
zu vergleichen sind. 
Baden-Württemberg: 
Derzeit gibt es 1 305 Stellen und 
1 977 Fachkräfte.
Bayern: 
Durch das Programm „Jugendso-
zialarbeit an Schulen“ des Sozial-
ministeriums werden aktuell rund 
640 Stellen an 890 Einsatzorten 
gefördert. 
Berlin: 
Im Landesprogramm „Jugendsozi-
alarbeit an Berliner Schulen“ sind 
derzeit 365 Sozialpädagogen auf 
244 Stellen tätig. 
Mecklenburg-Vorpommern: 
Momentan sind 198 aus dem 
Europäischen Sozialfonds (ESF) 
finanzierte Schulsozialarbeiterin-
nen im Einsatz, außerdem 212 aus 
dem Bildungs- und Teilhabepaket 
des Bundes (BuT) – und elf kom-
munal finanzierte sozialpädago-
gogische Fachkräfte. 
Nordrhein-Westfalen: 
Zu Beginn des Schuljahres gab es 
903 Landesstellen und 1 148 Be-
schäftigte (ohne frühere BuT-Stel-
len, für die das Land die weitere 
Förderung bis 2017 übernimmt). 
� N.E.

Erziehung und Wissenschaft  | 02/2016

31JUGENDHILFE UND SOZIALARBEIT



// „Transformation, Energie, Chancen“, lautete das 
Motto des zweiten Bundeskongresses Schulsozial-
arbeit, der im Dezember 2015 in Dortmund stattge-
funden hat. Die zweitägige Veranstaltung war nicht 
nur Diskussionsforum, in dem aktuelle Entwicklun-
gen in einem sich ständig verändernden Berufsfeld 
beleuchtet wurden. Sie hatte auch einen deutlichen 
politischen Akzent, der in der „Dortmunder Erklä-
rung“* mit dem Appell mündete, Schulsozialarbeit 
weiter auszubauen. //

Auf 150 Schülerinnen und Schüler solle, so die Verfasser, min-
destens eine Vollzeitstelle für Schulsozialarbeiter kommen: 
Das wären bundesweit 62 000 neue Stellen. Die Kosten: 3,6 
Milliarden Euro jährlich, die Ausgaben für das Schulwesen 
würden sich damit um sechs Prozent erhöhen. Zudem fordern 
die Autoren, dass Schulsozialarbeit als fachlich aus der Kin-
der- und Jugendhilfe begründetes Angebot bundesweit ver-
bindlich geregelt sowie qualitativ abgesichert und dauerhaft 
etabliert werden müsse. Bund, Länder und Kommunen müss-
ten daher verlässliche Formen der Kooperation entwickeln 
und dabei Subsidiarität und Trägervielfalt gewährleisten. „Der 
Ausbau der Schulsozialarbeit ist zusätzlich zur sozialpädagogi-
schen Unterstützung für geflüchtete Kinder und Jugendliche 
zu sehen. Lehrkräfte sollen mit der Aufarbeitung der Flucht 
sowie der Integration in die Gemeinschaft nicht allein gelas-
sen werden“, sagte Wolfgang Foltin, Vorsitzender der nord-
rhein-westfälischen Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Schul-
sozialarbeit, die zusammen mit der Stadt, der Fachhochschule 
Dortmund und dem Kooperationsverbund Schulsozialarbeit, 
dem auch die GEW angehört, den Kongress organisiert hatte.

Sanem Kleff, Leiterin  
der Bundeskoordina
tion der Initiative 
„Schule ohne Ras- 
sismus“, wies in die-
sem Zusammenhang 
darauf hin,  dass 
„Schule einen ent-
scheidenden Beitrag 
zum gesellschaftli
chen Zusammenle
ben“ leiste. Deshalb  
seien soziales Lernen 
und somit die Pro-
fession der Schul- 
sozialarbeit verläss-
lich in der Schule zu 
verankern. 

Jutta Allmendinger, 
Professorin an der 
Humboldt Uni Ber-
lin und Präsidentin 
des dortigen Wis
senschaftszentrums 
für Sozialforschung 
(WZB), ging noch ei- 
nen Schritt weiter 
und forderte in sie-
ben Thesen eine um-
fassende Bildungsre-
form. Zudem räumte 
sie mit immer wie-
derkehrenden Legen
den im Bereich der 
Bildung auf. Unter 

anderem verlangte Allmendinger, „die soziale Selektivität  
abzuschaffen. Denn Schulsysteme, die nicht selektieren, zei-
gen höhere Kompetenzen und Leistungsspitzen“. 

Eigenständiges Arbeitsfeld
Die Ruhrmetropole Dortmund als Veranstaltungsort und die da-
mit verbundenen Themen habe man gezielt gewählt, erklärte 
Bernhard Eibeck, Referent für Jugendhilfe und Sozialarbeit beim 
GEW-Hauptvorstand und Mitglied des Organisationsteams: 
„Wir wollten uns, drei Jahre nach dem ersten Kongress in Han-
nover, vom Ruhrgebiet, seinen Ideen und Innovationen inspi-
rieren lassen.“ Dort sei es immer wieder gelungen, Energien zu 
bündeln und Veränderung als Chance zu begreifen.
Gastgeberin Nicole Kastirke, Professorin für Erziehungswis-
senschaft an der FH Dortmund, machte deutlich, worum es 
während der Tagung, die den rund 800 Teilnehmenden aus 
Praxis, Trägerorganisationen und Wissenschaft mehr als 50 
Vorträge, Arbeitsgruppen und Workshops bot, auch ging: 
„Schulsozialarbeiter sind oft Einzelkämpfer: Wir wollten mit 
unserem Bundeskongress ein Zusammengehörigkeitsgefühl 
schaffen, den Gästen Wertschätzung für ihre schwierige und 
häufig unter fragilen Bedingungen stattfindende Arbeit ent-
gegenbringen. Und dazu beitragen, dass Schulsozialarbeit 
endlich als eigenständiges Arbeitsfeld etabliert wird.“

Peter Schroers, 
Sozialarbeiter und Journalist

Sie finden die „Dortmunder Erklärung” im Netz unter: 
www.bundeskongress-schulsozialarbeit.de/dwnld/
Die_Dortnunder_Erklaerung_Digital_final.pdf

Schulsozialarbeit 
systematisch ausbauen!

Prof. Jutta Allmendinger, Präsiden
tin des Wissenschaftszentrums 
Berlin für Sozialforschung, forderte 
eine umfassende Bildungsreform.

Sanem Kleff, Leiterin der Bundes
koordination der Initiative „Schule 
ohne Rassismus“, macht sich dafür 
stark, die Profession der Schul
sozialarbeit verlässlich in der Schule 
zu verankern.
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 „Jeder hat das Recht auf Bildung...“     
Artikel 26 (1) Allgemeine Erklärung der Menschenrechte

World University Service - Deutsches Komitee e.V. 
Tel: 0611/446648 * info@wusgermany.de * 
w w w. w u s g e r m a n y. d e

Wer wir sind
World University Service (WUS) ist eine 1920 gegründete internationale, 
politisch und konfessionell nicht gebundene Organisation von 
Studierenden, Lehrenden und Mitarbeitenden im Bildungssektor. 
WUS-Deutschland ist eines von weltweit über 50 Komitees, die sich 
gemeinsam für das Menschenrecht auf Bildung einsetzen.

Studierende aus Afrika, Asien und Lateinamerika
WUS unterstützt ausländische Studierende durch: 
• Lobbyarbeit zur Verbesserung der Rahmenbedingungen   
• berufliche Orientierung und Reintegration in ihren Herkunftsländern
• STUBE – das Studienbegleitprogramm für Studierende aus Afrika, 
Asien und Lateinamerika in Hessen
• das Portal Hessische Hochschulen im Nord-Süd-Kontext

Globales Lernen und Portale
Förderung des Globalen Lernens und Bildung für nachhaltige 
Entwicklung (BNE) durch:
• die Informationsstelle Bildungsauftrag Nord-Süd im Bereich der 
Vernetzung und Vermittlung von Informationen
• das Portal Globales Lernen der Eine Welt Internet Konferenz 
(EWIK) beim WUS: kostenfreie Unterrichtsmaterialien und aktuelle 
Aktionen und Veranstaltungen aus dem Bereich Globales Lernen
• das Portal Deutsche Länder in der Entwicklungspolitik im Auftrag 
der 16 Deutschen Länder

// Die Masurenakademie von 
GEW und Solidarność findet 
vom 21. Juli bis 3. August 2016 
in der Nähe von Olsztyn/
Allenstein in Polen statt. //

Bei den jüngsten Wahlen hat die 
nationalkonservative Partei „Recht 
und Gerechtigkeit“ (PiS) die abso-
lute Mehrheit im polnischen Par-
lament, dem Sejm, errungen. Auf 
der Oppositionsbank sitzen nun 
konservative, nationalistische und 
wirtschaftsliberale Parteien. Eine 
linke Partei ist im Sejm nicht mehr 
vertreten. Die neue Regierung 
setzt ihr in Europa äußerst umstrit-
tenes Programm mit ungeahnter 
Geschwindigkeit um. 
In dieser Großwetterlage findet im 
Sommer die Masurenakademie von 
GEW und Solidarność statt. Je knapp 
zwanzig polnische und deutsche 
Kolleginnen und Kollegen treffen 
sich am malerischen Gimsee in Ma-
suren, um die Sprache des jeweils 
anderen zu lernen. Neben hochwer-
tigen Sprachkursen in Kleingruppen 
bleibt Zeit für Erfahrungsaustausch. 
Teilnehmende berichten in kurzen 
Präsentationen über ihre pädagogi-
sche oder gewerkschaftliche Arbeit, 
kreative und sportliche Workshops 
bereichern das Programm. Nach-
mittags laden der See und die wald-
reiche Umgebung ein zum Kanu-

fahren, Wandern oder einfach zum 
Sonnenbaden. Abends trifft man 
sich am Lagerfeuer.
Die politische Entwicklung in Polen 
wird auch Thema des Treffens sein. 
Das Motto der Masurenakademie 
lautet seit über 20 Jahren: Brücken 
bauen. Brücken bauen – zwischen 
zwei Ländern, die eine komplizier-
te Geschichte miteinander teilen. 
Brücken bauen aber auch zwischen 
zwei Gewerkschaften, die inhalt-
lich vieles trennt, die aber beide 
auf ihre Weise versuchen, die Be-
lange der Beschäftigten zu ver-
treten. Kolleginnen und Kollegen 
mit Interesse an der polnischen 
Sprache, an Kultur, Geschichte und 
Politik sind herzlich eingeladen, in 
diesem Sommer an den Gimsee zu 
kommen.

Stefan Pfaff, 
Referent für gewerkschaftliche 
Weiterbildung, GEW-Hauptvorstand

Weitere Informationen und  
Anmeldeformular: www.gew.de/ 
veranstaltungen/eventShow/
deutsch-polnische-begegnung-von-
lehrerinnen-und-lehrern-in-masuren/ 
Rückfragen gerne auch direkt an 
manuel.honisch@gew-berlin.de  
oder astridschrobsdorff@ 
onlinehome.de

Brücken bauen
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Am malerischen Gimsee in Masuren  
findet die Sommerakademie der GEW statt.
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Jetzt erst recht!
// Verbeamteten GEW-Kolleginnen und -Kollegen  
in Hessen droht ein Disziplinarverfahren. Der Grund: 
Sie hatten im Sommer vergangenen Jahres an 
einem Warnstreik der Gewerkschaften des öffent
lichen Dienstes teilgenommen (s. Kasten). //

In und nach den Herbstferien 2015 begannen die mündlichen 
Anhörungen. Ein teures Unterfangen für das Land, das dafür 
eigens Juristen befristet eingestellt hat. Da die überwiegende 
Mehrheit der Betroffenen von ihrem Recht auf Stellungnah-
me Gebrauch gemacht hat, fielen Unterrichtsstunden aus. 
Das Vorgehen der Landesregierung ist deshalb nicht nur teu-
er, sondern auch Verschwendung. Geld war offensichtlich im 
Landeshaushalt auf einmal in Hülle und Fülle vorhanden. So-
bald es aber um notwendige Verbesserungen in der Bildung 
geht, regiert der Rotstift.
Die verbeamteten Kolleginnen und Kollegen haben nicht zum 
ersten Mal gestreikt, um ihren berechtigten Forderungen 
Nachdruck zu verleihen. Seit Mitte der 1990er-Jahre hatten 
frühere Landesregierungen Hessens jedoch auf förmliche 
Disziplinarmaßnahmen gegen Streikende verzichtet. 2003, 
damals regierte die CDU allein, sanktionierte sie den Streik 
lediglich durch einen Gehaltsabzug für die ausgefallenen Un-
terrichtsstunden. 2009 unter CDU/FDP-Ägide quittierte der 
Dienstherr den Streik nicht nur mit Gehaltsabzug, sondern 
auch mit „Missbilligungen“, aber immer noch unterhalb eines 
förmlichen Disziplinarverfahrens. Da mussten erst die Grünen 
an der Landesregierung beteiligt sein, um die disziplinarische 
Keule zu schwingen. 
Fest steht: Die Arbeitsbelastung in den Schulen ist extrem 
hoch. Hessen ist das Bundesland mit der höchsten Unter-
richtsverpflichtung für Lehrkräfte. Gleichzeitig verordnete die 
schwarz-grüne Koalition den Beamtinnen und Beamten be-

reits die vierte Nullrunde seit Anfang 2000 und wertete damit 
deren pädagogische Arbeit deutlich ab.
In den Disziplinierungsmaßnahmen sehen GEW-Mitglieder 
eine weitere Zumutung. In vielen Personal- und GEW-Streik-
versammlungen der Kreisverbände solidarisierten sie sich mit 
Betroffenen und diskutierten, wie der drohenden Strafaktion 
zu begegnen sei. Das hat allen viel Mut gemacht und den Zu-
sammenhalt in den Kollegien und unter den GEW-Mitgliedern 
erheblich gestärkt.

Weitere Schritte
Auf der Landesdelegiertenversammlung der GEW Hessen 
Ende November vergangenen Jahres beschloss der Landes-
verband weitere Schritte. Ein erster: Die Gewerkschaft hat 
Kultusminister Alexander Lorz (CDU) mehr als 10 000 Unter-
schriften von Menschen übergeben, die gegen die Diszipli-
nierungsmaßnahmen protestieren. Klar ist: Die hessischen 
Lehrkräfte werden sich die Nullrunden, die überhöhte Unter-
richtsverpflichtung und die mangelnde Anerkennung ihrer gu-
ten und wichtigen pädagogischen Arbeit nicht gefallen lassen. 
In Hessen stehen Anfang März Kommunalwahlen an. Auch in 
diesem Zusammenhang wird sich die GEW mit Demonstrati-
onen und Kundgebungen in Frankfurt a. M. und Kassel einmi-
schen. Sie wird auf die maroden Schulgebäude und schlech-
ten Arbeitsbedingungen in allen Bildungseinrichtungen mit 
Nachdruck aufmerksam machen. Unter dem Motto „Wir 
bleiben dran!“ werden wir weiter für gute Bildung und eine 
bessere materielle und personelle Ausstattung der Bildungs-
einrichtungen im Land und in den Kommunen streiten.

Birgit Koch, 
Vorsitzende der GEW Hessen

Streik der GEW Hessen in Wiesbaden am Aktionstag der DGB-
Gewerkschaften im Juni 2015: Protest gegen weitere Nullrun-
den für verbeamtete Lehrkräfte
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Rückblick
Mitte Juni 2015 hatten rund 6 000 Lehrkräfte in Hessen 
im Rahmen des landesweiten Aktionstages der DGB-
Gewerkschaften ihre Arbeit für einen Tag niedergelegt. 
Anlass: Die schwarz-grüne Regierung hatte sich gewei-
gert, die Gehaltserhöhungen aus dem Tarifabschluss für 
die angestellten Beschäftigten des Landes vom Frühjahr 
vergangenen Jahres auf die Beamtinnen und Beamten 
zu übertragen. Sie kündigte stattdessen eine 18-mona-
tige Nullrunde (s. E&W 6/2015) an. Ein weiterer Streik-
grund: Die von den Tarifparteien 2009 vereinbarte 
Arbeitszeitverkürzung auf 40 Stunden pro Woche für 
Angestellte des öffentlichen Dienstes wurde für Beamte 
nicht umgesetzt. Zum Hintergrund: Hessen gehört nicht 
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) an. Das 
Land handelt mit den Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes einen separaten Tarifvertrag aus. � B.K.
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Streit über „Erziehung  
nach Auschwitz“
// Die Auseinandersetzung mit der NS-Pädagogik 
soll einen festen Platz in der Lehrerausbildung 
haben. Dafür plädieren Erziehungswissenschaft
lerinnen und -wissenschaftler in einem Appell an 
die Kultusminister und Hochschulen in Deutsch-
land. Hintergrund ist ein Streit an der Universität 
Frankfurt am Main. //

Den Stein ins Rollen gebracht hatte im vergangenen Jahr ein 
Text des emeritierten Frankfurter Erziehungswissenschaftlers 
und Publizisten Micha Brumlik. Der Professor klagte seinen 
ehemaligen Arbeitgeber, die Universität Frankfurt, in der taz 
öffentlich an und berief sich dabei auf Theodor W. Adorno. 
Einerseits schmücke sich die Hochschule am Main gern mit 
dem Namen des Philosophen. Andererseits nehme sie, so 
Brumliks Vorwurf, Adornos berühmte Überlegungen zu einer 
„Erziehung nach Auschwitz“ nicht ernst. 
Hintergrund ist ein Streit über die Forschungsstelle NS-Pädago-
gik an der Goethe-Uni und seinen Leiter Prof. Benjamin Ortmey-
er. Im Kern geht es dabei um die Frage, welchen Stellenwert die 
Auseinandersetzung mit der NS-Ideologie im Lehramtsstudium 
haben soll. „Einen hohen“, sagen beide Seiten unisonso. Aber es 
gebe unterschiedliche Vorstellungen darüber, in welcher Form 
das Thema in der Ausbildung künftiger Lehrerinnen und Leh-
rer verankert werden soll. Anders als bisher erhalten nämlich 
Studierende nach einer Umstrukturierung im Fachbereich Er-
ziehungswissenschaften keine Credit Points (Leistungspunkte) 
mehr, wenn sie eine Einführungsvorlesung über die Pädagogik 
im NS-Staat belegen. Ortmeyer, Brumlik und rund 400 andere 
Unterzeichner des Appells „Erziehung nach Auschwitz“* sehen 
darin eine Degradierung. Für Brumlik ist klar: „Nach Überzeu-
gung der Akademie für Lehrerbildung und des Fachbereichs 
Erziehungswissenschaften gehören Kenntnisse über die Ge-
schichte der NS-Pädagogik nicht zu den professionellen Qua-
lifikationen von Lehrerinnen und Lehrern.“ Genau das, so sein 
Kollege Ortmeyer, sei aber Voraussetzung dafür, dass Schulen 
und Pädagogen auch auf aktuelle antidemokratische und men-
schenfeindliche Aktionen angemessen reagieren könnten. 

Kein „Spezialthema“
In ihrem Appell an die Kultusminister und die Hochschulen in 
Hessen fordern er und andere Wissenschaftler deshalb, die 
„Erziehung nach Auschwitz“ im Sinne Adornos nicht als „Spe-
zialthema“ zu behandeln. Stattdessen müsse sie einen festen 
Platz in der Lehrerausbildung in ganz Deutschland haben. Zu 
den Unterzeichnern des Appells gehört auch die GEW Hessen. 
Deren Vorsitzender Jochen Nagel kritisiert unter anderem die 
„prekäre Finanzierung“ der Forschungsstelle NS-Pädagogik. 
Seit Brumliks Weggang seien Zuwendungen für das Pilotpro-

jekt  gestrichen und die Einrichtung einer seit 2011 geforder-
ten festen Stelle verhindert worden.
Nun ist es allerdings nicht so, dass Lehramtsstudierende an 
der Goethe-Universität nichts mehr über die perfiden Mecha-
nismen der NS-Ideologie erfahren könnten. An keiner anderen 
Universität in Deutschland erhalten angehende Lehrkräfte und 
Erziehungswissenschaftler bisher ein vergleichbares Angebot. 
„Die von der Forschungsstelle NS-Pädagogik vertretenen In-
halte sind nach wir vor Teil des Curriculums in den Lehramts-
studiengängen“, wehrt sich deshalb die für Lehre zuständige 
Vizepräsidentin Tanja Brühl gegen die Vorwürfe. 
Die Forderung der Appell-Unterzeichner, dass NS-Pädagogik 
fester Bestandteil des Lehrerstudiums in Deutschland wird, un-
terstützt Brühl. Es sei wertvoll, wenn sich angehende Lehrkräf-
te – nicht nur in Frankfurt – wissenschaftlich mit dem Thema 
auseinandersetzten: „Und zwar nicht nur unter einer histori-
schen Perspektive, sondern auch mit Blick auf aktuelle Konflik-
te in der Welt.“ Konkrete Ansagen zur künftigen Finanzierung 
des Frankfurter Pilotprojekts gibt es jedoch von der Hochschul-
leitung nicht. Vizepräsidentin Brühl verweist auf eine Evalua-
tion der Forschungsstelle, die der Fachbereich Erziehungs
wissenschaften in Auftrag gegeben hat.  Auf dieser Grundlage 
werde über eine „nachhaltige Weiterführung“ entschieden. 
Wie nachhaltig und wertvoll die angebotenen Veranstaltungen 
der Forschungsstelle NS-Pädagogik tatsächlich sind, entschei-
den letztlich auch die Studierenden. Die Forschungsstelle hofft, 
dass das sehr große Interesse auch ohne Credit Points anhält. 

Katja Irle, 
freie Journalistin

*Den Appell „Erziehung nach Auschwitz“ finden Sie im Netz 
unter: https://forschungsstelle.wordpress.com/2015/10/22/
juedische-allgemeine-appell-an-die-kultusminister-22-10-2015/

Prof. Micha BrumlikProf. Benjamin Ortmeyer
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// Das Bemühen, geflüchteten 
Menschen bessere Zugangschan-
cen zum Studium zu verschaffen, 
setzt derzeit neue Dynamiken 
in Gang. Ein Blick auf aktuelle 
Initiativen. //

Als erste Landesregierung hat Nieder-
sachsen im vergangenen Frühsommer 
beschlossen, Geflüchteten auch ohne 
Nachweis einer Berechtigung einen 
Zugang zum Studium zu ermöglichen – 
unabhängig von deren Aufenthaltssta-
tus. Nach bestandenem Eingangstest, 
der eine Hürde darstellt, weil er auch 
fachunspezifische Kenntnisse prüft, 
kann die Einschreibung in einen der 250 
zulassungsfreien Studiengänge erfol-
gen. An fünf Universitäten hat das Land 
Pilotprojekte eingerichtet, die beispiels-
weise Bildungsberatung und kostenlose 
Sprachkurse anbieten.* 

MINT-Fächer im Saarland
Landesregierung und Universität des 
Saarlandes kündigten im vergangenen 
August an, die Rechtsgrundlagen der 
Hochschule so anzupassen, dass ein-
gewanderte Studienbewerber nach  
erfolgreich absolviertem Eignungs-
test und Deutschkurs auch ohne 
Zeugnisse zum Studium der MINT-
Fächer zugelassen werden. Allerdings 
nur, wenn diese asylberechtigt oder 
anerkannte Asylbewerber sind. Die 
Politik fördert in den Bereichen, in 
denen sie Arbeitskräftebedarf sieht 
und es eine relative Sicherheit mit 
Blick auf den Aufenthaltsstatus gibt, 
damit „investiertes Bildungskapital“ 
möglichst nicht wieder abwandert  – 
eine breite Teilhabe wird damit nicht 
gewährleistet.**
Ende vergangenen Jahres hat die Kul-
tusministerkonferenz (KMK) ein ein-
heitliches Verfahren vorgelegt***, das 
dann gelten soll, wenn Menschen we-
gen ihrer Flucht keinen Nachweis einer 

Hochschulzugangsberechtigung erbrin-
gen können. Die Prüfverfahren werden 
landesintern gewählt. Der jeweilige 
Aufenthaltsstatus wird nun jedoch zum 
verbindlichen Kriterium, das zum Aus-
schluss führen kann. 
Einige Hochschulen entscheiden sich 
dafür, geflüchteten Menschen ein Stu-
dium auch ohne Beschluss ihrer Landes-
regierungen zu ermöglichen. So öffnet 
etwa die Hochschule Magdeburg-Sten-
dal alle Bachelor-Studiengänge, inklusi-
ve der zulassungsbeschränkten – selbst 
bei unvollständiger Aktenlage****.

Überbrückungsangebot
An vielen Hochschulen ist eine Gast
hörerschaft geplant oder bereits mög- 
lich. Sie soll Wege ins Studium erleich-
tern und stellt laut Berliner Humboldt-
Universität ein „Überbrückungsange
bot“ dar*****. Das vermittelt zwar 
Einblicke, kann aber ein vollwertiges 
Studium nicht ersetzen: Gasthörer 
können weder Abschlüsse noch Credit 
Points erwerben – Hochschulen wol-
len so verhindern, dass sie sich über 
einen Umweg Zugang zu zulassungs
beschränkten Studiengängen verschaf-
fen. 

„Unterstützende“ Maßnahmen
Im September 2015 hat Bundesbil-
dungsministerin Johanna Wanka (CDU) 
den Hochschulen „weitreichende“ Un- 
terstützung versprochen. Zum einen da- 
bei, die Studierfähigkeit junger Flücht- 
linge festzustellen, zum anderen Sprach- 
kenntnisse zu fördern und Beratung an 
den Unis auszubauen. So will der Bund 
Mittel bereitstellen, um z. B. Eingangs-
tests ins Arabische zu übersetzen und 
zusätzliches Personal einzustellen, da-
mit Eingewanderte die Tests flexibel 
an verschiedenen Standorten betreut 
wahrnehmen können. Offen bleibt, 
mit welchem Test eigentlich die Stu-
dierfähigkeit eines Bewerbers nach-

gewiesen werden soll und wie viel 
Geld Wankas Ministerium dafür inves-
tieren will. 
Fest steht: Hochschulen sind für Bildung 
zuständig, nicht für aufenthaltsrecht-
liche Fragen, zu diesem Kerngeschäft 
sollten sie wieder zurückkehren. Bis 
zum KMK-Beschluss im vergangenen 
Dezember sahen sie sich nicht in der 
Pflicht, dem aufenthaltsrechtlichen 
Status Relevanz beizumessen. So prüf-
ten beispielsweise die Hochschulen in 
Nordrhein-Westfalen nur das Hoch-
schulrecht betreffende Fragen; selbst 
ein vor Studienabschluss endender 
Aufenthaltstitel hatte bisher keinen 
Einfluss auf den hochschulrechtlichen 
Status des Studierenden.
Ob bei der Bewerbung um einen 
Studienplatz oder im Studium – die 
Hochschulen müssen Wege finden, 
sich denen zu öffnen, die (noch) 
nicht Deutsch sprechen können. Eng-
lischsprachige, auch mehrsprachige 
Lehrangebote sowie Deutschkurse 
könnten dazu beitragen, bessere Stu-
dienbedingungen und -chancen zu 
schaffen.

Studienchancen 
für Geflüchtete
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Die Internationale Deutsche Schule Brüssel
sucht ab 1. September 2016  

 eine(n) Fachlehrer(in) für 

 � Chemie und Nebenfach sowie
 � Biologie und Nebenfach,
  möglichst Englisch

Ihre Aufgaben

Als Teil unseres pädagogischen Teams der iDSB sind 
Sie innerhalb der Fachbereiche Chemie bzw. Biologie, 
ggfs. unter Begleitung eines erfahrenen Mentors, für die 
eigenverantwortliche Gestaltung Ihres Unterrichts unter 
Berücksichtigung der deutschen Richtlinien verantwort-
lich. 

Ihr Profil

 � Sie haben eine abgeschlossene Fachausbildung
	 	 Chemie	bzw.	Biologie	und	sind	qualifiziert	für	den
  Unterricht in der Sekundarstufe I und II.

	� Sie besitzen Erfahrung im Oberstufenunterricht
  sowie in Vorbereitung/Durchführung des Abiturs.

 � Sie verfügen über Bereitschaft zur Klassen- und/
  oder Fachschafts- und Sammlungsleitung.

 � Sie sind belastbar, arbeiten eigenverantwortlich und
  zielorientiert. Im Umgang mit jungen Menschen sind
  Sie erfahren und aufgeschlossen für neue Lehr- und
  Lernmethoden.

 � Sie sprechen sehr gut Deutsch und haben belast-
  bare Kenntnisse zumindest einer Fremdsprache
  (Englisch und/oder Französisch).

Da wir auch Berufseinsteigern eine Chance geben 
möchten, ist auch Ihre Bewerbung in oben genannten 
Fächern immer sehr willkommen!

Gerne informieren wir Sie bei Einladung zu einem 
Bewerbungsgespräch über unser leistungsstarkes Ge-
haltspaket	und	unsere	vorteilhaften	Betriebsbenefits.

Ihre aussagekräftige Bewerbung (Motivationsschreiben, 
Lebenslauf und relevante Zeugniskopien) senden Sie 
bitte an Frau Petra van den Beukel (Personalverwal-
tung) per E-Mail unter bewerbungen@idsb.eu.

Informationen zu unserer Schule erhalten Sie unter

www.idsb.eu

DEUTSCHER SCHULVEREIN
BRÜSSEL  VZW
Träger der
INTERNATIONALEN DEUTSCHEN SCHULE
BRÜSSEL - gegründet 1951

76447_2016_02_IDSB.indd   1 14.01.2016   16:28:26

Spezifische Bedürfnisse
Geflüchtete leben oft randständig, 
das heißt sie brauchen finanzielle 
und strukturelle Hilfen, z. B. bei der 
Wohnungssuche, über Stipendien 
und durch Verzicht auf Immatri-
kulations- und Sprachtestkosten. 
Rechtliche und psychosoziale Be-
ratungen lassen sich zudem in Zu-
sammenarbeit mit außeruniversi-
tären Einrichtungen entwickeln. 
Hochschule zu öffnen, bedeutet 
auch immer, das Gesamtgefüge der 
Institution im Blick zu haben. Dazu 
gehört es, dass Lehrende Mög-
lichkeiten des Austauschs und der 
migrationssensiblen Weiterbildung 
erhalten. Eine rassismuskritische 
Beschäftigung mit der Institution, 
dem Handeln, den „Wissensbe-
ständen“ und den Haltungen ist 
dabei unabdingbar. Eigentlich soll-
te das längst zum Alltag der Hoch-
schulen gehören.

Susanne Spindler, 
Professorin für Soziale Arbeit, 
Hochschule Darmstadt

*Frankfurter Rundschau  
25. Juni 2015 und www.studieren-
in-niedersachsen.de/ 
fluechtlinge.htm
**Gemeinsame Pressemitteilung  
12. August 2015; www.uni- 
saarland.de/service/asyl-stud. 
html
***www.kmk.org/aktuelles.html: 
Beschluss vom 3. Dezember 2015
****vgl. www.hs-magdeburg.de/
hochschule/international/ 
wege-an-die-hochschule/ 
studium-fuer-gefluechtete.html
*****www.hu-berlin.de/de/pr/
pressemitteilungen/pm1508/
pm_150827_00

Literaturhinweis:
Borgwardt, Angela/ 
John-Ohnesorg, Marei/ 
Zöllner, Jürgen (2015):  
Hochschulzugang für Flüchtlinge.  
Aktuelle Regelungen in den 
Bundesländern.  
Reihe Hochschulpolitik der  
Friedrich-Ebert-Stiftung
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Wege ins Studium für geflüchtete junge 
Menschen bietet zum Beispiel die Hum-
boldt-Universität Berlin: Die Hochschule 
plant als „Überbrückungsangebot“ eine 
Gasthörerschaft. Ein vollwertiges Studium 
ersetzt das allerdings nicht.
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// Wie lässt sich Theaterarbeit  
im Schulalltag integrieren?  
Wie können Pädagoginnen und 
Pädagogen Kinder mit Spiel und 
ästhetischer Bildung fördern? 
Das Off-Theater nrw aus Neuss 
zeigt, wie es geht. //

Georg tritt den blauen Ball wütend ge-
gen die Wand. „Schluss mit der Zerstö-
rung des Regenwaldes.“ – „Schluss mit 
Krieg.“ – „Rettet die Erde.“ Dann wird 
sein Gang weich, die Arme umschließen 
die Kunststoffkugel, er legt sie vorsich-
tig in seine Armbeuge, deckt sie mit ei-
ner grünen Decke zu und wiegt sie mit 
„Laa lee luu …“ in den Schlaf.
Miguel hat den Star-Wars-Soundtrack 
eingelegt und drei Türme aus Stühlen 
vor dem Publikum aufgebaut. Schwei-
gend klettert er vom Tisch, seinem 
Kommandoposten. Er baut die Türme 
auseinander, Stuhl für Stuhl – wie eine 
Armee schiebt er seine Soldaten auf die 
Zuschauer zu, die eingeschüchtert zu-
rückweichen. Mit starrem Blick schrei-
tet Miguel zurück auf seinen Komman-
doposten. 
Ein Sonntagnach-
mittag in Neuss. 
Off-Theater nrw. 
Applaus, Schluch-
zen im Publikum. 
Erschöpft gehen 
Georg und 
Miguel

von der Bühne. Sie haben alles gege-
ben, heute, bei der ersten Performance 
in ihrem Leben. Sie haben gespürt, wie 
die Zuschauer mitfiebern. Haben ge-
fühlt, wie es ist, sich verletzlich vor an-
deren zu zeigen. „Ich hätte nie gedacht, 
dass Performance so intensiv ist“, sagt 
Georg. „Und nur, wenn ich das selbst er-
lebt habe, kann ich meine Erfahrungen 
vielleicht mal in der Arbeit mit Schüle-
rinnen und Schülern einsetzen.“ Denn 
darum geht es bei dem Performance-
Workshop am Off-Theater nrw.
Der Performance-Workshop ist Teil der  
theaterpädagogischen Fortbildung, die  
das Theater seit mehr als 20 Jahren 
Schulen anbietet. Seit Anfang des Schul-
jahres sind Georg, Miguel und zwölf 
Mitstreiter mittendrin. Zwei Jahre dau-
ert der berufsbegleitende Basis-Kurs 
zum Theaterpädagogen, der in Wo-
chenendworkshops und Feriensemina-
ren das Grundlagen-Know-how in Punk-
to Körper- und Stimmarbeit, Schauspiel, 
Regie, Dramaturgie und Co. vermittelt. 
„Durchlauferhitzer“ für theaterpädago-
gische Arbeit nennt das Jürgen Weintz, 
der die Akademie für Theater, Tanz und 
Kultur Anfang der 1990er-Jahre gegrün-
det hat.

Hunger auf Theater
Damals war das Interesse an Theater 
an der Schule noch gering, was hat-
te Theaterspielen schon mit Bildung 
zu tun? Bestenfalls gab es hie und da 

kleine Aufführungen, die engagier-
te Lehrkräfte aus eigener Initiative 
auf die Beine stellten. Auch an den 

Hochschulen war Theaterpäda-
gogik Neuland, die ersten Studi-

enangebote hatten nicht mal 

Hauptfachstatus. Doch Weintz faszi-
nierte beides: Schule und Theater. Nach 
dem Lehramt-Staatsexamen studierte 
er Theaterpädagogik, gründete zwei 
freie Kompanien und gab schließlich 
auf Anfragen des Lehrerfortbildungs-
instituts Düsseldorf erste Workshops 
zu Theaterarbeit in der Pädagogik. „Wir 
waren sofort ausgebucht“, erinnert 
sich der Off-Theater-Leiter. „Es gab bei 
Lehrerinnen und Lehrern einen unge-
ahnten Hunger auf Theater, wir hatten 
ungeheuren Hunger auf Schule.“ Denn 
Weintz wusste, wie sehr junge Men-
schen von theaterpädagogischer Arbeit 
profitieren können: Sie lernen verschie-
dene Darstellungsformen kennen, sich 
persönlich und künstlerisch auszudrü-
cken, setzen sich intensiv mit ihrer eige-
nen Persönlichkeit und ihren Mitspie-
lern auseinander, experimentieren mit 
Rollen, üben Teamarbeit. 
Ein Workshop allein reicht freilich nicht, 
um gute theaterpädagogische Arbeit an 
die Schule zu bringen. 1993 gründete 
Weintz daher das Off-Theater nrw und 
erarbeitete ein umfangreiches Curri-
culum, das Theorie, Praxis, Organisati-
on und Pädagogik verbindet, moderne 
Theaterrichtungen einbezieht – vom 
Bewegungs- und Maskentheater bis 
zur Performance. Heute ist das Off-
Theater eine der größten theaterpäda
gogischen Fortbildungseinrichtungen 
in Deutschland. 1 400 Pädagoginnen 
und Pädagogen aus der ganzen Repu-
blik haben mittlerweile an den Fort-
bildungsgängen teilgenommen. Die 
Nachfrage ist gewaltig, denn längst hat 
sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass 
Theaterarbeit individuelle Entwicklung 
fördert und zur „künstlerischen Alpha-

„Was hat das mit Bildung  zu tun?“

Performance 1: Georg, Lehrer an einer 
Förderschule, umschließt den Welt
kugelball in seiner Armbeuge und ruft 
ins Publikum: „Rettet die Erde!“ – er 
nimmt wie Miguel (s. Bild S. 39) an ei-
nem Theaterworkshop des Off-Theaters 
nrw für Pädagoginnen und Pädagogen 
teil. Fo
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betisierung“ (Weintz) gehört, für die es 
professionell ausgebildete Fachkräfte 
braucht. Nicht zufällig ist „Darstellen-
des Spiel“ als Schulfach mittlerweile 
in den Lehrplänen der meisten Bun-
desländer verankert, oft auch als Abi-
turfach zugelassen. Theaterspielen ist 
„in“. An den Schulen, in Kitas, in der 
Jugend- und Freizeitpädagogik, in der 
Flüchtlingshilfe, sogar in der Wirtschaft. 
Weintz: „Das spiegelt sich bei unseren 
Teilnehmenden wider: Mittlerweile 
haben wir 50 Prozent Erzieherinnen, 
Sozialpädagogen, Trainer, Coaches, die 
andere Hälfte sind Lehrkräfte.“
Menschen wie Georg, Lehrer an der 
Förderschule für geistige Entwicklung 
im nordrhein-westfälischen Kaarst, der 
gerade eine Theater-AG aufbaut und 
mit gruppendynamischen Spielen und 
Pantomime experimentiert. „Ich merke, 
wie sehr das Theaterspiel Selbstvertrau-
en und Körpergefühl meiner Schülerin-
nen und Schüler fördert“, sagt Georg. 
Oder wie Miguel, Mitarbeiter an der 
Montessori Theaterschule Kassel, der 
Theaterprojektwochen an Schulen der 
Region begleitet. „Theaterarbeit stärkt 
den Klassenzusammenhalt enorm.“ In 
der Ausbildung am Off-Theater will 
Miguel neue Methoden kennenlernen, 
um seine Kids noch besser zu fördern. 

Den Moment gestalten
„Okay, seid ihr bereit fürs Frischmach-
spiel?“, ruft Kursleiterin Gabriele Un-
dine Meyer. „Jaaa“, antworten die 
Theaterlehrlinge, die im Kreis zusam-
menstehen. „Tscha“ nach rechts klat-
schen, „Tschi“ nach links klatschen, 
immer schneller. Das schult spielerisch 
die Aufmerksamkeit. Und die ist gleich 
nötig. Die Abschlussperformance steht 
an. Eineinhalb Tage hat die Truppe die 
Kunst der Performance kennengelernt. 
Hat über Videos bekannter Perfor-
mance-Künstler diskutiert. Alle haben 
verstanden, dass diese nicht „irre“ sind, 
wie es Meyer in Workshops anfangs oft 
hört, sondern den Blick auf die Welt er-
weitern wollen. Und sie haben gelernt, 
dass Performance ohne Textbuch, Rol-

len, Regisseur und meist ohne Sprache 
auskommt; dass der Künstler im Mittel-
punkt steht und seine Beziehung zum 
Publikum. Vor allem: dass es darauf 
ankommt, authentisch den Moment 
zu gestalten, in den Zuschauern etwas 
auszulösen, starke Bilder zu erzeugen. 
Meyer: „Jetzt seid ihr mit einer eigenen 
Performance dran.“ Kursleiterin Meyer 
weiß, wie schwer das den Neuen fällt. 
Gerade weil man sich nicht hinter ei-
nem Textbuch verstecken oder in eine 
Rolle zurückziehen kann. „Man ist völlig 
auf die eigene Persönlichkeit zurückge-
worfen.“ Überfordert das Kinder nicht 
erst recht? „Im Gegenteil. Wenn Päda-
gogen wissen, wie sich das anfühlt, und 
Mädchen und Jungen mit dem richti-
gen Handwerkszeug Schritt für Schritt 
heranführen, ist Performance hervor-

ragend für die Schule geeignet.“ Off-
Theater-Chef Weintz nickt. „Wir wollen 
Lehrkräfte ermutigen, unterschiedliche 
Theaterelemente in den Unterricht zu 
integrieren.“ Ein zehnminütiges Klatsch-
Spiel zum Warm-up am Stundenbeginn 
zum Beispiel. Oder Standbilder, über die 
sich Schülerinnen und Schüler gegensei-
tig von ihrem Sommerurlaub erzählen. 
Oder szenisches Lernen im Fremdspra-
chenunterricht. „Und in einer Gesell-
schaft, die vom Selbstdarstellungskult 
in Casting-Shows und ‚Selfi-Boom‘ ge-
prägt ist, hilft das Theaterspiel, sich mit 
dem Thema Rollen und wechselnden 
Identitäten im Alltag auseinanderzuset-
zen“, betont der Off-Theater-Leiter.
Abschlussrunde. „Wie ist es euch er-
gangen?“, fragt Dozentin Meyer. Miguel 
war irritiert, dass seine Stuhlsoldaten 
nicht alle Zuschauer eingeschüchtert 
haben. „Ich musste improvisieren.“ 
Georg wollte unbedingt eine tolle Aus-
sage mit seiner Performance rüberbrin-
gen. „Dann habe ich gemerkt, dass es 
besser ist, einfach alles laufen zu las-
sen.“ Für Georg steht fest: „In meiner 
Theater-AG werde ich demnächst mit 
Performance-Elementen arbeiten. Ich 
bin mir sicher, es ist toll für die Schüle-
rinnen und Schüler, wenn sie mit die-
ser freien Ausdrucksform Erfahrungen 
sammeln können.“ 

Anja Dilk, 
freie Journalistin

Weitere Infos: Off-Theater nrw,  
Akademie für Theater, Tanz und Kultur, 
Tel. 02131 83319, info@off-theater.de, 
www.off-theater.de

„Was hat das mit Bildung  zu tun?“ Pantomime im Unterricht
Für die Theaterarbeit an Schulen noch ein Hinweis auf 
das Buch von Hans-Jürgen Zwiefka: „Ausdrucksstarkes 
Pantomimen-Theater. Aus der Praxis für die Praxis“ – in 
der Edition Aragon 2015 erschienen. Zwiefka hat sich 
während seiner langjährigen Tätigkeit als Lehrer an 
Grund- und Hauptschulen nebenberuflich intensiv der 
Pantomime gewidmet und in diesem Kontext zahlreiche 
Lehrerfortbildungen und Schulprojekte organisiert. Das 
Buch zeigt auf, dass die Gelegenheiten zum Einsatz pantomimischer Tech
niken und Inhalte an Schulen vielfältig sind und diese sich besonders für 
inklusives Lernen eignen. � hari

Performance 2: Miguel befehligt von 
seinem „Kommandoposten“ aus eine 
„Stuhlarmee“. Seine „Stuhlsoldaten“ 
schiebt er auf das Publikum zu.
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„Freiwilligenfalle“

// „Voluntourismus“ ist bei Abi-
turientinnen und Abiturienten 
beliebt. Viele arbeiten nach der 
Schule für ein paar Wochen oder 
Monate als Aushilfslehrkräfte 
in Grundschulen Afrikas oder 
als Betreuer in Waisenhäusern 
Asiens. Doch nicht selten werden 
nicht nur die dort betreuten Kin-
der ausgebeutet, sondern auch 
viele Freiwillige. //

Dass Kinder in Hotels schuften müssen 
oder als Sexsklaven in Touristenhoch-
burgen missbraucht werden, ist vielen 
Reisenden bekannt (s. E&W 11/2015). 
Doch kaum ein Urlauber ist sich einer 
weiteren Ebene bewusst, in der die Tou-
rismusbranche junge Menschen aus- 
nutzt: in einem Bereich, der im Prinzip 
für das Gegenteil, für Hilfe und sich ken-
nenlernen stehen sollte – dem soge-
nannten Voluntourismus. 
Solche „Freiwilligenreisen“ sind vor al-
lem bei Abiturienten und Schulabgän-
gern, aber auch unter Studierenden 
beliebt. Die Reisen eröffneten einen 
neuen Blick auf fremde Kulturen und 
werteten auch den Lebenslauf auf, 
locken die Anbieter. Junge Menschen, 
die diese Angebote annehmen, arbei-
ten „freiwillig“ meistens in einem Wai-
senhaus Asiens oder bringen in einer 
Grundschule afrikanischen Kindern 
Englisch bei. „Projekte mit Kindern sind 
nun mal am attraktivsten“, sagt Doro-
thea Czarnecki von ECPAT Deutschland. 
Der Verein hat sich zum Ziel gesetzt, die 
Ausbeutung von Kindern im Tourismus 
einzudämmen (s. E&W 1/2016), fordert 
strengere Gesetze und eine konsequen-
te Strafverfolgung.
Ein freiwilliger Auslandseinsatz kann eine 
intensive, beruflich richtungsweisende 
und menschlich bereichernde Erfahrung 
sein. Kann, muss aber nicht. Zum einen, 
weil Freiwillige oft nur mangelhaft vor

bereitet sowie mit einer überzogenen 
Erwartungshaltung und weltfremder 
Motivation auf die Einheimischen los-
gelassen werden. Zum anderen, weil 
zunehmend mehr kommerzielle Anbie-
ter diesen lukrativen Markt entdecken. 
Sie vermitteln Freiwillige viel zu schnell 
und für zu kurze Zeit oft mit fragwürdi-
ger Moral an Kinder-Projekte in Asien 
oder Afrika. Darunter leiden dann die 
betreuten Kinder. „Kinderschutz wird 
bei den Freiwilligenagenturen nicht mit-
gedacht“, so Czarnecki. „Je kurzfristiger 
der Einsatz und je bequemer für den 
Entsandten, desto schlechter für die 
Mädchen und Jungen vor Ort.“  

Megatrend und Megageschäft
Freiwilligenarbeit im Ausland ist ein 
Megatrend und vor allem ein Megage-
schäft. Allein in Deutschland buchen 
jährlich schätzungsweise 20 000 junge 
Menschen einen der meist kurzzeitigen 
Freiwilligeneinsätze in Entwicklungs- 
und Schwellenländern. Mit der freiwilli-
gen Arbeit der einen verdienten andere 
viel Geld, kritisiert die Studie „Vom Frei-
willigendienst zum Voluntourismus“*, 
die die Organisationen „Brot für die 
Welt“, „TourismWatch“ und „ECPAT“ 
gemeinsam herausgegeben haben. 
Kommerz, so heißt es dort, verdränge 
zunehmend entwicklungspolitisches 
Lernen und mache aus einer guten Ab-
sicht ein Reise- und Lifestyle-Produkt.
Doch die Nachfrage ist groß. Inzwischen 
setzt Voluntourismus weltweit Milli-
arden um. Immer mehr Anbieter tum-
meln sich auf einem immer schwieriger 
zu durchschauenden Markt. Laut Studie 
fehlen verbindliche Standards, etwa 
zur Vor- und Nachbereitung eines Frei-

willigenaufenthaltes, zum Kinderschutz 
oder der Zusammenarbeit auf Augen-
höhe mit lokalen Organisationen und 
den Menschen vor Ort. 
So ergab eine UNICEF-Untersuchung**, 
dass 79 Prozent der Veranstalter von 
den freiwilligen Helferinnen und Hel-
fern keinen Lebenslauf verlangten. Fast 
niemand frage nach deren Referenzen 
oder führe vor deren Abreise ein per-
sönliches Bewerbungsgespräch. Nur 16 
Prozent der Anbieter erkundigten sich 
demnach nach vorhandenen Arbeits-
erfahrungen – ebenso fordere nur ein 
geringer Teil ein Motivationsschreiben. 
Und nur einer der 23 untersuchten Rei-
se-Organisatoren verlange von den In-
teressierten, dass sie an einem verbind-
lichen Vorbereitungskurs teilnehmen. 

Waisenhaustourismus
Im Fokus der Kritik der Kinderrechtsex-
perten stehen besonders die Voluntou-
rismus-Angebote zu Waisenhäusern. 
Deren Konzept: Westliche Touristen 
sollen dort ohne große Kenntnisse und 
ohne zeitliche Bindung Kindern schnell 

Das Bildungs- und 
Förderungswerk der GEW 
unterstützt die Stiftung 
„fair childhood – Bildung 
statt Kinderarbeit“.

Checkliste Freiwilligenarbeit
Interessenten rät die Organisation TourismWatch bei der Auswahl der Anbie-
ter zur Vorsicht. Junge Menschen sollten sich für längerfristige Aufenthalte 
entscheiden. Wichtig sei auch, beim Veranstalter auf dessen Sozialstandards 
und Umweltbilanz zu achten. Eine seriöse Agentur mache außerdem trans
parent, wie sich der Reisepreis verteile, sehe einen möglichst großen Anteil 
für die lokalen Gemeinschaften vor und beschäftige vor Ort einen Freiwilligen
koordinator. � M.H.
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 �Kindern eine
 ��Kindheit geben
Machen Sie mit. 
Unterstützen Sie fair childhood – 
GEW-Stiftung Bildung statt Kinderarbeit
Spendenkonto: Bank für Sozialwirtschaft, 
IBAN: DE16 7002 0500 0009 8400 00
BIC: BFSWDE33MUE

www.fair-childhood.eu

Ja,  �ich möchte mehr Informationen zu fair childhood,� E&W 02/2016 
bitte senden Sie mir weitere Informationen

Name, Vorname 

Straße, Hausnummer 

PLZ, Ort 

E-Mail 

Datum, Unterschrift 
 

Bitte senden Sie diesen Coupon in einem ausreichend frankierten Umschlag an: 

#

fair childhood 
GEW-Stiftung „Bildung statt Kinderarbeit“ 
z. Hd. Susanne Hemmerling 
Reifenberger Straße 21 
60489 Frankfurt am Main

helfen können. Doch die Realität sieht 
anders aus: Das rege Interesse führte zu 
einem Anstieg der Waisenhäuser und 
Waisen in touristischen Gebieten, wo 
es vorher fast keine gab. Einem Artikel 
der britischen Tageszeitung „The Guar
dian“ zufolge befindet sich in Nepal ein 
Großteil der rund 800 landesweiten 
Waisenhäuser in den drei populärsten 
Tourismusdestinationen – dem Kath-
mandu-Tal, Pokhara und Chitwan. 

Dubiose Organisationen
In seinem aktuellen Buch „Das Gegen-
teil von Gut ... ist gut gemeint“ schil-
dert der Österreicher Daniel Rössler die 
absurde Situation, zu der der Waisen-
haustourismus in Ghana geführt hat: 
Dort würden 90 Prozent vermeintlicher 
Waisenkinder bei armen Familien „rek-
rutiert“. Um die Mädchen und Jungen 
kümmerten sich dann die „Freiwilligen“, 
die für Betreuung und Aufenthalt bis zu 
3 000 US-Dollar monatlich zahlen. Auch 
im kambodschanischen Siem Reap, dem 
Tor zur Ruinenstadt Angkor Wat, hat die 
wachsende Zahl der Touristen parallel 
einen Anstieg der Waisenhäuser be-
wirkt. Doch laut einer UNICEF-Studie** 
lebt bei drei von vier „Waisenkindern“ 
in Kambodscha noch ein Elternteil. 
Manchmal sogar beide. 
Es gibt Hunderte solcher Einrichtungen 
im Land, die ohne staatliche Registrie-
rung eröffnet worden sind. Das meiste 
des über die Freiwilligenarbeit einkas-
sierten Geldes stecken sich dubiose 
Organisationen in die Tasche. Laut der 

Nichtregierungsorganisation „Friends-
International“ gestalten manche Wai-
senhausleiter die Lebensbedingungen 
für die Kinder absichtlich schlecht, um 
den Spendenanreiz zu erhöhen. Exper-
ten lehnen den „Waisenhaustourismus“ 
jedoch noch aus einem anderen Grund 
strikt ab: Allzu leicht könnten Kinder 
sexuell ausgebeutet werden.

Martina Hahn, 
freie Journalistin

*http://tourism-watch.de/files/ 
profil18_voluntourismus_final.pdf
**www.unicef.org/eapro/ 
Study_Attitudes_towards_RC.pdf

Daniel Rössler:  
Das Gegenteil von 
Gut … ist gut  
gemeint.  
Seifert Verlag,  
Wien, 240 Seiten, 
22,95 Euro
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Beliebtes Ziel für die „Freiwilligenarbeit“ sind die Waisenhäuser in Nepal – z. B. 
im Kathmandu-Tal. Sie stehen allerdings auch im Fokus der Kinderrechtsexperten. 
Die kritisieren, dass mit der wachsenden Zahl der Touristen auch die Zahl der 
Waisenhäuser in der Region ansteige.

Weitere Infos:
www.tourism-watch.de,
http://info.brot-fuer-die-welt.de/
freiwillige,  
www.ecpat.de,
www.fairunterwegs.org,
www.reportchildsextourism.eu
� M.H.
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// Die Versorgungsbehörde hat von einem Pen-
sionär zu Recht zu viel gezahlte Alterseinkünfte 
zurückgefordert. Das Oberverwaltungsgericht (OVG) 
Rheinland-Pfalz bestätigte, dass Renten auf die 
Beamtenversorgung angerechnet werden. Die Höhe 
einer Pension könne sich deshalb nachträglich noch 
ändern. Zahlungen stünden daher unter Vorbehalt. //

So im Fall eines pensionierten Professors. Dieser muss nun 
laut OVG-Urteil der Versorgungsbehörde die zu viel gezahl-
ten Ruhestandsbezüge zurückerstatten. Seine Klage gegen die 
Rückforderung wies das Gericht ab. Der Versorgungsempfän-
ger könne sich nicht auf eine „Entreicherung“ berufen, weil er 
angeblich nicht gewusst habe, dass er zu Unrecht zu viel Geld 
erhalten hat. Laut OVG kommt es nicht darauf an, ob dem Klä-
ger bewusst sei, dass die Zahlung nicht korrekt war. Dieser haf-
te, da die Beamtenversorgung unter gesetzlichem Vorbehalt 
gezahlt wird. Die Richter setzten voraus, dass dieser Gesetzes-
vorbehalt jedem Beamten und jeder Beamtin bekannt sei, erst 
recht dem Kläger als emeritiertem Rechtsprofessor.   
Der ehemalige Hochschullehrer war aufgrund ständiger Dienst-
unfähigkeit vorzeitig in den Ruhestand versetzt worden. Als 
die Versorgungsbehörde seine Pension festsetzte, wies sie ihn 
schriftlich darauf hin, dass die Beamtenversorgung nur bis zu 
einer Höchstgrenze gezahlt werde: Sofern er zusätzlich Renten-
einkünfte erhalte, müsse er diese Änderung seiner Verhältnisse 
anzeigen. Die Behörde machte darauf aufmerksam, dass die 
Pension in solchen Fällen auch niedriger festgesetzt und zu viel 
gezahlte Bezüge zurückgefordert werden könnten.
Der Hintergrund: Im Alter von 65 Jahren bekam der Professor 
zusätzlich zu seiner Pension eine gesetzliche Rente ausbezahlt. 
Der Versorgungsbehörde teilte er diese Alterseinkünfte aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung aber nicht schriftlich mit. 
Als die Behörde das Versäumnis bemerkte, informierte sie den 
Kläger darüber, dass die Rente auf die Versorgung angerechnet 

werden müsse. Das war unterblieben, weil der Rentenbezug 
nicht angegeben wurde. Er habe daher eine zu hohe Pension er-
halten, erklärte die Behörde und forderte die Überschussbeträ-
ge zurück. Dagegen klagte der Ruheständler zunächst vor dem 
Verwaltungsgericht (VG). Die Richter dort gaben der Klage statt, 
da die Versorgungsbehörde die Bezüge nicht neu geregelt habe. 
Diese ging gegen das Urteil in Berufung. Das OVG Rheinland-
Pfalz erkannte den Leistungsbescheid als rechtens an. Es 
handele sich – laut Bürgerlichem Gesetzbuch – um eine legi-
time Rückforderung einer ungerechtfertigten Bereicherung, 
begründete das Gericht seine Entscheidung. Versorgungsbe-
züge würden nur bis zu einer Höchstgrenze gezahlt, wenn es 
zusätzliche Renteneinkünfte gebe (Paragraf 55 des Beamten-
versorgungsgesetzes). Werde die Höchstgrenze überschritten, 
ruhe die Versorgung. Da die „ruhenden“ Versorgungsbezüge 
(Ruheberechnung) erst ermittelt werden könnten, wenn dem 
Dienstherrn die Renteneinkünfte bekannt sind, werde die 
Versorgung unter Vorbehalt gezahlt, erklärte das Gericht. Die 
Ruhegehaltsberechnung müsse man Versorgungsempfänge-
rinnen und -empfängern schriftlich zustellen. Der Kläger könne 
der Versorgungsbehörde nicht vorwerfen, dass sie keine Er-
mittlungen über dessen Renteneinkünfte eingeholt habe, ur-
teilten die Richter. Er selbst sei jedoch verpflichtet, die Behör-
de über Veränderungen seiner Einkommensverhältnisse, die 
sich auf seine Versorgung auswirken könnten, zu informieren.
Das OVG wies auch den Einwand des Pensionärs zurück, der 
Anspruch auf Rückforderung sei verjährt. Die zulässige Zeit von 
zehn Jahren sei noch nicht verstrichen gewesen, als der Kläger 
den Leistungsbescheid der Behörde bekommen hatte.

Barbara Haas, 
freie Journalistin

OVG Rheinland-Pfalz vom 22. Juli 2014 – 2 A 10834/13

Pensionshöhe unter Vorbehalt
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Der Deutsche Jugendliteraturpreis (DJLP) wird 60. Die ak-
tuelle Ausgabe der Zeitschrift Kinder-/Jugendliteratur und 
Medien (kjl&m) 2016, die die GEW herausgibt, ist ein Jubi-
läumsheft.
Der DJLP hat Literaturgeschichte geschrieben. Ausgezeichnet 
werden Titel, die außergewöhnlich und innovativ, ästhetisch 
ausgefeilt und besonders lesenswert sind. Die aktuelle Aus-
gabe von kjl&m blickt auf diese außerordentliche Preis-Ge-
schichte zurück, vor allem aber richtet sie den Blick nach vorn. 
Namhafte Autorinnen und Auto-
ren hat die Redaktion gewonnen: 
Ein Who’s who aus Literaturkritik 
und Wissenschaft, der Buchbran-
che, dem Fachhandel sowie der 
Juryarbeit. 
kjl&m: Ausgezeichnet! Der Deut-
sche Jugendliteraturpreis wird 60!
kjl&m – herausgegeben vom 
Münchner kopaed-Verlag – ist 
kostengünstig über die GEW-Lan-
desverbände zu beziehen!

Viele Beschäftigte im kommunalen Sozial- und Erziehungs-
dienst (SuE) erhalten durch den Tarifabschluss des öffentlichen 
Dienstes im vergangenen Herbst jetzt rückwirkend zum 1. Juli 
2015 mehr Gehalt. Deshalb werden die GEW-Mitgliedsbeiträge 
ab 1. März rückwirkend zum 1. Juli 2015 für alle Beschäftigten, 
die in eine höhere Entgeltgruppe gelangen, automatisch ange-
passt. GEW-Mitglieder, die nur auf eigenen Antrag höhergrup-
piert werden, sollten sich in jedem Fall von ihrer GEW vor Ort 
beraten lassen, ob eine Höhergruppierung für sie günstig ist; 
denn das ist nicht bei allen SuE-Beschäftigten der Fall! Falls Sie 
bei Ihrem Arbeitgeber eine höhere Eingruppierung beantragen 
und diese bewilligt wird, müssen Sie den zuständigen Landes-
verband darüber informieren, damit wir den Mitgliedsbeitrag 
satzungsgemäß entsprechend anheben können.
Auch für die pädagogischen Fachkräfte bei FRÖBEL gibt es 
einen Tarifabschluss mit neuen Entgeltgruppen und Gehalts-
anstiegen, der ab Januar 2016 in Kraft getreten ist. Die Mit-
gliedsbeiträge werden ebenfalls automatisch angepasst.

Petra Grundmann, 
GEW-Schatzmeisterin

Jubliäum Beitragsanpassung
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„Entsetzt über Wortwahl“
(E&W 11/2015, Seite 12: „Kein Automa-
tismus“)
Worte sind Spiegel unserer Gedan-
ken. Aus meinem Griechischunter-
richt weiß ich, dass „philos“ Freund 
heißt. Ich käme nie auf die Idee, je-
manden, der mich zu sexuellen Hand-
lungen nötigt, mich missbraucht oder 
vergewaltigt als „Freund“ zu bezeich-
nen. Jedes Mal, wenn ein Sexual-
straftäter als „pädophil“ bezeichnet 
wird, werden missbrauchte Kinder 
erneut gedemütigt. Immer wieder. 
Auch von E&W im Interview mit dem 
Wissenschaftler und Mediziner Prof. 
Peer Briken.
Solange solche Euphemismen Straf-
taten verniedlichen, wird sich im Be-
wusstsein der Täter nichts ändern. 
Aber auch nichts im Bewusstsein des 
Umfeldes. Und auch nichts bei den 
gebildeten Konsumenten der Kin-
derpornografie im Netz, die sich die 
Finger nicht schmutzig machen, aber 
„konsumieren“. 
Erst wenn „Pädokriminelle“ erken-
nen, dass sie sich Hilfe holen müssen, 
bevor sie eine Kinderseele zerstören, 
sind wir einen Schritt weiter. Dass ich 
entsetzt über die Wortwahl in E&W 
bin, ist das eine, was mich mehr er-
schreckt, ist die offensichtliche Ge-
dankenlosigkeit, die Leichtfertigkeit, 
die Ignoranz, die sich dahinter ver-
birgt. Ein Universum blinder Flecken 
und schwarzer Löcher.
B. Prawdzik (per E-Mail)

„Einseitige Hilfebedürftigkeit“
(E&W 12/2015, Schwerpunkt „BNE“)
Dass das Thema „Bildung für nachhal-
tige Entwicklung (BNE)“ Schwerpunkt 
war, hat mich sehr gefreut. Zwei An-
merkungen habe ich jedoch, die die 
Redaktion bei künftigen BNE-Beiträgen 
berücksichtigen könnte.
Zum einen: E&W nimmt fast ausschließ-
lich das schulische Feld der BNE in den 
Blick, außerschulische Bildungsange-
bote werden in den ersten beiden Bei-
trägen nicht erwähnt – im Artikel von 
Prof. Bernd Overwien ebenfalls nur als 
„Lernorte für Schulen“. Dies ist insofern 
bedauerlich, da Verbände und Vereine 
gerade im Bereich „Umweltbildung und 
Globales Lernen“ seit vielen Jahren Bil-
dungsangebote machen und viele der 
Aspekte und Methoden entwickelt ha-
ben, die man heute unter BNE zusam-
menfasst. Das sollte man stärker aner-
kennen und beachten.
Zum anderen: Die Aufmacher-Geschich-
te hat m. E. eine sehr unglückliche Bild-
sprache. Die Art der Bildkomposition 
(S. 6) zeigt drei deutsche Schülerinnen 
freundlich lächelnd in die Kamera bli-
ckend, die auch namentlich erwähnt 
werden. Die mitabgebildeten ghanai-
schen Schülerinnen wirken hingegen 
eher als Kulisse, ihre Namen bleiben un-
erwähnt. Insgesamt vermittelt das alles 
den Eindruck – der auch teilweise beim 
Lesen des Beitrags entsteht – einer ein-
seitigen Hilfebedürftigkeit. 
Jochen Dallmer (per E-Mail)

„Sehr enttäuscht“
(E&W 12/2015, Seite 6 ff.: „BNE: kein 
Feigenblatt“)
Der Titel ließ Spannendes vermuten. 
Leider war ich nach dem Lesen der 
Aufmacher-Geschichte sehr enttäuscht, 
dass BNE-Angebote in Kindertagesstät-
ten überhaupt nicht zur Sprache kom-
men. Ich bin seit 2011 eine der weit über 
150 Fachkräfte für „Bildung für nachhal-
tige Entwicklung (BNE)“ im Elementar-
bereich in Rheinland-Pfalz. Es gibt in 
Rheinland-Pfalz sehr viele engagierte 
BNE-Fachkräfte in den Kitas, die die Idee 
der Nachhaltigkeit multiplizieren, sie in 
ihren Einrichtungen fest konzeptionell 
verankert haben und mit den Kindern 
auch umsetzen. Sei es über Naturtage, 
feste Waldgruppen, Projekte mit fairem 

Handel oder beim Erforschen der Umge-
bung. Ich möchte die Lehrerinnen und 
Lehrer einladen, gemeinsam mit uns Er-
zieherinnen den BNE-Gedanken schon 
ab der Primarstufe weiterzuentwickeln. 
Denn bereits in der frühen Kindheit wer-
den die Grundlagen für ein verantwor-
tungsvolles Handeln gelegt. Die BNE-
Fachkräfte in den Kitas geben ihr Wissen 
gerne weiter.
Sabine Breier (per E-Mail)

„Durchgerutscht“?
(E&W 12/2015, Seite 6: Aufmacherfoto)
Das Aufmacherbild zum Artikel „BNE: 
kein Feigenblatt“ zeigt im Bildvorder-
grund sechs Mädchen, drei weiße und 
drei schwarze. Was sagt das über Part-
nerschaftsprojekte aus, wenn nur die 
Namen der weißen Mädchen in der 
Bildunterschrift genannt werden? Und 
was sagt das über die Redaktion aus, 
der das einfach so „durchrutscht“? 
Oder war das Ironie und ich habe es 
nicht mitbekommen?
Clemens Noll, Köln

„Gefälligkeitsinterview“
(E&W 12/2015, Seite 12 f.: „Entwick-
lungspolitik ist nicht weit weg“)
Eineinhalb Druckseiten und nicht eine 
kritische Frage an CSU-Staatssekretär 
Thomas Silberhorn, der hier so tun 
kann, als wäre eine nachhaltige und 
gerechte Weltordnung ein Ziel der 
Bundesregierung und somit auch der 
CSU. Einer Partei, die das transatlanti-
sche Freihandelsabkommen, kurz TTIP, 
umsetzen will und sich beharrlich wei-
gert, dass bayerische Schülerinnen und 
Schüler in „Einer Schule für alle“ lernen 
können.
Gefälligkeitsinterviews mit CSU-Politi-
kern sollten in einer Gewerkschaftszei-
tung keinen Platz haben.
Ernst Wilhelm, stellvertretender Vorsitzender 
GEW Oberfranken (per E-Mail)

„Nicht einverstanden“
(E&W 12/2015, Seite 19 f.: „A13-Debat-
te tobt im Norden“)
Ich bin mit GEW-Positionen wie der 
Gleichstellung „Grundschule – Gym-
nasium“ nicht einverstanden. Das hat 
nichts mit Überheblichkeit zu tun. Aber 
so zu tun, als ob die Ausbildungen für 
Grundschul- und Gymnasiallehrkräfte 
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Klassenfahrten London

mit oder ohne Sprachkurs

ausgesuchte Gastfamilien, indiv. Programm

london@reichardt.eu, T: 06181 424830

www.reichardt.eu

Provence Bastide a.d. 18. Jahrh. 
Zwei romantische Ferienhäuser

Tel. 0033 / 490 617 450
www.chante-duc.fr

68018_2015_05_Baumann.indd   1 16.03.2015   14:47:55
Ihre Anzeige in der

E&W Erziehung und
Wissenschaft

rufen Sie uns an:
0201 843 00 - 31

Exklusive Kultur-Leserreisen
Musik und Literatur an besonderen Orten erleben

www.gew.de/Verlagsreisen

Segel- und Surfschule
Katamaran-

schule
Seebrücke

OSTSEE

Komplettangebote für Klassenfahrten Klasse 5-13

Segel- & Surfschule am Binnensee

Axel Malicke . Eichholzweg . 23774 Heiligenhafen . Tel. 0 43 62 - 14 41
www.segelschule-malicke.de . info@segelschule-malicke.de

„gleich“ seien, damit ist es nicht getan. 
Die GEW sollte lieber dafür sorgen, dass 
Lehrkräfte sowohl materiell besser ge-
stellt als auch gesellschaftlich mehr an-
erkannt werden.
Für Männer ist der Lehrerberuf heute 
auch nicht mehr reizvoll, zumal er  – 
zwar von Bundesland zu Bundesland 
unterschiedlich – kaum echte Aufstiegs-
chancen mehr bietet. Und: Was soll ich 
davon halten, wenn Frauen in vielerlei 
Hinsicht bevorzugt werden? Männern 
bleibt dann nur die Knochentour – 
wenn überhaupt.
Ist die GEW noch meine Interessenver-
tretung?
Martin Fellinger (per E-Mail)

„Warum?“
Mit Interesse habe ich den Artikel 
„A 13-Debatte tobt im Norden“ ge-
lesen. Ich kann alle Argumente sehr 
gut nachvollziehen, weil ich mich in 
einer ähnlichen Situation befinde. 
Ich unterrichte an einer Oberschule 
und bin lediglich „Nicht-Erfüllerin“ – 
allein die Bezeichnung „trieft“ schon 
vor „Wertschätzung“ und „Anerken-
nung“, die sich in meiner Eingruppie-
rung wunderbar widerspiegelt: Ent-
geltgruppe (E) 5!
Kurz zu meiner Berufsbiografie: Ich 
habe ein abgeschlossenes Studium zur 
Diplom-Verwaltungswirtin (FH) und 
bin Meisterin der städtischen Haus-
wirtschaft mit sonderpädagogischer 
Zusatzausbildung. Die Meisterprüfung 
entspricht nach dem deutschen und 

europäischen Qualifikationsrahmen 
einem Bachelor-Abschluss. Zuerst war 
ich als Lehrerin an einer Realschule 
tätig. Wie jede andere Lehramtsan-
wärterin hatte ich das Studienseminar 
besucht. Meine damalige Schulleite-
rin und ich sind davon ausgegangen, 
dass ich auf diese Weise die Lehrbe-
fähigung erhalte und dann wenigs-
tens nach E9 vergütet werde. Das war 
leider ein Irrtum. Daher wollte ich an 
eine Berufsschule wechseln, damit 
ich dort als Hauswirtschaftsmeisterin 
in E9 eingestuft werde. Zwei Berufs-
schulen wollten mich zwar einstellen, 
aber die Landesschulbehörde hat ab-
gelehnt. Sie teilte die Auffassung des 
Kultusministeriums, meine bisherige 
Unterrichtstätigkeit entspräche nicht 

der einer Meisterin, da diese nach 
E9, ich aber lediglich nach E5 bezahlt 
würde.
Ich frage mich immer wieder, was er-
füllen sogenannte „Nicht-Erfüller“ 
eigentlich nicht? Ich unterrichte nach 
demselben Curriculum. Nicht nur 
Fachpraxis, sondern auch Fachtheorie. 
Ich erbringe nach Einschätzung der 
Schulleitung und der Fachseminarlei-
tung als „Nicht-Erfüllerin“ gleichwer-
tige Leistungen wie sogenannte „Er-
füller“. Warum erhalte ich dann eine 
um sechs Entgeltgruppen niedrigere 
Vergütung? 
Doris Isernhagen, Walsrode

„Nicht nur zur Professur“
(E&W 12/2015, Seite 32: „In den Hän-
den der Eliten“)
Dass eine sehr gute soziale Herkunft 
als Sprungbrett dient, ist nicht nur auf 
dem Weg zur Professur so, sondern gilt 
genauso in den „unteren Abteilungen“. 
Ich selbst musste vom Gymnasium auf 
die Realschule wechseln, da klar war, 
dass meine Eltern für ein Studium kein 
Geld hatten. Später finanzierte ich die 
Ausbildung zum Fachlehrer aus eigener 
Tasche und bewarb mich an der Päda-
gogischen Hochschule (PH) Weingarten. 
Ich dachte, als Lehrer mit langer Berufs-
erfahrung bekomme ich bestimmte Tä-
tigkeiten angerechnet.
Trotzdem sollte ich – so die Auflage der 
PH – nun das ISP (integriertes Semes-
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terpraktikum) aus „wissenschaftlichen 
Gründen“ absolvieren, was bei einer 
halben Stelle an meiner Stammschule 
nicht zu machen ist.
Als ich dem Dekan meine umfangreiche 
Vorerfahrung (Beruf, Weiterbildungen) 
mit berufsbegleitendem Studium und 
meine sehr guten Dienstbeurteilungen 
zeigen wollte, winkte dieser ab.
Ich bleibe weiter in der Gehaltsstufe 
A9 eingruppiert, zwar mit ähnlicher Ar-
beitsbelastung wie ein PH-Kollege, der 
jedoch zirka 600–700 Euro netto (A12 
oder A13) pro Monat mehr verdient.
Frank Müller, Biberach an der Riß

„Kommt nicht an“
(E&W 12/2015, Seite 48: „Diesmal“)
Schon seit langem registriere ich – auch 
im Gespräch mit anderen Hamburger 
Gewerkschaftsmitgliedern –, wie we-
nig die Gestaltung der Seite 48 (U4) der 
E&W noch „ankommt“. Die Karikatu-
ren  – jeweils vergrößerte Vignetten  – 
sind kaum für dieses „Riesenformat“ 
geeignet. Hinzu kommt, dass die inhalt-
lichen Aussagen derart „hergesucht“ 
und von daher nur wenig nachzuvoll-
ziehen sind (oft nur für Insiderinnen 
und Insider!). Zum Schmunzeln über 
eine treffende Kernaussage regen die 
Cartoons schon gar nicht an. Eine gute 
Karikatur sollte dies aber „auf Anhieb“ 
können. 
Das „Diesmal“ der Dezember-Ausgabe 
bleibt gleich auf mehreren Ebenen un-
verständlich: weder Zeichnung, noch 
Text, noch der Titel „Hilde K.... „ er-
schließen sich.
Ich würde mich freuen, wenn die Re-
daktion endlich mal etwas an der Rubrik 
„Diesmal“ verändern könnte. Zum Bei-
spiel durch eine Satire, „garniert“ mit 
einem kleinen Cartoon. 
Heidemarie Thiele (per E-Mail)

„Lösungsansätze präsentieren!“
(E&W 1/2016, S. 6 ff.: „Angekommen – 
und dann?“)
Wieder gibt es im Auftakt zum Schwer-
punkt nur Fallbeispiele gut ausgebildeter 
Flüchtlinge. Aus meiner Arbeit als Lehre-
rin für Deutsch als Fremdsprache (DaF) 
versichere ich aber, das größte Problem 
haben nicht qualifizierte Asylsuchende. 

Sie werden in der Regel über die Ehren-
amtlichen, ohne die zur Zeit sowieso 
kaum etwas läuft, aufgefangen. 
Das größte Problem haben und sind 
die vielen bildungsfernen, ja man muss 
sogar sagen teilweise „bildungsfeind-
lichen“ Geflüchteten. Die begreifen 
häufig nicht, dass sie ohne eine gewis-
se Grundbildung keine Chance haben, 
wenn sie Lernangeboten aus Angst oder 
Unkenntnis fernbleiben.
Warum berichtet E&W nicht einmal 
über dieses viel größere Problem? Viel-
leicht sollte die Redaktion in dem Kon-
text dann auch ein paar Lösungsansätze 
präsentieren.
Sonja Gerlach (per E-Mail)

„Nicht zu glauben“
(E&W 1/2016, Seite 24: „Neue ‚Heils-
botschaften‘“, und Seite 36 f.: „Mil-
liardengeschäft auf dem Rücken der 
Kinder“)
Im Artikel „Neue Heilsbotschaften“ wird 
beschrieben, wie sich zuvor deutsch-
landkritische Aussagen der Organisati-
on für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) plötzlich und 
unerwartet ins Positive wenden. Ver-
ursacher dieser Wende solle, so heißt 
es, der neue Vizegeneralsekretär Stefan 
Kapferer sein. Die OECD ist eine Institu-
tion, die man aus Sicht der Bildung im-
mer sehr kritisch beäugen sollte. Aber 
ich vermag nicht zu glauben, dass eine 
Person – und sei es ein Versorgungsfall 
der FDP – soviel Einfluss auf Aussagen 
der OECD hat. 

Im Interview „Milliardengeschäft auf 
dem Rücken der Kinder“ wird festge-
stellt, dass Medikamente u.a. zur Ruhig-
stellung verhaltensauffälliger Kinder für 
Pharmakonzerne ein „riesiges Geschäft“ 
seien. Das sehe ich auch so. Aber ich 
kann wiederum nicht glauben, dass der 
Manager eines solchen Konzerns zugibt: 
„Jetzt knöpfen wir uns die Kinder vor. 
Die machen wir zu Kranken.“ Und das 
soll er auch noch zu einer Redakteurin 
von Frontal 21 gesagt haben?! So blöd 
kann keiner sein.
Peter Ueding, Leopoldshöhe

„Gejammer und Gezeter“
(E&W 1/2016, Seite 36 f.: „Milliarden-
geschäft auf dem Rücken der Kinder“, 
und Seite 38: „Mehr Lehrkräfte, mehr 
Zeit und kleinere Klassen“)
Es ist ja zu begrüßen, dass E&W Defizite 
in der Bildungspolitik thematisiert. Al-
lerdings greifen die Vorschläge für eine 
Reform in den Beiträgen viel zu kurz. 
Grundübel sind doch die Dreigliedrig-
keit des deutschen Schulsystems sowie 
das selektive Übertrittsverfahren nach 
der 4. Klasse. Letzteres gibt es in kei-
nem anderen europäischen Staat, nur 
seit mindestens einem Jahrhundert in 
Deutschland. Ein Horrorszenario für 
alle Zehnjährigen und deren Eltern. 
Und solange diese ungerechte Sor-
tierung von Kindern weiter besteht, 
wird sich auch an dem daraus folgen-
den Desaster – Krankheiten, Phobien, 
frühkindlichen Psychosen etc. – nichts 
ändern. Es wird eher auf noch schlim-
mere Zustände hinauslaufen, die man 
nicht mehr in den Griff bekommt. Nicht 
einmal mit Pillen.
Hier mache ich der GEW den Vorwurf, 
das „selektive Schulsystem“ nicht im-
mer wieder in den Fokus zu rücken. Al-
les andere ist Gejammer und Gezeter.
Elke Funke (per E-Mail)

E&W-Briefkasten
Postanschrift der Redaktion: 
Gewerkschaft Erziehung  
und Wissenschaft
Postfach 900409, 60444 Frankfurt a. M. 
E-Mail: renate.koerner@gew.de
Die Redaktion behält sich vor, Leser-
briefe zu kürzen. Anonym zugesandte 
Leserbriefe werden nicht veröffentlicht.
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Die Wollmarshöhe

Akutfachkrankenhaus für 
psychosomatische Medizin

www.wollmarshoehe.de

Kurzzeittherapie bei Burn-out
und Stressfolgeerkrankungen
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wunderschöne Ferienhäuser / -whg privater
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Meer, mittelalterliche Dörfer, herrliche Natur...

Tel.: 089 / 33 37 84, www.litos.de

WIR HELFEN IHNEN WEITER

WENDELSTEIN KLINIK
Reutlinger Str. 20 . 72501 Gammertingen

0 75 74 - 845
www.wendelsteinklinik.de
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Akut-Fachkrankenhaus

Krankenhaus für Neurologie, Psychiatrie,
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Klassenfahrten der Jugendherberge Essen

Aller Anfang ist leicht 2016
5. - 6. Klasse | 3 Tage | ab € 122,00
Die Schüler lernen sich kennen, setzen
sich Ziele für die gemeinsame Zukunft.

Einer für alle – alle für einen 2016
7. - 13. Klasse | 3 - 5 Tage | ab € 138,00
Ein Teambuilding mit Kooperationsübungen

Entdecken. Erleben. Bewegen 2016
5. - 6. Klasse | 3 Tage | ab € 98,00
Der Wandel des Ruhrgebiets: Die Zeugnisse
der Industriekultur bilden dabei die Kulisse für aufregende Erlebnisse.

weitere Programme und vieles mehr unter:
www.essen.jugendherberge.de
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Ihre Reiseleiter in PARIS für Klassenfahrten und Gruppenreisen

Tel.: +33 6 52 22 30 30
www.vinculum-mundi.com
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TOSCANA
zwischen Zypressen, Zikaden und Meer,
Natur & KulTouren, Strände, Wein, 
Olivenhain, FeWo & FH von privat
www.lisaheinrich.de T. 0209/9475637
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Andalusien
Kleines Ferienhaus auf Finca im
Olivenhain am Naturschutzpark 

bietet Ruhe und Erholung.
Für Wanderer ein Paradies.

T: 05171/16343  www.la-ruca.de
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SAMOS - GRIECHENLAND
Familie Taleporou verwöhnt Sie!

8 DZ, ruhige Lage, Nichtraucherhaus,
exzellenter Service u. super Frühstück!

www.pension-ermioni-samos.de

Bachelor Gesundheitsökonomie (B. A.)

Bachelor Angewandte Psychologie (B. Sc.)

Zertifikatskurse! U. a. Ernährungsberater

Kostenlose Infos: 0800 3427655 (gebührenfrei)

NEU: Bachelor Sozialmanagement (B. A.) 

Bachelor per  
FernstudIum!

Ein Unternehmen der Klett Gruppeapollon-hochschule.de
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Insel Rügen: 4-Sterne-Ferienwohnun-
gen für 2-4 Pers., mit Balkon, 2 Schlaf-
zimmer, exklusive Ausstattung, ruhig, 
sonnig, Natur pur, Tel. 038301 60289
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